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Gesetzentwurf 

Hannover, den 21.11.2024 

Fraktion der SPD  
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Der Landtag wolle das folgende Gesetz beschließen: 

Gesetz  
zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Artikel 1 

Das Niedersächsische Krankenhausgesetz in der Fassung vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. 
S. 376) wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 5 werden nach Satz 1 die folgenden Sätze 1 a und 1 b eingefügt: 

„1aMit Wirkung ab dem 01.01.2027 erfolgt mit Ausnahme der Fachrichtungen Psychiatrie und 
Psychotherapie, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie sowie Psychosomati-
sche Medizin und Psychotherapie die Festlegung gemäß Satz 1 anstelle von Fachrichtungen 
und Planbetten auf der Grundlage von Leistungsgruppen und Planfallzahlen. 1bUnbeschadet 
der Festlegung von Leistungsgruppen und Planfallzahlen kann zusätzlich die Ausweisung von 
Planbetten erfolgen.“ 

2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 

„§ 6 a 

Antrag auf Leistungsgruppen 

(1) Anträge auf Zuweisung von Leistungsgruppen und Planfallzahlen sind für Plan-
krankenhäuser (§ 3 Nr. 2) vom Krankenhausträger beim für Gesundheit zuständigen Ministe-
rium und für Hochschulkliniken im Sinn von § 108 Nr. 1 SGB V beim für Wissenschaft zustän-
digen Ministerium zu stellen.  

(2) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung für die Zuweisung von Leistungsgrup-
pen und Planfallzahlen hat auf elektronischem Weg mittels Datenfernübertragung über ein 
vom für Gesundheit zuständigen Ministerium eröffnetes IT-Antragsportal zu erfolgen. 2Die an-
tragstellenden Krankenhausträger sind verpflichtet, die für die Durchführung des Antragsver-
fahrens erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 3Treten im Verlauf des Antragsverfahrens we-
sentliche Änderungen auf, sind diese unverzüglich mitzuteilen. 4Die für die Nutzung des IT-
Antragsportals vom für Gesundheit zuständigen Ministerium erlassenen Nutzungsvorgaben 
sind zu beachten. 

(3) Der technische Zugang zum IT-Antragsportal wird den antragsberechtigten Kran-
kenhausträgern der Plankrankenhäuser (§ 3 Nr. 2) und Hochschulkliniken von Amts wegen 
ermöglicht. 

(4) 1Die zuständigen Ministerien sind berechtigt, die Anträge und erteilten Auskünfte 
für den Zweck der Prüfung der Erfüllung der Qualitätskriterien an den Medizinischen Dienst 
weiterzuleiten. 2Der Medizinische Dienst leitet seine Prüfergebnisse den Ministerien zu. 3Die 
Übermittlungen nach den Sätzen 1 und 2 erfolgen auf elektronischem Weg.“ 

3. § 18 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 5“ durch die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 
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4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 und 4 angefügt: 

„3Das für Gesundheit zuständige Ministerium und das für Wissenschaft zuständige Ministeri-
um dürfen personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben zur 
Zuweisung von Leistungsgruppen erforderlich ist. 4Die Befugnis nach Satz 3 umfasst auch die 
Übermittlung der entsprechenden Daten an den und vom Medizinischen Dienst.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Anlass, Ziele und Schwerpunkte des Entwurfs 

Die Bundesregierung beabsichtigt zum 01.01.2025 Leistungsgruppen vorzugeben. Diese Regelung 
befindet sich im Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG), über das Bundestag und 
Bundesrat bis November beschließen sollen. 

Zukünftig richtet sich dann die Finanzierung der Krankenhäuser zu einem wesentlichen Teil nach 
den durch das Land zugewiesenen Leistungsgruppen und Fallmengen. Dafür wird die bisher allein 
mengenbezogene Vergütung mit Fallpauschalen (DRG) auf 60 Prozent Vorhaltepauschale sowie 
40 Prozent abgeschmolzene Fallpauschale (rDRG) umgestellt. Für die Umsetzung dieser Bundes-
Krankenhausreform müssen Änderungen am Niedersächsischen Krankenhausgesetz (NKHG) er-
folgen. 

Die Beantragung der Leistungsgruppen durch die Krankenhäuser soll in Niedersachsen durch ein 
elektronisches Antragstool erfolgen. Das verringert den Aufwand der Krankenhäuser und ermög-
licht eine teilweise automatisierte Antragsprüfung. Dies erfordert, die notwendigen Regelungen im 
NKHG zu treffen. 

II. Wesentliche Ergebnisse der Gesetzesfolgenabschätzung 

Mit den vorgesehenen Regelungen können die verfolgten Ziele erreicht werden. Wirksamere Alter-
nativen sind nicht erkennbar. 

III.  Auswirkungen 

Auswirkungen auf die Umwelt, auf die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern, 
auf Menschen mit Behinderungen oder Familien sind nicht zu erwarten. 

IV.  Kosten und haushaltsmäßige Auswirkungen 

Die Herstellung des Antragstools erfolgt in 2024. Der Haushalt stellt im Einzelplan 05 dafür 
345 000 Euro zur Verfügung. In den Folgejahren ergeben sich Ausgaben u. a. für die Anpassung 
des IT-Tools an die Vorgaben des Bundes sowie die Erweiterung um weitere Datenbanken (2025: 
842 000 Euro, 2026: 500 000 Euro). Zudem fallen ab 2025 laufende Kosten für Pflege und Wartung 
an (158 000 Euro p. a.).  

Sämtliche Kosten sind in der von der Landesregierung beschlossenen Mipla 2024 bis 2028 im Ein-
zelplan 05, Kapitel 0541, Titel 538 61 bereits enthalten. 

V. Anhörung 

Entfällt. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die Festlegung von Leistungsgruppen und Fallmengen muss laut KHVVG-E bis Ende 2026 erfol-
gen. Ab dem 01.01.2027 gelten dann die zuvor zugewiesenen Leistungsgruppen und dienen zur 
Berechnung der Vorhaltevergütung. 

Die Umstellung betrifft nur die somatischen Leistungen und nicht die psychiatrischen und psycho-
somatischen Behandlungen. Diese Bescheide behalten Gültigkeit. Für diese Leistungen sieht das 
KHVVG keine Leistungsgruppen und keine Vorhaltevergütung vor. 

Die nachrichtliche weitere Ausweisung von Planbetten dient als Grundlage für etwaige Übergangs-
regelungen und als Arbeitshilfe, da die Krankenhausplanung bisher auf Fachabteilungen und Plan-
betten fußt. 

Zu Nummer 2 

In Niedersachsen teilt sich die Landesplanungsbehörde für Krankenhäuser zwischen dem Nieder-
sächsischen Sozialministerium (Plankrankenhäuser) und dem Niedersächsischen Wissenschafts-
ministerium (Uni-Kliniken) auf. Diese Teilung in der Zuständigkeit soll auch für die KHVVG-
Umsetzung gelten. 

Für die Beantragung der Leistungsgruppen und Fallmengen erstellt das Niedersächsische Sozial-
ministerium ein elektronisches Antragstool. Dieses soll auch die Uni-Kliniken einschließen. Die hier 
getroffene Regelung soll ermöglichen, die Nutzung des Antragstools verbindlich für die niedersäch-
sischen Krankenhäuser vorzugeben. 

Für die Nutzung erhalten alle antragsberechtigten Krankenhäuser den Zugang zum System. 

Nach der Antragsprüfung durch die Ministerien und vor Bescheiderteilung muss nach KHVVG-E 
der Medizinische Dienst der Krankenkassen (MD) ein Gutachten über die Einhaltung der Qualitäts-
kriterien erstellen. Damit der MD dieser Aufgabe nachkommen kann, benötigt er vom zuständigen 
Ministerium den Auftrag für die Leistungsgruppenbegutachtung einschließlich des vorliegenden An-
trags, um die Angaben des Krankenhauses zu überprüfen. 

Zu Nummer 3 

Folgeänderung nach Anpassung des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes. 

Zu Nummer 4 

Die Leistungsgruppenanträge der Krankenhäuser enthalten personenbezogene Daten, insbesonde-
re zu den beschäftigten Fachärztinnen und Fachärzten. Die Ministerien benötigen eine Ermächti-
gung, diese für die Antragsprüfung zu verarbeiten und zur Erstellung der Gutachten an den MD 
weiterzugeben (siehe zu Nr. 2). 

Zu Artikel 2 

Das KHVVG soll am 01.01.2025 in Kraft treten. Der Beginn des Antragsverfahrens in Niedersach-
sen ist für den 01.03.2025 vorgesehen. 

 

Für die Fraktion der SPD Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Wiard Siebels 
Parlamentarischer Geschäftsführer 

Volker Bajus 
Parlamentarischer Geschäftsführer 

 

(Verteilt am 22.11.2024) 
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Beschlussempfehlung 

Hannover, den 22.01.2025 

Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 

Berichterstattung: Abg. Jan Bauer (CDU) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung empfiehlt dem Landtag, den  
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Druck- 
sache 19/5878 mit den aus der Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen. 

Dr.in Tanja Meyer 
Stellvertretende Vorsitzende 
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Gesetz  Gesetz  

zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

  

Artikel 1 Artikel 1 

  

 Das Niedersächsische Krankenhausgesetz in der 

Fassung vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376) wird wie 

folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Krankenhausgesetz 
__________ vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376), ge-

ändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Dezem-

ber 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 118), wird wie folgt geän-

dert: 

  

1. § 5 wird wie folgt geändert: 1. § 5 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

  

In Absatz 5 werden nach Satz 1 die folgenden 

Sätze 1a und 1b eingefügt: 

a) Es __________ werden __________ die fol-

genden neuen Sätze 2 und 3 eingefügt: 

  

„1aMit Wirkung ab dem 01.01.2027 erfolgt mit Aus-

nahme der Fachrichtungen Psychiatrie und Psycho-

therapie, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psy-

chotherapie sowie Psychosomatische Medizin und 

Psychotherapie die Festlegung gemäß Satz 1 an-

stelle von Fachrichtungen und Planbetten auf der 

Grundlage von Leistungsgruppen und Planfallzah-

len. 1bUnbeschadet der Festlegung von Leistungs-

gruppen und Planfallzahlen kann zusätzlich die Aus-

weisung von Planbetten erfolgen.“ 

„2Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2027 ist die 

Festlegung nach Satz 1  

 
1.  anstelle der Fachrichtungen nach Leis-

tungsgruppen und 

 
2.  anstelle der Zahl der Planbetten 

 
a)  nach Planfallzahlen oder, 

 

b)  soweit keine Planfallzahlen vor-

gegeben werden sollen, nach  

einer anderen nach § 37 Abs. 2 

Satz 3 oder 7 KHG zu berücksich-

tigenden Anzahl der Fälle des je-

weiligen Krankenhausstandorts 

 

zu gliedern; ausgenommen davon sind die 

Fachrichtungen Psychiatrie und Psychothera-

pie, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psy-

chotherapie sowie Psychosomatische Medizin 
und Psychotherapie. 3__________ Neben den 

in Satz 2 Halbsatz 1 genannten Kriterien 

können weiterhin auch die Zahl der Planbet-

ten und die Fachrichtungen ausgewiesen 

werden.“ 

  

 b) Die bisherigen Sätze 2 bis 6 werden Sätze 4 

bis 8. 

  

2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 

  

„§ 6 a „§ 6 a 

Antrag auf Leistungsgruppen Antrag auf Zuweisung von Leistungsgruppen und 

Vorgabe von Planfallzahlen 

  

 (1) Anträge auf Zuweisung von Leistungsgrup-

pen und Planfallzahlen sind für Plankrankenhäuser 

 (1) 1Anträge auf Zuweisung von Leistungs-

gruppen und Vorgabe von Planfallzahlen sind für 
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(§ 3 Nr. 2) vom Krankenhausträger beim für Ge-

sundheit zuständigen Ministerium und für Hoch-

schulkliniken im Sinne von § 108 Nr. 1 SGB V beim 

für Wissenschaft zuständigen Ministerium zu stel-

len. 

Plankrankenhäuser __________ vom Kranken-
hausträger bei dem für Gesundheit zuständigen Mi-

nisterium und für Hochschulkliniken im Sinne des 

§ 108 Nr. 1 SGB V bei dem für die Hochschulkli-

niken zuständigen Ministerium zu stellen. 2Für die 

Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vor-

gabe von Planfallzahlen für Hochschulkliniken 

gilt abweichend von § 5 Abs. 1 Satz 1 das für die 

Hochschulkliniken zuständige Ministerium als 

die für die Krankenhausplanung zuständige Lan-

desbehörde im Sinne des § 6 a KHG. 3Die Ent-

scheidungen über die Zuweisung von Leis-

tungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzah-

len, die das für Gesundheit zuständige Ministe-

rium für die Plankrankenhäuser und das für die 

Hochschulkliniken zuständige Ministerium für 

die Hochschulkliniken treffen, sind aufeinander 

abzustimmen. 

  

 (2) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und Plan-

fallzahlen hat auf elektronischem Weg mittels Da-

tenfernübertragung über ein vom für Gesundheit zu-

ständigen Ministerium eröffnetes IT-Antragsportal 

zu erfolgen. 2Die antragstellenden Krankenhausträ-

ger sind verpflichtet, die für die Durchführung des 

Antragsverfahrens erforderlichen Auskünfte zu er-

teilen. 3Treten im Verlauf des Antragsverfahrens we-

sentliche Änderungen auf, sind diese unverzüglich 

mitzuteilen. 4Die für die Nutzung des IT-Antragspor-

tals vom für Gesundheit zuständigen Ministerium er-

lassenen Nutzungsvorgaben sind zu beachten. 

 (2) 1__________ (jetzt in Absatz 3 Satz 1) 2Die 

____ Krankenhausträger haben der für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen zuständigen Stelle die für die 

Durchführung des Antragsverfahrens erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen. 3Treten im Verlauf des An-

tragsverfahrens wesentliche Änderungen auf, sind 
diese der in Satz 2 genannten Stelle unverzüglich 

mitzuteilen. 4__________ (jetzt in Absatz 3 Satz 3) 

  

 (3) Der technische Zugang zum IT-Antragspor-

tal wird den antragsberechtigten Krankenhausträ-

gern der Plankrankenhäuser (§ 3 Nr. 2) und Hoch-

schulkliniken von Amts wegen ermöglicht. 

 (3) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die 

Vorgabe von Planfallzahlen hat auf elektronischem 

Wege __________ über ein von dem für Gesund-

heit zuständigen Ministerium eröffnetes IT- 
Antragsportal zu erfolgen. ²Der technische Zugang 

zum IT-Antragsportal wird den _____ Krankenhaus-
trägern __________ von Amts wegen eröffnet. 3Die 

für die Nutzung des IT-Antragsportals von dem für 

Gesundheit zuständigen Ministerium erlassenen 

Nutzungsvorgaben sind zu beachten. 

  

 (4) 1Die zuständigen Ministerien sind berech-

tigt, die Anträge und erteilten Auskünfte für den 

Zweck der Prüfung der Erfüllung der Qualitätskrite-

rien an den Medizinischen Dienst weiterzuleiten. 
2Der Medizinische Dienst leitet seine Prüfergeb-

nisse den Ministerien zu. 3Die Übermittlungen nach 

den Sätzen 1 und 2 erfolgen auf elektronischem 

Weg.“ 

 (4) 1Die für die Zuweisung von Leistungs-

gruppen zuständige Stelle hat bei der Beauftra-

gung des Medizinischen Dienstes nach § 275 a 

Abs. 2 Satz 1 SGB V diesem die ihr vorliegenden 

Anträge und ____ Auskünfte __________ auf elek-
tronischem Wege zu übermitteln. 2__________ 
3__________ (jetzt in Satz 1) 
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3. § 18 wird wie folgt geändert: 3. In § 18 __________ Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe 

„Abs. 5“ durch die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

  

In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 5“ durch 

die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

 

  

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 

und 4 angefügt: 

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 bis 5 

angefügt: 

  

„3Das für Gesundheit zuständige Ministerium und 

das für Wissenschaft zuständige Ministerium dürfen 

personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies 

zur Erfüllung der Aufgaben zur Zuweisung von Leis-

tungsgruppen erforderlich ist. 4Die Befugnis nach 

Satz 3 umfasst auch die Übermittlung der entspre-

chenden Daten an den und vom Medizinischen 

Dienst.“ 

„3Die für die Zuweisung von Leistungsgruppen und 

die Vorgabe von Planfallzahlen zuständige Stelle 

__________ darf personenbezogene Daten von in 

einem Krankenhaus beschäftigten oder sonst tä-

tigen Personen verarbeiten, soweit dies zur Erfül-

lung dieser Aufgaben ____ erforderlich ist. 4Dies 

umfasst die Befugnis, __________ personenbezo-

gene Daten an den __________ Medizinischen 

Dienst zu übermitteln, soweit dies zur Erfüllung 

seiner Aufgaben bei der Zuweisung von Leis-

tungsgruppen erforderlich ist. 5Die für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen zuständige Stelle 

darf den Medizinischen Dienst um die Übermitt-

lung personenbezogener Daten ersuchen, so-

weit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-

lich ist.“ 

  

 5. In § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d wird die Angabe 

„Satz 6“ durch die Angabe „Satz 8“ ersetzt. 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

  

 Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 

in Kraft. 

unverändert 

 

 

 

(Verteilt am 22.01.2025) 
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Schriftlicher Bericht 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung  
- Drs. 19/6296 

Berichterstattung: Abg. Jan Bauer (CDU) 

 

Der Ausschuss für Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung empfiehlt dem 
Landtag in der Drucksache 19/6296, den Gesetzentwurf mit den aus der Anlage zu jener Drucksache 
ersichtlichen Änderungen anzunehmen. Diese Beschlussempfehlung kam im federführenden Aus-
schuss einstimmig bei Stimmenthaltung des Ausschussmitglieds der Fraktion der AfD zustande. Der 
mitberatende Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen stimmte wie der federführende Aus-
schuss ab. 

 

Den Ausschussempfehlungen zu den einzelnen Vorschriften liegen folgende Erwägungen zugrunde: 

 
Zu Artikel 1: 

Zum einleitenden Änderungsbefehl: 

Die Angabe der Fundstelle des Gesetzes ist rechtsförmlich zu berichtigen. Außerdem wurde das 
Gesetz durch Artikel 9 des Haushaltsbegleitgesetzes 2025 geändert. Auch die Fundstelle dieser Än-
derung ist anzugeben. 

 

Zu Nummer 1 (§ 5 Abs. 5): 

Die redaktionelle Gestaltung des Änderungsbefehls und die Zählung der einzufügenden Sätze sind 
aus rechtsförmlichen Gründen zu korrigieren. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen fin-
den sich nach den Empfehlungen des Ausschusses dem Grunde nach in Buchstabe a; Buchstabe b 
und die empfohlene neue Nummer 5 des Entwurfs enthalten redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Buchstabe a (neue Sätze 2 und 3): 

Zu Satz 2 (Satz 1a der Entwurfsfassung): 

Die Angabe des Datums ist rechtsförmlich zu berichtigen. 

Die empfohlene Ersetzung des Wortes „gemäß“ durch das Wort „nach“ hat nur sprachliche Gründe. 

Die ferner empfohlene Umformulierung in zwei durch ein Semikolon getrennte Halbsätze (Grundsatz 
in Halbsatz 1, Ausnahmen in Halbsatz 2) soll nur der Verbesserung der Lesbarkeit der Vorschrift 
dienen. Daraus ergibt sich sprachlicher Anpassungsbedarf, aber keine inhaltliche Änderung. 

Inhaltlich ist die Formulierung „die Festlegung [nach] Satz 1 [erfolgt] … auf der Grundlage von Leis-
tungsgruppen und Planfallzahlen“ etwas ungenau und möglicherweise auch missverständlich. Denn 
nach Satz 1 werden im Krankenhausplan die erforderlichen Krankenhäuser festgelegt, wobei die 
Darstellung nach bestimmten Kriterien zu gliedern ist. Hinsichtlich dieser Kriterien ist der Kranken-
hausplan aber nicht konstitutiv. Maßgeblich ist vielmehr, was in dem jeweiligen Bescheid über die 
Feststellung der Aufnahme des Krankenhauses in den Krankenhausplan (Feststellungsbescheid) 
nach § 6 des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes (NKHG) geregelt ist. Daran ändert sich nach 
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der Neuregelung der Krankenhausfinanzierung durch das Krankenhausversorgungsverbesserungs-
gesetz des Bundes (KHVVG) grundsätzlich nichts. Die Zuweisung von Leistungsgruppen und die 
Vorgabe von Planfallzahlen nach § 6 a des Krankenhausfinanzierungsgesetzes des Bundes (KHG) 
in der Fassung des KHVVG bilden zwar eine wesentliche Finanzierungsgrundlage für die Kranken-
häuser und damit auch einen maßgeblichen Faktor bei der Krankenhausplanung. Grundsätzlich 
muss die Krankenhausplanung jedoch die Grundlage für die Krankenhausfinanzierung bilden, nicht 
umgekehrt (vgl. dazu auch die Begründung des Gesetzentwurfs zum KHVVG hinsichtlich der Ge-
setzgebungskompetenzen, BT-Drs. 20/11854, S. 121 f.). Der Ausschuss empfiehlt daher, in Anleh-
nung an Satz 1 der Regelung zu formulieren, dass der Krankenhausplan nach bestimmten Kriterien 
„zu gliedern“ ist. 

Hinsichtlich der Gliederung des Krankenhausplans nach Planfallzahlen hat der Ausschuss darüber 
diskutiert, ob in jedem Fall die Vorgabe von Planfallzahlen nach § 6 a Abs. 1 Satz 2 KHG erfolgen 
müsse oder ob möglicherweise auch darauf verzichtet werden könne oder solle. Im Rahmen der vom 
Ausschuss durchgeführten schriftlichen Anhörung zu dem Gesetzentwurf hatte sich die Niedersäch-
sische Krankenhausgesellschaft dafür ausgesprochen, im Regelungstext zumindest abzubilden, 
dass die Vorgabe von Planfallzahlen nach Bundesrecht nicht zwingend vorgegeben sei, sondern in 
das Ermessen der zuständigen Landesbehörde gestellt sei. Der Niedersächsische Städte- und Ge-
meindebund und der Niedersächsische Landkreistag hatten in ihrer Stellungnahme zudem gefordert, 
zumindest vorläufig auf die verbindliche Vorgabe von Planfallzahlen zu verzichten, um die Berech-
nung der Vergütung des Vorhaltebudgets nach § 37 KHG auf Grundlage von Ist-Zahlen zu ermögli-
chen. Seitens der Fraktion der CDU wurden diese Forderungen im Ausschuss aufgenommen. Das 
Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung (MS) erklärte dazu, seitens des Mi-
nisteriums sei beabsichtigt, Planfallzahlen vorzugeben. Dies sei fachlich in der Regel zwingend er-
forderlich. Allerdings könne es auch dazu kommen, dass daneben oder stattdessen auch andere 
Fallzahlen, die nach § 37 Abs. 2 Satz 3 oder 7 KHG maßgeblich seien, zum Tragen kämen. Dies 
müsse sich in der Praxis noch erweisen. 

Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst (GBD) hat darauf hingewiesen, dass der Krankenhaus-
plan keine verbindliche Festlegung dahin gehend enthalte, dass tatsächlich im Feststellungsbescheid 
auch eine bestimmte Planfallzahl vorgegeben werden müsse. Daher wäre es aus Sicht des GBD 
auch unschädlich, insoweit an der im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelung festzuhalten, weil da-
mit keine zwingende Festlegung auf die Vorgabe von Planfallzahlen getroffen würde. 

Zudem sei dabei zu berücksichtigen, dass allein die Vorgabe von Planfallzahlen ein planerisches 
Instrument darstelle, das in der Hand der für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörde 
liege. Gebe sie keine Planfallzahlen vor oder übermittele sie dem Institut für das Entgeltsystem im 
Krankenhaus nach § 6 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 KHG keine Planfallzahlen, so trete bei der Berechnung 
der nach § 37 KHG zu bestimmenden Parameter automatisch kraft Gesetzes an die Stelle von Plan-
fallzahlen eine andere nach § 37 Abs. 2 Satz 3 oder 7 KHG zu berücksichtigende „Anzahl der Fälle 
des jeweiligen Krankenhausstandorts“, so möglicherweise die Ist-Zahlen nach § 37 Abs. 2 Satz 3 
Nr. 2 KHG, möglicherweise aber auch nicht diese, so etwa nicht in den Fällen des § 37 Abs. 2 Satz 3 
Nr. 3 KHG. Die Frage, welche Anzahl der Fälle des jeweiligen Krankenhausstandortes zu berück-
sichtigen sei, sei dann also keine planerische Entscheidung der für die Krankenhausplanung zustän-
digen Landesbehörde mehr. Diese könne vielmehr nur entscheiden, ob sie Planfallzahlen vorgebe 
und übermittele oder nicht. Tue sie das nicht, greife ohne Weiteres die im KHG angelegte gesetzliche 
Systematik. 

Allerdings diene der Krankenhausplan auch der Verwirklichung der Ziele bzw. der Umsetzung der 
Vorgaben des KHG (§ 6 Abs. 1 KHG, § 5 Abs. 5 Satz 1 NKHG). Daher könne einiges dafür sprechen, 
die wesentlichen Parameter der Krankenhausfinanzierung im Krankenhausplan transparent darzu-
stellen. Solle sich die Vergütung eines Vorhaltebudgets nach § 6 b des Krankenhausentgeltsgeset-
zes (KHEntgG) auf Grundlage des § 37 KHG für ein Krankenhaus tatsächlich nicht nach Planfallzah-
len (§ 37 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 KHG), sondern nach bestimmten Ist-Zahlen (§ 37 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 
KHG) oder einer anderen nach § 37 Abs. 2 Satz 3 oder 7 KHG zu berücksichtigenden Anzahl der 
Fälle eines Krankenhausstandorts berechnen, so könne es sich daher anbieten, anstelle von Plan-
fallzahlen diese Anzahl im Krankenhausplan auszuweisen.  
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Der Ausschuss empfiehlt vor diesem Hintergrund eine Formulierung, nach der bei der Gliederung 
des Krankenhausplans zwar, wie im Gesetzentwurf vorgesehen, an die Stelle der Fachrichtungen 
stets die nach § 6 a Abs. 1 Satz 1 KHG zuzuweisenden Leistungsgruppen treten (Nummer 1), an die 
Stelle der Planbetten aber statt Planfallzahlen (Nummer 2 Buchst. a) auch eine andere nach § 37 
Abs. 2 Satz 3 oder 7 KHG zu berücksichtigende Anzahl der Fälle des jeweiligen Krankenhausstand-
orts treten kann (Nummer 2 Buchst. b). 

Zu Satz 3 (Satz 1b der Entwurfsfassung): 

Aus der empfohlenen Fassung des Satzes 2 Halbsatz 1 ergibt sich sprachlicher Anpassungsbedarf. 

Im Übrigen kann die Formulierung ohne Weiteres verkürzt werden („Neben“ statt „Unbeschadet der 
Festlegung von“). Dadurch werden zugleich mögliche Zweifelsfragen und begriffliche Ungenauigkei-
ten vermieden. 

Die Regelung hat nach Auskunft des MS den Hintergrund, dass für bestimmte Formen der Kranken-
hausfinanzierung - so z. B. die Pauschalförderung nach § 11 NKHG oder der Telematikzuschlag 
nach § 377 des Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs - Gesetzliche Krankenversicherung - (SGB V) 
- die Zahl der Planbetten und der vorzuhaltenden Fachrichtungen zumindest vorerst weiterhin maß-
geblich sein werden. Auch im Hinblick auf die Weiterbildungsordnungen sei die Angabe der Fach-
richtungen zunächst weiterhin wünschenswert. Die Planbetten und Fachrichtungen ergeben sich 
zwar nach wie vor grundlegend aus den Feststellungsbescheiden nach § 6 NKHG und nicht konsti-
tutiv aus dem Krankenhausplan (s. o.). Das MS hält es jedoch für sachdienlich, diese Aspekte wei-
terhin spiegelbildlich auch im Krankenhausplan auszuweisen. Dagegen spricht aus Sicht des Aus-
schusses nichts. Nach Erklärung des MS ist seitens der Landesregierung geplant, in Kürze einen 
weiteren, umfangreichen Gesetzentwurf zur Änderung des NKHG zu erstellen. Dabei solle dann auch 
geprüft und entschieden werden, wie mit der Festlegung von Planbetten und Fachrichtungen in den 
Feststellungsbescheiden nach § 6 NKHG weiter umgegangen werden solle. 

Zu Buchstabe b: 

Es handelt sich lediglich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der unter Buchstabe a empfohle-
nen Änderung der Satzzählung (s. o.). 

 

Zu Nummer 2 (§ 6 a): 

Zur Überschrift: 

Es wird zum einen empfohlen, entsprechend der Überschrift des § 6 a KHG vor dem Wort „Leistungs-
gruppen“ die Worte „Zuweisung von“ einzufügen. Zum anderen soll auch die Vorgabe von Planfall-
zahlen, deren Beantragung hier ebenfalls geregelt werden soll, der Vollständigkeit halber bereits in 
der Überschrift genannt werden. 

Zu Absatz 1: 

Zu Satz 1 (einziger Wortlaut der Entwurfsfassung): 

Infolge der Empfehlung, der im Entwurf vorgesehenen Regelung zwei weitere Sätze anzufügen 
(s. u.), muss der bisherige Wortlaut des Gesetzentwurfs Satz 1 werden. 

Nach § 6 a Abs. 1 Satz 2 KHG werden Planfallzahlen nicht, wie die Leistungsgruppen nach § 6 a 
Abs. 1 Satz 1 KHG, „zugewiesen“, sondern „vorgegeben“. Dies soll mit der empfohlenen Formulie-
rung präzisiert werden.  

Der in Klammern enthaltene Hinweis auf die Legaldefinition des Begriffs „Plankrankenhaus“ in § 3 
Nr. 2 ist nicht erforderlich. Das NKHG verwendet auch im Übrigen die in § 3 definierten Begriffe ohne 
Zitierung der jeweiligen Nummer in § 3. 

Die Empfehlungen, nach den Worten „im Sinne“ das Wort „von“ durch das Wort „des“ und jeweils 
das Wort „beim“ durch die Worte „bei dem“ zu ersetzen, haben jeweils nur sprachliche bzw. rechts-
förmliche Gründe. 
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Das Wort „Wissenschaft“ soll zur Vereinheitlichung des gesetzlichen Sprachgebrauchs durch die 
Worte „die Hochschulkliniken“ ersetzt werden (vgl. § 34 Abs. 1 Satz 2 NKHG). Gemeint ist mit beiden 
Bezeichnungen letztlich das Ministerium für Wissenschaft und Kultur (MWK); zu dessen etwaiger 
Zuständigkeit siehe aber noch im Folgenden (zu den - neuen - Sätzen 2 und 3). 

Im Übrigen sollen die Länder nach dem Willen des Bundesgesetzgebers zwar befugt sein, das Ver-
fahren für die Zuweisung von Leistungsgruppen näher zu regeln und dabei auch zu entscheiden, ob 
die Zuweisung von Leistungsgruppen nur auf Antrag oder von Amts wegen erfolgen soll (vgl. die 
Begründung des Gesetzentwurfs zum KHVVG bezüglich § 6 a Abs. 2 KHG, BT-Drs. 20/11854, 
S. 182); Gleiches dürfte für die - erst später im Gesetzgebungsverfahren eingefügte - Vorgabe von 
Planfallzahlen gelten. Daher ist es grundsätzlich rechtlich nicht zu beanstanden, dass der Gesetz-
entwurf (mittelbar) sowohl hinsichtlich der Zuweisung von Leistungsgruppen als auch für die Vorgabe 
von Planfallzahlen ein Antragserfordernis vorsieht. 

Der GBD hat aber zum einen darauf hingewiesen, dass es - anders als für die Zuweisung von Leis-
tungsgruppen (vgl. dazu § 6 a Abs. 1 Satz 5 KHG) - für die Vorgabe von Planfallzahlen - also einem 
Faktor, dem für die Höhe der Vergütung eines Vorhaltebudgets (vgl. § 37 KHG und § 6 b KHEntgG) 
eine maßgebliche Bedeutung zukomme und der damit zugleich ein wesentliches Planungsinstrument 
darstelle - keine gesetzlichen Regelungen darüber gebe, wie zu verfahren und zu entscheiden sein 
solle, wenn eine Auswahl zwischen mehreren Krankenhäusern notwendig werde, also wenn mehrere 
Krankenhäuser die Vorgabe von Planfallzahlen beantragten, die beantragte Summe der Planfallzah-
len aber insgesamt zu hoch sei, sodass die Anträge teilweise abgelehnt werden müssten. Das MS 
hat dazu erklärt, die Vorgabe von Planfallzahlen solle nach Ermessen erfolgen. Dazu werde man 
sich Ermessensrichtlinien geben, auf deren gleichmäßige Anwendung die Krankenhausträger dann 
aufgrund der Selbstbindung der Verwaltung einen Anspruch hätten. 

Zum anderen sei, so der GBD, aber auch keine gesetzliche Regelung darüber vorgesehen, wie ver-
fahren werden solle, wenn einem Krankenhausträger eine größere Planfallzahl vorgegeben werden 
solle, als dieser beantragt habe. Wegen der im Gesetzentwurf vorgesehenen Bindung auch der Vor-
gabe von Planfallzahlen an einen Antrag dürfe an sich höchstens die beantragte Planfallzahl vorge-
geben werden, mangels Antrag aber keine höhere. Das MS hat dazu erklärt, in einem solchen - nach 
seiner Einschätzung eher theoretischen - Fall werde man auf den betreffenden Krankenhausträger 
zugehen und darauf hinwirken, dass dieser seinen Antrag entsprechend ändere. 

Der GBD hat zu den beiden vorgenannten Punkten erklärt, er könne nicht sicher prognostizieren, ob 
die vom MS beabsichtigte Vorgehensweise im Streitfall vor Gericht Bestand haben werde. Der Aus-
schuss sieht insoweit aber keinen weiteren Änderungsbedarf. 

Zu Satz 2 - neu -: 

Der GBD hat darauf hingewiesen, dass § 6 a Abs. 1 Sätze 1 und 2 KHG bundesgesetzlich anordne, 
dass für die Zuweisung einer Leistungsgruppe und die Vorgabe einer Planfallzahl jeweils „die für die 
Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde“ zuständig sei. Welche Behörde dies sei, lasse das 
Bundesrecht offen. Die Zuweisung der Zuständigkeit für die Krankenhausplanung habe vielmehr 
durch das jeweilige Land zu erfolgen; das Bundesrecht ordne aber an, dass aus der Zuständigkeit 
für die Krankenhausplanung auch die Zuständigkeit für die Zuweisung von Leistungsgruppen und für 
die Vorgabe von Planfallzahlen folge. In Niedersachsen ist die Zuständigkeit für die Krankenhaus-
planung in § 5 Abs. 1 Satz 1 NKHG bisher ausschließlich dem MS zugewiesen; eine Zuständigkeit 
oder auch nur eine verbindliche Mitwirkung des MWK hinsichtlich der Hochschulkliniken an der Kran-
kenhausplanung sei gegenwärtig gesetzlich nicht vorgesehen. Aus der bundesrechtlichen Vorgabe, 
dass die Zuständigkeit für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen 
der Zuständigkeit für die Krankenhausplanung folge, ergebe sich mithin, dass das MWK mangels 
Zuständigkeit für die Krankenhausplanung auch nicht ohne Weiteres für die Zuweisung von Leis-
tungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen zuständig sein könne. Gleichwohl gehe der Ent-
wurf - wenn auch nicht ausdrücklich, weil unmittelbar nur das Antragsverfahren und nicht die Zustän-
digkeit für die Entscheidung über einen Antrag geregelt werden solle - zumindest mittelbar davon 
aus, dass das MWK für die Entscheidung über Anträge für Hochschulkliniken zuständig sein solle. 

Das MS hat dazu erklärt, nach dortiger Auffassung stelle sich in Niedersachsen die Situation so dar, 
dass die Krankenhausplanung zwischen MS (Plankrankenhäuser) und MWK (Hochschulkliniken) 
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aufgeteilt sei und das MWK in der Folge auch für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vor-
gabe von Planfallzahlen bei den Hochschulkliniken zuständig sein müsse. Dies sei auch die Auffas-
sung des MWK. 

Um das Problem einer möglichen Unvereinbarkeit mit den bundesrechtlichen Vorgaben in § 6 a 
Abs. 1 Sätze 1 und 2 KHG zu vermeiden, empfiehlt der Ausschuss ungeachtet dessen, in dem 
- neuen - Satz 2 eine gesetzliche Fiktion zu regeln, indem landesgesetzlich das MWK - nur - für die 
Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen für Hochschulkliniken - neben 
dem für die Plankrankenhäuser zuständigen MS - als „für die Krankenhausplanung zuständige Lan-
desbehörde“ fingiert wird. 

Zu Satz 3 - neu -: 

Abgesehen von dieser Rechtsfrage stelle sich, so der GBD weiter, die Frage, ob eine eigenständige 
Zuständigkeit des MWK für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen 
fachlich sinnvoll sein könne. Denn unkoordinierte Entscheidungen über die Zuweisung von Leis-
tungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen durch MS einerseits und MWK andererseits könn-
ten dazu führen, dass zum einen eine Über- oder Unterversorgung der Bevölkerung entstehe und, 
was im vorliegenden Zusammenhang noch wichtiger sei, zum anderen unklar werde, wer welchen 
Anteil an dem Vorhaltevolumen des Landes (vgl. § 6 a Abs. 1 Satz 2 KHG) erhalte. 

Das MS hat dazu erklärt, die sich aus der zwischen MS und MWK aufgeteilten Zuständigkeit erge-
bende Folgeproblematik im Verfahren der Zuweisung von Leistungsgruppen, bei entsprechenden 
Auswahlentscheidungen und der Vorgabe von Planfallzahlen werde dort auch gesehen, solle aber 
erst im Rahmen des geplanten weiteren Änderungsgesetzes zum NKHG (s. o.) als Teil der Verfah-
rensregelung gelöst werden. 

Gleichwohl empfiehlt der Ausschuss, bereits jetzt in einem - neuen - Satz 3 eine ausdrückliche Pflicht 
zur Abstimmung zwischen MS und MWK in das Gesetz aufzunehmen, um der Gefahr möglicherweise 
unkoordinierter Entscheidungen des MS einerseits und des MWK andererseits vorzubeugen. 

Zu Absatz 2: 

Zu den Sätzen 1 und 4: 

Zugunsten einer stringenteren Gliederung wird empfohlen, die Sätze 1 und 4 in den Absatz 3 zu 
verschieben. Absatz 2 befasst sich so nur noch mit den Mitteilungspflichten der Antragsteller, und 
Absatz 3 enthält die das IT-Antragsportal betreffenden Regelungen. 

Zu den Sätzen 2 und 3: 

Da das Verfahren im Verhältnis zwischen den Krankenhausträgern und dem Medizinischen Dienst 
(MD) ausführlich in § 275 a SGB V geregelt ist, können die an dieser Stelle geregelten Auskunfts-
pflichten der Krankenhausträger nur im Verhältnis zu der für die Zuweisung von Leistungsgruppen 
und die Vorgabe von Panfallzahlen zuständigen Stelle (also dem MS bzw. dem MWK) bestehen. Der 
Ausschuss empfiehlt, dies durch entsprechende Einfügungen in den Sätzen 2 und 3 ausdrücklich 
klarzustellen. 

Zu Satz 2: 

Dass hier nur die antragstellenden Krankenhausträger im Sinne des Absatzes 1 gemeint sein kön-
nen, ist selbstverständlich, sodass das Wort „antragstellenden“ gestrichen und die Regelung dadurch 
verkürzt werden kann. 

Der Sinn der hiesigen Regelungen soll nach Auskunft des MS darin bestehen, das MS bzw. das 
MWK in die Lage zu versetzen, bereits im Rahmen der Antragstellung feststellen zu können, ob die 
Voraussetzungen für die Zuweisung der beantragten Leistungsgruppe erfüllt wären, wenn die Anga-
ben des Krankenhausträgers zutreffend wären. Falls das Gutachten des MD verspätet eingehe, soll-
ten die Auskünfte als Grundlage für eine Zuweisung der beantragten Leistungsgruppe aufgrund einer 
begründeten Selbsteinschätzung des Krankenhausträgers nach § 6 a Abs. 2 Satz 4 KHG dienen 
können. Eigenständige Sanktionen aufgrund von nicht erfolgten Angaben oder nicht erfolgten Mittei-
lungen von Änderungen im Sinne einer Ablehnung der Zuweisung oder einer Versagungsentschei-
dung seien hingegen nicht beabsichtigt. Es soll also keine eigenständige, gegebenenfalls gesondert 
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durchsetzbare Mitwirkungspflicht im Sinne des § 26 Abs. 2 Satz 3 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (VwVfG) bzw. des § 21 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Buchs des Sozialgesetzbuchs - Sozialverwal-
tungsverfahren und Sozialdatenschutz - (SGB X) begründet werden. Vielmehr handelt es sich eher 
um eine Mitwirkungsobliegenheit des Krankenhauses im Sinne des § 26 Abs. 2 Sätze 1 und 2 VwVfG 
bzw. des § 21 Abs. 2 Sätze 1 und 2 SGB X, deren Erfüllung im eigenen Interesse des Krankenhaus-
trägers läge. Dies soll etwas deutlicher zum Ausdruck gebracht werden, indem die Worte „sind ver-
pflichtet“ durch das Wort „haben“ ersetzt werden. 

Zu Absatz 3: 

Es wird empfohlen, die das IT-Antragsportal betreffenden Regelungen in diesem Absatz zu bündeln 
und zu diesem Zweck die Sätze 1 und 4 des Absatzes 2 der Entwurfsfassung hierher als Sätze 1 
und 3 zu verschieben (s. o.). 

Zu Satz 1 (Absatz 2 Satz 1 der Entwurfsfassung): 

Auch hier soll - wie bereits zur Überschrift und zu Absatz 1 empfohlen - hinsichtlich der Planfallzahlen 
die Terminologie des § 6 a Abs. 1 Satz 2 KHG („Vorgabe von“) übernommen werden. 

Das Wort „Wege“ (statt „Weg“) entspricht ebenfalls dem bundesgesetzlichen Sprachgebrauch (vgl. 
§ 275 a Abs. 1 drittletzter Satz SGB V). 

Die Worte „mittels Datenfernübertragung“ haben neben der Anordnung einer elektronischen Über-
mittlung keine eigenständige Bedeutung und können entfallen. 

Die empfohlene Ersetzung des Wortes „vom“ durch die Worte „von dem“ hat nur sprachliche Gründe.  

Zu Satz 2 (einziger Wortlaut der Entwurfsfassung): 

Das Wort „antragsberechtigten“ ist hier ebenso entbehrlich wie das Wort „antragstellenden“ in Ab-
satz 2 Satz 2 der Entwurfsfassung (s. o.). Es hat hier zudem keinen Regelungsgehalt, weil grund-
sätzlich alle Krankenhausträger der Plankrankenhäuser und Hochschulkliniken antragsberechtigt 
sind. Es soll aber auch deshalb entfallen, um nicht das Missverständnis hervorzurufen, dass die „An-
tragsberechtigung“ als eine gesonderte Voraussetzung für den Zugang zu erfüllen sein und daher 
auch gesondert geprüft werden müsste, was nicht der Fall sein soll. 

Im Übrigen soll auch hier der Klammerzusatz mit dem Hinweis auf die Begriffsbestimmung in § 3 
entfallen (so bereits die Empfehlung zu Absatz 1; s. o.). Darüber hinaus sollen die Worte „der Plan-
krankenhäuser … und Hochschulkliniken“ gänzlich gestrichen werden, weil im Hinblick auf Absatz 1 
und § 6 a Abs. 1 Satz 1 KHG klar ist, dass nur solche Krankenhäuser gemeint sein können. 

Die Empfehlung, das Wort „ermöglicht“ durch das Wort „eröffnet“ zu ersetzen, soll wiederum der 
Angleichung an den bundesgesetzlichen Sprachgebrauch dienen (vgl. § 3 a Abs. 1 VwVfG). 

Zu Satz 3 (Absatz 2 Satz 4 der Entwurfsfassung): 

Die auch hier (wie zu Satz 1) empfohlene Ersetzung des Wortes „vom“ durch die Worte „von dem“ 
hat wiederum nur sprachliche Gründe. 

Zu Absatz 4: 

Dass der MD die Erfüllung der nach § 135 e Abs. 2 Satz 2 SGB V maßgeblichen Qualitätskriterien 
zu prüfen hat, ergibt sich aus § 275 a Abs. 1 Satz 1 SGB V. Dass die für die Krankenhausplanung 
zuständige Landesbehörde vor einer Zuweisung von Leistungsgruppen nach § 6 a Abs. 1 
Satz 1 KHG den MD mit einer solchen Prüfung zu beauftragen hat, ist zwingend in § 275 a Abs. 2 
Satz 1 SGB V vorgeschrieben. Aus § 275 a Abs. 2 Satz 5 und Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB V ergibt sich 
ferner, dass der MD sein Gutachten der für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörde 
zu übermitteln hat. Auch regelt bereits § 275 a Abs. 1 drittletzter Satz SGB V, dass Mitteilungen zu 
Prüfergebnissen durch den MD grundsätzlich auf elektronischem Wege erfolgen. Es ist weder er-
sichtlich, welchen darüber hinausgehenden Regelungsgehalt die hiesige Regelung haben könnte, 
noch, woraus sich eine Gesetzgebungskompetenz des Landes für derartige wiederholende Rege-
lungen ergeben sollte. Allenfalls könnte man der Regelung als zusätzlichen Gehalt entnehmen, dass 
die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde bei der Beauftragung des MD nach 
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§ 275 a Abs. 2 Satz 1 SGB V die bei ihr eingegangenen Anträge und Auskünfte an den MD zu über-
mitteln hat und dass dies auf elektronischem Wege geschehen muss. Für eine solche Regelung 
dürfte § 275 a SGB V noch eine Lücke lassen. Das MS spricht sich aus fachlicher Sicht dafür aus, 
eine solche Regelung zu treffen. Der Ausschuss empfiehlt, dem Anliegen des MS zu entsprechen, 
den Absatz aber auch auf eine solche Regelung zu beschränken. Die Sätze 2 und 3 der Entwurfs-
fassung sollen daher entfallen. 

 

Zu Nummer 3 (§ 18 Abs. 3 Satz 3): 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle Berichtigung. 

 

Zu Nummer 4 (§ 33 Abs. 1): 

Zum einleitenden Änderungsbefehl: 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung wegen der Empfehlung, der Regelung noch 
einen - neuen - Satz 5 anzufügen (s. u.).  

Zu Satz 3: 

Einer konkreten Benennung der für die Zuweisung von Leistungsgruppen zuständigen Stelle bedarf 
es hier nicht; es genügt diese abstrakt zu umschreiben. Dadurch kann die Regelung kürzer gefasst 
werden.  

Dabei soll dann vorsorglich auch die Zuständigkeit für die Vorgabe von Planfallzahlen in die Benen-
nung der zu erfüllenden Aufgaben einbezogen werden. Zwar hat das MS mitgeteilt, für die Vorgabe 
von Planfallzahlen sei eine Verarbeitung personenbezogener Daten grundsätzlich nicht erforderlich. 
Jedoch ist nicht auszuschließen, dass für die Erfüllung beider Aufgaben auf eine einheitliche Daten-
basis zurückgegriffen wird und es im Einzelfall doch dazu kommen kann, dass auch bei der Vorgabe 
von Planfallzahlen personenbezogene Daten verarbeitet werden. Die empfohlene Einbeziehung die-
ser Aufgabe in den Zweck, für den personenbezogene Daten verarbeitet werden dürfen, dient mithin 
dazu, etwaige datenschutzrechtliche Lücken zu vermeiden. 

In der Folge ergibt sich sprachlicher Anpassungsbedarf. 

Ferner soll angesichts des Kataloges in § 33 Abs. 1 Satz 2 NKHG auch hier ausdrücklich geregelt 
werden, wessen personenbezogene Daten verarbeitet werden dürfen, nämlich - entsprechend § 33 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 NKHG - die Daten von in einem Krankenhaus beschäftigten oder sonst tätigen 
Personen. 

Zu Satz 4: 

Die Empfehlung, die Satzeinleitung umzuformulieren, hat nur sprachliche Gründe. 

Das Wort „entsprechenden“ soll durch den empfohlenen neuen Halbsatz „soweit dies … erforderlich 
ist“ ersetzt werden. Dadurch soll klargestellt werden, dass nicht alle personenbezogenen Daten, die 
nach Satz 3 von der für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen 
zuständigen Stelle verarbeitet werden dürfen, auch an den MD übermittelt werden dürfen, sondern 
nur jene Daten, die der MD benötigt, um seine Aufgaben bei der Zuweisung von Leistungsgruppen 
erfüllen zu können (Grundsatz der „Datenminimierung“ nach Artikel 5 Abs. 1 Buchst. c der Daten-
schutz-Grundverordnung). Die Regelung kann dabei auf die Aufgaben bei der Zuweisung von Leis-
tungsgruppen beschränkt werden, weil der MD nach Mitteilung des MS bei der Vorgabe von Plan-
fallzahlen keine Aufgabe hat. 

Im Übrigen wird empfohlen, die Worte „und vom“ in Satz 4 zu streichen. Denn zum einen könnte die 
Formulierung „und vom“ darauf hindeuten, dass auch dem MD eine Befugnis eingeräumt werden 
soll, personenbezogene Daten an die für die Zuweisung von Leistungsgruppen zuständige Stelle zu 
übermitteln. Die Befugnis nach Satz 3 steht aber nur der für die Zuweisung von Leistungsgruppen 
und der Vorgabe von Planfallzahlen zuständigen Stelle zu, nicht dem MD. Daher kann die Befugnis 
nach Satz 3 von vornherein keine Befugnis des MD „umfassen“. Wenn eine Befugnis des MD zur 
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Verarbeitung personenbezogener Daten geregelt werden soll, müsste dies in einem gesonderten 
Satz 5 geschehen (dazu sogleich zum - neuen - Satz 5). 

Zum anderen könnte mit der Formulierung „und vom“ aber auch nur gemeint sein, dass personen-
bezogene Daten, die der für die Zuweisung von Leistungsgruppen zuständigen Stelle vom MD über-
mittelt werden, (weiter-)verarbeitet werden dürfen. Dies müsste aber nicht noch einmal gesondert 
geregelt werden. Vielmehr ist diese Befugnis eindeutig bereits von der allgemeinen Verarbeitungs-
befugnis nach Satz 3 umfasst. 

Zu Satz 5 - neu -: 

Das MS hatte sich aus fachlicher Sicht dafür ausgesprochen, dem MD eine Befugnis zur Übermittlung 
personenbezogener Daten an die für die Zuweisung von Leistungsgruppen zuständige Stelle einzu-
räumen. Eine solche Regelung findet sich nicht in § 275 a SGB V. Dort ist in Absatz 1 Satz 9 nur 
geregelt, dass die Krankenhäuser berechtigt und verpflichtet sind, dem MD die für seine Prüfung 
erforderlichen einrichtungs- und personenbezogenen Daten zu übermitteln, nicht aber, dass der MD 
berechtigt oder gar verpflichtet wäre, personenbezogene Daten im Rahmen der Übermittlung seines 
Gutachtens an die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde nach § 275 a Abs. 2 
Satz 6 oder Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB V zu übermitteln. Das MS hat dazu mitgeteilt, dass eine solche 
Datenübermittlung aus seiner Sicht fachlich erforderlich sei, um sicherzustellen, dass der MD seine 
Gutachten nebst Angaben personenbezogener Daten an das MS übermittele. Im Hinblick auf die 
Bestimmungen zur Begrenzung der mehrfachen Anrechnungsmöglichkeit von Fachärzten auf ver-
schiedene Leistungsgruppen sei dies notwendig. Der MD Bund habe aber bereits erkennen lassen, 
dass er bei der Ausgestaltung seiner Richtlinie nach § 283 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB V lediglich die 
Übermittlung anonymisierter Daten durch den MD vorsehen wolle; die sei aus Sicht des MS unzu-
reichend. 

Gegen eine Regelung der o. g. Art bestünden indes nach Auffassung des GBD erhebliche verfas-
sungsrechtliche Bedenken. Denn wie bereits im Gesetzgebungsverfahren zur Novellierung des 
NKHG hinsichtlich des § 33 (seinerzeit § 31 der Entwurfsfassung) ausgeführt, bedürfe der Austausch 
von personenbezogenen Daten zwischen Behörden je einer gesonderten gesetzlichen Rechtsgrund-
lage für den Abruf der Daten einerseits und deren Übermittlung andererseits, für die jeweils die er-
forderliche Gesetzgebungskompetenz bestehen müsse (sogenanntes Doppeltürmodell des Bundes-
verfassungsgerichts; vgl. Vorlage 36 zu Drs. 18/10578, S. 3 f., m. w. N.). Die Frage, ob der Bund 
oder das Land die Gesetzgebungskompetenz für eine bestimmte Regelung im Zusammenhang mit 
der Zuweisung von Leistungsgruppen habe, sei zwar grundsätzlich schwierig zu beantworten. Denn 
die Zuweisung einer Leistungsgruppe sei für die Leistungserbringung nach dem SGB V, für die Kran-
kenhausfinanzierung nach dem KHG und dem KHEntgG sowie für die Krankenhausplanung relevant  
(zu Letzterem vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs zum KHVVG hinsichtlich des § 6 a KHG,  
BT-Drs. 20/11854, S. 183: „Bei der Zuweisung einer Leistungsgruppe handelt es sich um eine Pla-
nungsentscheidung der zuständigen Landesbehörde …“). Während der Bund auf den beiden zuerst 
genannten Gebieten nach Artikel 74 Abs. 1 Nrn. 12 und 19 a des Grundgesetzes (GG) die konkur-
rierende Gesetzgebungskompetenz habe, falle die Krankenhausplanung nach Artikel 70 Abs. 1 GG 
in die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz der Länder. Die sich daraus auf dem Gebiet der 
Krankenhausfinanzierung ergebenden „Kompetenzverschränkungen“ (BT-Drs. 20/11854, S. 122) 
sind mitunter schwer aufzulösen. Jedoch lasse sich mit großer Sicherheit feststellen, dass der Bund 
das Verfahren des MD hinsichtlich der Prüfung der Erfüllung der nach § 135 e Abs. 2 Satz 2 SGB V 
maßgeblichen Qualitätskriterien zum einen bereits umfassend in § 275 a SGB V geregelt und zum 
anderen vorgesehen habe, dass zur Gewährleistung einer einheitlichen Verfahrensweise der MD 
Bund das Verfahren näher durch eine Richtlinie nach § 283 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB V regele (vgl. 
auch BT-Drs. 20/11854, S. 169). Raum für eine landesgesetzliche Regelung, die diese bundesrecht-
lichen Vorgaben ergänze oder gar von ihnen abweiche, weil die bundesrechtlichen Vorgaben für 
unzureichend oder falsch erachtet würden, bestehe nicht. Er, der GBD, rate daher dringend von der 
Aufnahme einer Regelung der o. g. Art in das NKHG ab. 

Die vom Ausschuss gleichwohl empfohlene und vom MS hilfsweise erbetene Regelung, die sich an 
§ 41 Abs. 2 Satz 4 der Niedersächsischen Bauordnung anlehnt, ist demgegenüber im Hinblick auf 
die Gesetzgebungskompetenz des Landes auch nach Auffassung des GBD verfassungsrechtlich 
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unbedenklich. Der praktische Nutzen der Regelung hängt indes davon ab, ob der MD für die Über-
mittlung der Daten eine hinreichende gesetzliche Ermächtigungsgrundlage hat, was bundesrechtlich 
zu regeln wäre. 

 

Zu Nummer 5 (§ 34 Abs. 1 Nr. 1): 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle Folgeänderung wegen der empfohlenen Änderung der 
Satzzählung bei Nummer 1 des Entwurfs (§ 5 Abs. 5 NKHG). 

 

(Verteilt am 24.01.2025) 
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Leistung der Landesregierung für besonders hohe 

Ertragsminderung diese Billigkeitsleistung.  

Von daher beendet dieser Vorschlag, das Natur-

schutzgesetz an der Stelle zu ändern, den jahrelan-

gen Rechtsstreit und sorgt für mehr Rechtssicher-

heit und auch für die Schnelligkeit der Verfahren. 

Das tut sowohl dem Naturschutz als auch den Land-

wirten gut, die dann einen klaren Weg haben und 

nicht lange warten müssen, ob eine Maßnahme be-

rechtigt ist oder nicht. 

Danke schön für die allgemeine Zustimmung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Minister Meyer. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kom-

men damit zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Schlussab-

stimmung mit den in der Beschlussempfehlung 

empfohlenen Änderungen annehmen will, den bitte 

ich, soweit möglich, aufzustehen. - Wer ist dage-

gen? - Wer enthält sich? - Damit ist das einstimmig 

beschlossen worden. 

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 6: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Krankenhausgesetzes - Gesetz-

entwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 - Beschluss-

empfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung - Drs. 19/6296 - 

Schriftlicher Bericht - Drs. 19/6319 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf 

mit Änderungen anzunehmen. 

Wir kommen zur Beratung. Zu Wort gemeldet hat 

sich: für die Fraktion der SPD Frau Kollegin Schüß-

ler. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Claudia Schüßler (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 

passen wir unser Niedersächsisches Krankenhaus-

gesetz an, um das Gesundheitsversorgungsverbes-

serungsgesetz bei uns bestmöglich umzusetzen.  

Wir haben uns sehr schnell auf den Weg gemacht, 

die technischen Voraussetzungen zur Umsetzung 

zu schaffen, damit die Zuteilung der neuen Leis-

tungsgruppen an die Krankenhäuser nun auch sinn-

voll und auf den Bedarf ausgerichtet erfolgen kann. 

Das geschieht mittels eines Moduls, welches im Ge-

setz verankert werden muss. Damit ist ein erster 

wichtiger Schritt dafür getan, dass die Krankenhäu-

ser ihre Bedarfe anmelden, welche Leistungen sie 

zukünftig an den jeweiligen Standorten erbringen 

wollen und können. 

Diese Bündelung von Kompetenz und Wissen in ei-

nem Krankenhaus ist ein wichtiger Beitrag dazu, die 

Qualität der Krankenhausbehandlungen zu stärken. 

Das ist im Interesse der Menschen, die auf eine 

wirklich gute Behandlung angewiesen sind, liebe 

Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Der schriftliche Bericht liegt Ihnen vor. Allein schon 

an dessen Fülle ist erkennbar, dass wir uns im Aus-

schuss sehr intensiv mit den Folgen der Gesetzes-

änderung befasst haben. Das muss ich hier nicht im 

Detail wiederholen und ergibt sich daraus. Im Hin-

blick auf die begrenzte Redezeit fasse ich das aber 

ganz kurz zusammen, weil man ja auch wissen 

muss, worüber wir sprechen: Es ging um die Vor-

gabe von Planfallzahlen, um die Zuständigkeit für 

die Zuweisung der Leistungsgruppen und um die 

Befugnisse zur Übermittlung von Daten zwischen 

dem Ministerium und dem Medizinischen Dienst. 

Wichtig ist, dass wir uns nach den intensiven Bera-

tungen am Ende auf einen geeinten Text verständi-

gen konnten. Das, was wir heute beschließen kön-

nen, ist deshalb möglich geworden, weil es dem Ge-

setzgebungs- und Beratungsdienst und dem Minis-

terium gelungen ist, in enger Zusammenarbeit For-

mulierungen für die strittigen Passagen zu finden, 

die nun mehr rechtliche Klarheit schaffen und denen 

schlussendlich die breite Mehrheit der Fachaus-

schussmitglieder folgen konnte. Dafür bedanke ich 

mich wirklich herzlich bei allen Beteiligten. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

lahmsen
Textfeld
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, der vorliegende 

Gesetzentwurf ist natürlich nur ein kleiner Baustein 

auf dem Weg zur Verbesserung der stationären me-

dizinischen Versorgung. Er ist aber notwendig und 

wichtig für die jetzt auf den Weg gebrachte Reform 

und damit ein wichtiger Schritt zu einer qualitativ ex-

zellenten Versorgung.  

Das sage ich auch im Hinblick darauf, dass wir ein 

Flächenland sind. Hier in der Region Hannover gibt 

es natürlich viele stationäre Behandlungsmöglich-

keiten, die gut ausgebaut sind. Dafür, dass wir auch 

in Zukunft in der Fläche diese gute Versorgung ha-

ben, braucht es das Gesundheitsversorgungsver-

besserungsgesetz und diesen kleinen ersten 

Schritt, den wir jetzt tun. Dem werden weitere 

Schritte folgen, und ich bin mir sicher: Wir werden 

auch in Zukunft heftig debattieren, weil natürlich im-

mer dann, wenn etwas Neues passiert, auch Fehler 

passieren können und weil man damit rechnen 

muss, auch Dinge nachbessern zu müssen. Wir ha-

ben dafür aber bis jetzt ein gutes Klima miteinander. 

Veränderungen bringen das häufig mit sich. Daher 

bin ich optimistisch, dass es am Ende gelingen wird, 

es gut umzusetzen. 

Für die Menschen in unserem Land ist es in jedem 

Fall wichtig zu wissen, dass sie im Fall der Fälle 

eine gute Behandlung bekommen können. Darauf 

sollen sie sich auch verlassen können. Mit der Um-

setzung dieses hohen Anspruchs wollen wir jetzt 

beginnen. Ich freue mich, dass wir hier heute eine 

breite Zustimmung erreichen können. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schüßler. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion der CDU 

Herr Kollege Holsten. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Eike Holsten (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank. - Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Keine Bange, es steht et-

was von „Krankenhaus“ im Titel dieses Antrags. Die 

knappen drei Minuten taugen aber nicht dazu, das 

KHVVG neu aufzumachen.  

Dieses Bundesgesetz hätte ganz sicher den Ver-

mittlungsausschuss im Bundesrat dringend ge-

braucht. Welche verheerenden Auswirkungen diese 

Reform für unser Flächenland hat und wie man viel-

leicht doch noch das Schlimmste verhindern kann, 

wollen wir gerne im Zuge unseres Entschließungs-

antrags am Freitag hier beraten. Heute geht es um 

die Anpassung des Niedersächsischen Kranken-

hausgesetzes im Zuge des KHVVG. Das ist ein klei-

ner Baustein, wie Sie richtigerweise sagen, Frau 

Kollegin Schüßler. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist eher tech-

nischer Natur gewesen. Unter anderem ging es bei 

dieser Operation darum, die durch das Kranken-

hausversorgungsverbesserungsgesetz erforderli-

chen Änderungen vorzunehmen, um Leistungs-

gruppen und Fallmengen als Grundlage für die 

Krankenhausplanung festzulegen. Der Bundesge-

setzgeber hat bei der Festlegung bewusst eine fle-

xible Regelung vorgesehen. Nach § 6 a Abs. 1 

Satz 2 KHG kann die zuständige Landesbehörde 

für eine Leistungsgruppe Planfallzahlen vorgeben, 

wobei es sich um eine Kannregelung handelt. An-

derenfalls erfolgt nach § 37 KHG die Zuweisung von 

Vorhaltevolumina auf Basis von Istzahlen. - Wie ge-

sagt, das ist etwas technisch. 

Diese Kannregelung war im ursprünglichen Gesetz-

entwurf der Fraktionen von Rot-Grün aber leider 

nicht vorgesehen. Hingewiesen haben uns darauf 

im Verfahren die Niedersächsische Krankenhaus-

gesellschaft, der Niedersächsische Städte- und Ge-

meindebund sowie der Niedersächsische Land-

kreistag. 

Wir als CDU-Fraktion haben wiederum für die not-

wendige Korrektur gesorgt. Auf unsere Initiative hin 

hat der Ausschuss die Forderung von NLT, NSGB 

und NKG dankenswerterweise aufgenommen, wo-

nach Planfallzahlen nicht zwingend vorgegeben 

werden müssen und im Ermessen der zuständigen 

Landesbehörde liegen können. Dies schafft den 

Spielraum für alternative Ansätze, wie die Vergü-

tung des Vorhaltebudgets anhand tatsächlicher 

Zahlen. Das ist die „Beinfreiheit“, die auch Nieder-

sachsen gegenüber dem Bundesgesetzgeber im-

mer eingefordert hat, die dieser dann auch einge-

räumt hat und die ohne unsere Anregung ohne Not 

hier im Gesetz weggefallen wäre. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann sagen, 

dass es offenkundig besonders wichtig war, dass 

wir bei den Beratungen mit am Tisch saßen. Denn 

ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, dass 

die Fraktionen von SPD und Grünen sich den Um-

gang ihrer Regierung mit den Kommunen abge-

schaut haben. Die Regierung - das weiß hier je-
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der - interessiert sich bekanntlich nicht im Gerings-

ten für die Einwände der kommunalen Spitzenver-

bände und negiert deren Probleme sogar. 

(Widerspruch bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Deren Verhältnis ist mit „historisch schlecht“ wahr-

scheinlich noch freundlich umschrieben, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. 

Gerade weil es sich aber um einen Gesetzentwurf 

der Fraktionen handelt und nicht um einen der Re-

gierung, hatte ich gehofft, dass Rot-Grün selbst auf 

die Spitzenverbände oder die NKG zugeht. Das ist 

meines Wissens nicht geschehen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen. Umso dankbarer bin ich, dass unse-

rer Empfehlung trotz massiver Einwände des Minis-

teriums in der Ausschussberatung, das uns die ge-

nannte Änderung in den Beratungen partout noch 

ausreden wollte, gefolgt wurde.  

Wir stimmen heute zu. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Holsten. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen Frau Kollegin Schendel. Bitte 

schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Swantje Schendel (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleg*innen! 

Herr Holsten, ich bin es ja gewohnt, hier immer wie-

der Sachen richtigstellen zu müssen, allerdings nor-

malerweise an anderer Stelle. Ich möchte entschie-

den zurückweisen, dass wir uns für die Stellungnah-

men der kommunalen Spitzenverbände nicht inte-

ressieren würden. Sie wissen ganz genau, dass wir 

uns ebenso intensiv mit diesen Rückmeldungen be-

schäftigt haben. Das spiegelt auch der Bericht über 

die Ausschussberatung wider, den Sie alle zur 

Kenntnis genommen haben. Das weise ich hiermit 

entschieden zurück. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Frau Kollegin Schendel, es gibt den Wunsch nach 

einer Zwischenfrage: des Kollegen Holsten. Möch-

ten Sie dem entsprechen? 

Swantje Schendel (GRÜNE): 

Ja. 

Vizepräsident Jens Nacke:

Bitte schön, Herr Kollege! 

Eike Holsten (CDU): 

Liebe Kollegin Schendel, vor dem Hintergrund, dass 

ich überhaupt nicht in Zweifel gestellt habe, dass 

Sie sich im Ausschuss intensiv mit der Stellung-

nahme auseinandergesetzt haben:  

(Zurufe von der SPD: Doch!) 

Wie oft haben Sie denn - und darauf bezog sich 

mein Hinweis - persönlich mit der NKG und/oder 

dem NLT im Laufe dieses Gesetzgebungsverfah-

rens gesprochen? 

Swantje Schendel (GRÜNE): 

Darum ging es Ihnen! Also, Sie haben selber darge-

stellt, dass es sich hier um eine technische Umset-

zung des Krankenhausversorgungsverbesserungs-

gesetzes handelt. Wir haben uns gemeinsam da-

rauf geeinigt - Sie waren daran beteiligt -, dass wir 

die kommunalen Spitzenverbände zu einer schriftli-

chen Stellungnahme einladen. Im weiteren Verfah-

ren der Änderungen, die wir beim Niedersächsi-

schen Krankenhausgesetz vornehmen werden, 

werden wir natürlich auch persönliche Gespräche 

führen. Aber bei einer technischen Umsetzung ha-

ben wir uns gemeinsam auf die schriftlichen Stel-

lungnahmen beschränkt. Das haben Sie mitgetra-

gen - das möchte ich an dieser Stelle sagen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Nun zu meinem eigentlichen Punkt: Das KHVVG 

stellt die Finanzierung der Krankenhäuser auf eine 

neue Grundlage. Auch wenn manche noch skep-

tisch sein mögen - das hat die Debatte ja auch wi-

dergespiegelt -: Leistungsgruppen und Planfallzah-

len werden künftig eine Rolle bei der Vergütung und 

der Planung von Krankenhausversorgung spielen. 

Das bedeutet, dass die Krankenhäuser künftig eben 

nicht nur nach der Menge, sondern auch nach der 

Qualität ihrer Leistung beurteilt werden. Und das - 

so hat es meine Kollegin Frau Schüßler eben be-

reits herausgestellt - ist gut für die Bürger*innen in 

diesem Land. Denn für uns ist es von zentraler Be-

deutung, dass diese Reform nicht nur die Effizienz 

steigert, sondern auch den Zugang zu einer hoch-

wertigen Gesundheitsversorgung für alle Bürger*in-

nen gewährleistet. 
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Durch die Schaffung eines elektronischen Antrags-

verfahrens ermöglichen wir es den Krankenhäu-

sern, sich auf die kommenden Veränderungen vor-

zubereiten, ohne durch bürokratische Hürden aus-

gebremst zu werden. Das ist ein Beispiel für den 

verantwortungsvollen Umgang mit digitalen Lösun-

gen, die auch in der Gesundheitsversorgung einen 

Mehrwert bieten können. 

In diesem Zuge möchte ich mich bei allen Beteilig-

ten für die Arbeit an diesem Gesetzentwurf bedan-

ken, dafür, dass wir jetzt so zügig vorangehen kön-

nen. Bitte lassen Sie uns diesen Weg doch gemein-

sam verantwortungsvoll mit Weitsicht und Sachlich-

keit weitergehen! Darüber würde ich mich sehr 

freuen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schendel. - Als Nächs-

tes hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion der 

AfD Frau Kollegin Klages. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Delia Klages (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die sogenannte Krankenhausreform 

durch das Krankenhausverbesserungsgesetz ist 

und bleibt ein Debakel. Daran ändern auch Ihre Be-

mühungen, sich mit dem Niedersächsischen Kran-

kenhausgesetz an dieses Debakel anzupassen, 

nichts. Ihr Gesetzentwurf zeigt aber, dass Sie sich 

auf ein „Weiter so!“ nach der Bundestagswahl ein-

stellen - was im Klartext bedeutet, dass das Kran-

kenhaussterben durch Sie garantiert nicht verhin-

dert wird. 

Wir halten die Begleitung durch den Gesetzge-

bungs- und Beratungsdienst für hervorragend. Es 

ist zu befürchten, dass besonders Menschen in den 

ländlichen Regionen mit diesem Gesetz weiterhin 

auf Krankenhausversorgung verzichten müssen. Es 

hat schon so viele Krankenhausreformen gegeben. 

Fragen Sie in der Bevölkerung nach, fragen Sie 

Ärzte, fragen Sie Pflegekräfte - in den letzten Jahr-

zehnten gab es wirklich viele Gesundheitsreformen, 

keine hat eine Verbesserung gebracht. Die Antwort 

in der Bevölkerung ist immer die gleiche. 

Ich für meinen Teil habe bisher Krankenhausbe-

handlung immer nur aus akutem Anlass gebraucht, 

und ich war heilfroh, dass es eine flächendeckende 

Versorgung gab. Darauf will die AfD-Fraktion auch 

in Zukunft nicht verzichten. Wir setzen auf die Zeit 

nach der Bundestagswahl und auf eine positive Ver-

änderung für die Krankenhäuser.  

Wir werden uns heute zu Ihrem Gesetzentwurf ent-

halten. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Klages. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Landesregierung 

Herr Minister Dr. Philippi. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Dr. Andreas Philippi, Minister für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung:  

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Die Krankenhausreform 

nach dem KHVVG ist die wichtigste Reform im deut-

schen Gesundheitswesen und betrifft Niedersach-

sen ganz unmittelbar. Deshalb hat sich Niedersach-

sen in den letzten zwei Jahren intensiv eingebracht, 

um viele Dinge sozusagen auf der Zielgeraden noch 

regulieren können und mit über 50 Änderungsanträ-

gen im Bundesrat dazu beigetragen, dass dieses 

Gesetz - gerade für Niedersachsen - eine deutlich 

bessere Händelbarkeit bekommt. 

Sie alle kennen die wesentlichen Inhalte: Es werden 

Leistungsgruppen und Fallzahlen eingeführt. Dies 

ist ein Großteil der Finanzierung, die Vorhaltevergü-

tung. Sie wird zukünftig ca. 40 % der Einnahmen ei-

nes Krankenhauses ausmachen. 

Das Ziel der Reform ist, auf diese Weise den wirt-

schaftlichen Druck auf die Krankenhäuser abzumil-

dern. Es geht aber auch darum, einheitliche Quali-

tätskriterien vorzugeben und in Zukunft genügend 

Fachkräfte in den Krankenhäusern vorzuhalten. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete, die Bean-

tragung der Leistungsgruppen durch die Kranken-

häuser soll in Niedersachsen durch ein elektroni-

sches Antragstool erfolgen. Das verringert den Auf-

wand der Krankenhäuser und ermöglicht eine teil-

weise automatisierte Antragsprüfung. Das erfordert, 

die notwendigen Regelungen im NKHG zu beschlie-

ßen. 

Ich gönne Ihnen zur Entwicklung des Gesetzent-

wurfs im Ausschuss den Hinweis, dass wir es sozu-

sagen doppelt gemoppelt machen, weil es sowieso 
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gegebenes Recht ist, dass es auf die Zahlen zu-

rückfällt. So steht es im Bundesgesetz, wir machen 

es noch einmal deutlicher. Das ist nicht ernsthaft im 

Sinne von Bürokratieabbau zu betrachten, aber wir 

haben uns dem gern angeschlossen, um es zu ver-

deutlichen. Jetzt steht zweimal etwas drin, was so-

wieso schon da ist. Aber wenn es darum geht, alle 

zufriedenzustellen, sind wir natürlich dazu bereit. 

Dieses Gesetz ist notwendig, um das Antragsver-

fahren zum 1. März 2025 zu beginnen. Ich bedanke 

mich ausdrücklich bei allen Beteiligten für die ra-

schen und zum Schluss doch erfolgreichen Bera-

tungen. Wir müssen so früh starten; denn die Leis-

tungsgruppen müssen bereits zum 31. Oktober 

2026 zugewiesen sein. 

Abschließend noch ein kurzer Ausblick: Wir werden 

in diesem Jahr eine zweite NKHG-Änderung in den 

Landtag einbringen. Dieser Gesetzentwurf wird wei-

tere Anpassungen infolge des KHVVG vornehmen 

und insbesondere die Inhalte der neuen Leistungs-

gruppenbescheide regeln. 

Zugleich befinden wir uns weiterhin in Gesprächen 

mit dem Bund darüber, ob die Anpassungen des 

KHVVG, insbesondere zur Änderung der Qualitäts-

vorgaben, kommen. Ich sage, sie müssen kommen. 

Hier benötigen wir rasch Klarheit, damit wir in Nie-

dersachsen unsere Planungsverfahren durchführen 

können.  

Wir stehen in einem sehr guten Austausch mit den 

Partnerinnen und Partnern aus der Selbstverwal-

tung und dem Gesundheitswesen. Wir stimmen uns 

zu den Entwicklungen ab und können unsere Pla-

nung bei Änderungen durch den Bund daher sehr 

schnell anpassen. 

Ich bin sicher, dass das Thema Krankenhausreform 

auch im Landtag weiterhin eine bedeutsame Rolle 

spielen wird und wir uns hier in gewohnter Weise 

freundlich, aber bestimmt miteinander auseinander-

setzen werden. In jedem Fall werde ich - das wissen 

Sie - Sie jederzeit über die neuesten Entwicklungen 

informieren und hier wie bisher Transparenz walten 

lassen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Glück auf! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Minister Dr. Philippi. - Frau Kolle-

gin Schüßler hat zu diesem Tagesordnungspunkt 

um zusätzliche Redezeit gebeten. Sie haben drei 

Minuten. Bitte schön! 

Claudia Schüßler (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident, ich glaube, drei Minu-

ten werde ich nicht brauchen. Mal gucken! 

Ich habe mich einfach noch einmal gemeldet, weil 

Sie, Herr Holsten, hier den Vorwurf erhoben haben, 

wir hätten die kommunalen Spitzenverbände und 

andere nicht gehört. Frau Schendel hat das schon 

zurückgewiesen. Dem schließe ich mich natürlich 

an. 

Es ging hier um ein Verfahren, das sehr schnell ge-

regelt werden musste, damit wir zum 1. März hand-

lungsfähig sind. Mit dieser Maxime sind wir in die 

Beratungen eingetreten und haben sie, wie ich 

finde, erfolgreich abgeschlossen. 

Ein ganz kurzer Exkurs: Ich habe angesichts der 

heutigen Tagesordnung damit gerechnet, dass wir 

hier in ganz vielen Punkten eine Art Wahlkampf ha-

ben. Das hat sich bis jetzt auch bewahrheitet. Ich 

finde nur, dass dieser Tagesordnungspunkt dafür 

überhaupt nicht geeignet ist, weil wir im Aus-

schuss - ich will es ausdrücklich betonen - sehr 

gute, intensive Beratungen in der Sache geführt ha-

ben. Selbstverständlich haben wir das, was uns die-

jenigen gesagt haben, die etwas dazu zu sagen ha-

ben, in die Beratungen eingeflochten. Es ist also 

völlig sinnlos, danach zu fragen, wer mit wem wann 

gesprochen hat. Das wäre der Fall, falls wir das 

nicht berücksichtigt hätten. 

Ich finde es in Ordnung, wenn Sie sagen, was Ihr 

Anteil an der Debatte war. Aber Sie werden einräu-

men müssen: Wir haben alle zusammen versucht, 

das bestmöglich zu machen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

In diesem Sinne ist das - das ist mir heute ganz 

wichtig - ein gelungenes Beispiel für gelebten Par-

lamentarismus. Wenn wir immer in Klippklappme-

chanismen verfallen und danach fragen, wer wann 

wo was gesagt hat, um den anderen damit schlecht-

zumachen, tun wir der Demokratie keinen Gefallen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich würde mir wünschen, dass wir in der Sache dis-

kutieren und dass wir den Menschen Gesetze lie-

fern, mit denen sie gut umgehen können. So verste-

hen wir unsere Arbeit. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schüßler. - Ebenfalls ei-

nen Wunsch auf zusätzliche Redezeit hat der Kol-

lege Holsten von der CDU-Fraktion geäußert. Bitte 

schön! Sie haben drei Minuten. 

(Beifall bei der CDU) 

Eike Holsten (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank. - Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Tatsächlich ist das ein 

Missverständnis zwischen uns beiden gewesen. 

Auch hier hätte ich gerne zwischengefragt, kann 

aber von hier vorne fragen, weil wir die Antwort 

schon kennen. Insofern ist es eine rhetorische 

Frage. 

Ich habe gar nicht gesagt, dass Sie sich nicht an-

ständig mit NKG- und NLT-Stellungnahmen ausei-

nandergesetzt hätten. 

(Zurufe von der SPD: Doch!) 

- Lesen Sie im Protokoll nach! Vielleicht war ich in 

meiner Rhetorik ein wenig zu süffisant, sodass Sie 

das so begriffen haben oder begreifen wollten. Dass 

Sie sich da angegriffen gefühlt haben, mag sein. 

Denn ich habe ja einen richtigen Punkt genannt, 

und zwar, dass Sie während dieses Gesetzge-

bungsprozesses - zu einem Gesetzentwurf, den Sie 

eingebracht haben - meines Wissens nicht das per-

sönliche Gespräch mit NKG und NLT gesucht ha-

ben. Das war meine Frage an Frau Schendel, die 

sie im Grunde mit „Gar nicht haben wir das Ge-

spräch gesucht“ beantwortet hat. Das war einzig 

mein Punkt. 

Und ich habe auf das niedersachsenweit hinlänglich 

bekannte schlechte Verhältnis zwischen den kom-

munalen Spitzenverbänden und dieser Landesre-

gierung hingewiesen. Auch das ist sachlich-fach-

lich. Sie können es nachlesen oder irgendwen fra-

gen. Fragen Sie doch Ihre Genossinnen und Ge-

nossen in den Rathäusern und in den Kreisverwal-

tungen, wie ihr Verhältnis zu dieser Landesregie-

rung ist! Das ist ja auch ein Fakt. Das, finde ich, 

kann man an dieser Stelle - wenn der NLT und der 

NSGB eine Stellungnahme in einen Gesetzge-

bungsprozess einbringen - durchaus einmal sagen.  

Das habe ich getan. Dass Sie sich derart echauffie-

ren, zeugt davon, dass Sie heute etwas angefasst 

sind. Das hat aber, glaube ich, andere Gründe. 

Insofern noch einmal vielen Dank für die Aufmerk-

samkeit. 

(Beifall bei der CDU - Immacolata Glo-

semeyer [SPD]: Das hat Sie angefasst, 

sonst hätten Sie ja nicht zusätzliche 

Redezeit beantragt!) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Holsten. Ich bitte um 

Nachsicht, dass ich das falsch verstanden habe und 

Sie damit in diesen Redebeitrag gedrängt habe. 

Gibt es weitere Wortmeldungen zu diesem Tages-

ordnungspunkt? - Das sehe ich nicht. Dann kom-

men wir zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Schlussab-

stimmung mit den in der Beschlussempfehlung 

empfohlenen Änderungen annehmen will, den bitte 

ich, soweit möglich, aufzustehen. - Wer ist dage-

gen? - Wer enthält sich? - Bei Enthaltung der Frak-

tion der AfD ist der Gesetzentwurf einstimmig ange-

nommen worden. 

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 7: 

Erste Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Schulgesetzes - Gesetzentwurf 

der Fraktion der SPD und der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen - Drs. 19/6285 

Der Gesetzentwurf wird eingebracht für die Antrag-

steller und für die Fraktion der SPD von Frau Kolle-

gin Lansmann. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Kirsikka Lansmann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Heute steht ein entscheidendes Ge-

setzgebungsvorhaben an: die Änderung des Nie-

dersächsischen Schulgesetzes im Bereich der 

freien Schulen. 

Die Schulen in freier Trägerschaft leisten einen un-

verzichtbaren Beitrag für Vielfalt, Qualität und Inno-

vation in unserem Bildungssystem. Und doch haftet 

ihnen in der Öffentlichkeit häufig ein ungerechtes 

Image an: Immer noch stellen sich viele Menschen 

freie Schulen als elitäre Einrichtungen vor, die nur 

für wohlhabende Familien zugänglich sind. Doch 

das entspricht nicht der Realität der meisten Schu-

len in Niedersachsen. Schulen in freier Trägerschaft 

lahmsen
Textfeld
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G e s e t z  
zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

Vom 29. Januar 2025 

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Niedersächsische Krankenhausgesetz vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376), geändert durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 118), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden die folgenden neuen Sätze 2 und 3 eingefügt: 

„2Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2027 ist die Festlegung nach Satz 1  

1. anstelle der Fachrichtungen nach Leistungsgruppen und 

2. anstelle der Zahl der Planbetten 

a) nach Planfallzahlen oder, 

b) soweit keine Planfallzahlen vorgegeben werden sollen, nach einer anderen nach 
§ 37 Abs. 2 Satz 3 oder 7 KHG zu berücksichtigenden Anzahl der Fälle des jeweili-
gen Krankenhausstandorts 

zu gliedern; ausgenommen davon sind die Fachrichtungen Psychiatrie und Psychotherapie, Kin-
der- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie sowie Psychosomatische Medizin und Psycho-
therapie. 3Neben den in Satz 2 Halbsatz 1 genannten Kriterien können weiterhin auch die Zahl 
der Planbetten und die Fachrichtungen ausgewiesen werden.“ 

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 6 werden Sätze 4 bis 8. 

2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 

„§ 6 a 

Antrag auf Zuweisung von Leistungsgruppen und 
Vorgabe von Planfallzahlen 

(1) 1Anträge auf Zuweisung von Leistungsgruppen und Vorgabe von Planfallzahlen sind für Plan-
krankenhäuser vom Krankenhausträger bei dem für Gesundheit zuständigen Ministerium und für Hoch-
schulkliniken im Sinne des § 108 Nr. 1 SGB V bei dem für die Hochschulkliniken zuständigen Ministe-
rium zu stellen. 2Für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen für Hoch-
schulkliniken gilt abweichend von § 5 Abs. 1 Satz 1 das für die Hochschulkliniken zuständige Ministe-
rium als die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde im Sinne des § 6 a KHG. 3Die 
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Entscheidungen über die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen, die 
das für Gesundheit zuständige Ministerium für die Plankrankenhäuser und das für die Hochschulkliniken 
zuständige Ministerium für die Hochschulkliniken treffen, sind aufeinander abzustimmen. 

(2) 1Die Krankenhausträger haben der für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 
von Planfallzahlen zuständigen Stelle die für die Durchführung des Antragsverfahrens erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 2Treten im Verlauf des Antragsverfahrens wesentliche Änderungen auf, sind 
diese der in Satz 1 genannten Stelle unverzüglich mitzuteilen.  

(3) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vor-
gabe von Planfallzahlen hat auf elektronischem Wege über ein von dem für Gesundheit zuständigen 
Ministerium eröffnetes IT-Antragsportal zu erfolgen. ²Der technische Zugang zum IT-Antragsportal wird 
den Krankenhausträgern von Amts wegen eröffnet. 3Die für die Nutzung des IT-Antragsportals von dem 
für Gesundheit zuständigen Ministerium erlassenen Nutzungsvorgaben sind zu beachten. 

(4) Die für die Zuweisung von Leistungsgruppen zuständige Stelle hat bei der Beauftragung des 
Medizinischen Dienstes nach § 275 a Abs. 2 Satz 1 SGB V diesem die ihr vorliegenden Anträge und 
Auskünfte auf elektronischem Wege zu übermitteln.“ 

3. In § 18 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 5“ durch die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 bis 5 angefügt: 

„3Die für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen zuständige Stelle 
darf personenbezogene Daten von in einem Krankenhaus beschäftigten oder sonst tätigen Personen 
verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlich ist. 4Dies umfasst die Befugnis, per-
sonenbezogene Daten an den Medizinischen Dienst zu übermitteln, soweit dies zur Erfüllung seiner 
Aufgaben bei der Zuweisung von Leistungsgruppen erforderlich ist. 5Die für die Zuweisung von Leis-
tungsgruppen zuständige Stelle darf den Medizinischen Dienst um die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten ersuchen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.“ 

5. In § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d wird die Angabe „Satz 6“ durch die Angabe „Satz 8“ ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

Hannover, den 29. Januar 2025 

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages 

Hanna N a b e r  

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Der Niedersächsische Ministerpräsident 

Stephan W e i l  
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Anwesend: 

Ausschussmitglieder:  

1. Abg. Oliver Lottke (SPD), Vorsitzender 

2. Abg. Karin Emken (SPD) 

3. Abg. Marten Gäde (SPD) 

4. Abg. Andrea Prell (SPD) 

5. Abg. Julia Retzlaff (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

6. Abg. Claudia Schüßler (SPD) 

7. Abg. Jan Bauer (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

8. Abg. Eike Holsten (CDU) 

9. Abg. Laura Hopmann (CDU) (ab 12:49 Uhr per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

10. Abg. Sophie Ramdor (CDU) 

11. Abg. Thomas Uhlen (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

12. Abg. Dr.in Tanja Meyer (GRÜNE) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

13. Abg. Swantje Schendel (GRÜNE) 

14. Abg. Vanessa Behrendt (i. V. d. Abg. Delia Klages) (AfD) (per Videokonferenztechnik zuge-

schaltet) 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Oberregierungsrätin Dr. Wetz, 

Richter am Verwaltungsgericht Barstein. 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrätin Kretschmer. 

 

 

Niederschrift: 

Regierungsdirektor Pohl, Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 10:16 Uhr bis 13:29 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigt die Niederschriften über die 49. und 51. Sitzung. 

*** 

  

lahmsen
Textfeld
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Tagesordnungspunkt 1: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 

hier: Einbringung und Klärung von Verfahrensfragen 

direkt überwiesen am 22.11.2024  

federführend: AfSAGuG  

mitberatend: AfRuV 

 

 

Einbringung des Gesetzentwurfs 

Abg. Claudia Schüßler (SPD) führt aus, die Fraktionen der SPD und der Grünen hätten die Ein-

bringung des Gesetzentwurfs als Fraktionsentwurf übernommen, um das Gesetzgebungsverfah-

ren zu beschleunigen. 

Wesentliches Ziel des Gesetzentwurfs sei in dem neuen § 6 a die gesetzliche Verankerung des 

IT-Antragsportals für Anträge der Krankenhäuser auf Zuweisung von Leistungsgruppen und Plan-

fallzahlen nach dem Inkrafttreten des Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes. Ohne 

dieses IT-Antragsportal wäre die Antragstellung nicht möglich. Insofern sei es notwendig, das 

Niedersächsische Krankenhausgesetz zeitnah anzupassen. 

Darüber hinaus solle durch die vorgeschlagene Änderung des § 5 des Niedersächsischen Kran-

kenhausgesetzes ermöglicht werden, dass auch für die Kinder- und Jugendpsychiatrie unbescha-

det der Festlegung von Leistungsgruppen und Planfallzahlen zusätzlich die Ausweisung von Plan-

betten erfolgen könne. 

Verfahrensfragen 

Abg. Eike Holsten (CDU) erkundigt sich danach, wann die Koalitionsfraktionen die Beschlussfas-

sung über den Gesetzentwurf im Plenum des Landtags beabsichtigten.  

Ferner bittet der Abgeordnete um eine Stellungnahme der Landesregierung zu dem Gesetzent-

wurf. Dabei sollte sie auch darauf eingehen, welche weiteren Änderungen des Niedersächsi-

schen Krankenhausgesetzes durch das auf Bundesebene beschlossene Krankenhausversor-

gungsverbesserungsgesetz notwendig seien und wann mit den angekündigten Rechtsverord-

nungen und untergesetzlichen Regelungen des Bundes hinsichtlich der Leistungsgruppen, der 

Qualitätskriterien, des Transformationsfonds, der Personalbemessung usw. zu rechnen sei. 

Zum weiteren Verfahren legt Abg. Claudia Schüßler (SPD) Wert darauf, dass die Landesregierung 

bereits in der nächsten Sitzung des Ausschusses am 5. Dezember 2024 zu dem Gesetzentwurf 

Stellung nehme. Dabei sollte sie möglichst auch schon die weiteren Schritte zur Änderung des 

Niedersächsischen Krankenhausgesetzes darstellen. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05501-06000/19-05878.pdf
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In diesem Zusammenhang teilt die Abgeordnete mit, dass die Fraktionen der SPD und Grünen 

den Abschluss der Beratung des Gesetzentwurfs für den Januar-Plenarsitzungsabschnitt an-

strebten, um dadurch eine Antragstellung zum 1. März 2025 zu ermöglichen. 

Abg. Eike Holsten (CDU) hebt hervor, dass die Fraktionen der SPD und der Grünen offenbar über 

hellseherische Fähigkeiten verfügten, da sie den in Rede stehenden Gesetzentwurf am Tag vor 

der entscheidenden Sitzung des Bundesrates am 22. November 2025 in den Landtag eingebracht 

hätten im Vertrauen darauf, dass sich im Bundesrat eine Stimmenmehrheit der Bundesländer 

für die Zustimmung zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz finden werde. 

Von dem Vors. Abg. Oliver Lottke (SPD) um eine Stellungnahme zu dem von der Abg. Schüßler 

vorgeschlagenen Zeitplan gebeten, erklärt RiVG Barstein (GBD), dass aus der Sicht des Gesetz-

gebungs- und Beratungsdienstes eine Beschlussfassung des Gesetzentwurfs im Januar-Plenar-

sitzungsabschnitt möglich sei. In diesem Zusammenhang regt der Vertreter des Gesetzgebungs- 

und Beratungsdienstes an, die kommunalen Spitzenverbände zu dem Gesetzentwurf anzuhören. 

Abg. Claudia Schüßler (SPD) spricht sich für eine schriftliche Anhörung der kommunalen Spit-

zenverbände aus. 

Abg. Dr.in Tanja Meyer (GRÜNE) schließt sich den Ausführungen der Abg. Schüßler an. 

Auf die ironisch gemeinte Anmerkung des Abg. Holsten Bezug nehmend, entgegnet die Vertre-

terin der Fraktion der Grünen, dass die Koalitionsfraktionen nicht über hellseherische Fähigkei-

ten verfügten, aber rechtzeitig Vorbereitungen getroffen hätten, um auch bestimmte Fristen 

einhalten zu können, und durchaus auch die Möglichkeit gehabt hätten, ihren Gesetzentwurf 

gegebenenfalls zurückzuziehen. Sie beabsichtigten, das Niedersächsische Krankenhausgesetz 

so, wie es für die Krankenhäuser für deren weitere Arbeit und die Schaffung von Strukturen 

notwendig sei, schrittweise zu ändern und dieses Gesetz nicht unbedingt in einem einzigen Ge-

setzgebungsverfahren umfassend zu ändern, um die Krankenhäuser nicht in die Situation zu 

bringen, dass sie nicht planen könnten. 

Weiteres Verfahren 

Der Ausschuss bittet die Landesregierung für die Sitzung am 5. Dezember 2024 um eine Unter-

richtung zu dem Gesetzentwurf und kommt überein, die kommunalen Spitzenverbände schrift-

lich zu dem Gesetzentwurf anzuhören. 

*** 
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über die 53. - öffentliche - Sitzung 

des Ausschusses für Soziales, Arbeit, Gesundheit  

und Gleichstellung 

am 5. Dezember 2024 

Hannover, Landtagsgebäude 
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Anwesend: 

Ausschussmitglieder:  

1. Abg. Oliver Lottke (SPD), Vorsitzender 

2. Abg. Karin Emken (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

3. Abg. Marten Gäde (SPD) 

4. Abg. Andrea Prell (SPD) 

5. Abg. René Kopka (bis 11.44 Uhr i. V. d. Abg. Julia Retzlaff) (SPD) 

6. Abg. Claudia Schüßler (SPD) 

7. Abg. Jan Bauer (CDU) 

8. Abg. Eike Holsten (CDU) 

9. Abg. Katharina Jensen (ab 10.31 Uhr i. V. d. Abg. Sophie Ramdor) (CDU) (per Videokonfe-

renztechnik zugeschaltet) 

10. Abg. Thomas Uhlen (CDU) 

11. Abg. Dr.in Tanja Meyer (zu TOP 3 vertreten durch den Abg. Nicolas Breer) (GRÜNE) 

12. Abg. Swantje Schendel (GRÜNE) 

13. Abg. Delia Klages (AfD) 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrätin Kretschmer. 

 

 

Niederschrift: 

Regierungsdirektor Pohl, Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 10:15 Uhr bis 12:12 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigt die Niederschrift über die 52. Sitzung. 

*** 

  

lahmsen
Textfeld
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Tagesordnungspunkt 1: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 

direkt überwiesen am 22.11.2024 

federführend: AfSAGuG 

mitberatend: AfRuV 

hier: Unterrichtung durch die Landesregierung 

zuletzt behandelt: 52. Sitzung am 28.11.2024 

 

Unterrichtung 

stellv. RefL von den Benken (MS): Der Gesetzentwurf dient der ersten technischen Umsetzung, 

um die Krankenhäuser in die Lage zu versetzen, Leistungsgruppen und Fallzahlen nach dem 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz, das zum 1. Januar 2025 in Kraft treten wird, an-

zupassen. Für die Umsetzung des KHVVG bedarf es Anpassungen des Niedersächsischen Kran-

kenhausgesetzes. 

Die erste Änderung liegt dem Landtag aus Zeitgründen als Gesetzentwurf der Fraktionen vor. 

Mit diesem Gesetzentwurf sollen Leistungsgruppen und ein Antragstool eingeführt und die Ver-

arbeitung personenbezogener Daten sowie der Datenaustausch mit dem Medizinischen Dienst 

geregelt werden. 

Für die zweite Änderung, die als Referentenentwurf vorliegt, soll es ein reguläres Gesetzge-

bungsverfahren der Landesregierung geben. Es regelt weitere Anpassungen an die Leistungs-

gruppen und die Inhalte des Bescheides. Daher muss diese Gesetzesänderung bis Ende 2025 in 

Kraft treten, um die Bescheide letztendlich nach dem neuen KHVVG erteilen zu können. 

Weitere erforderliche rechtliche Grundlagen bestehen in der Veröffentlichung von Bedarfsana-

lysen und Bedarfsprognosen im Frühjahr 2025 sowie in der Neufassung des Niedersächsischen 

Krankenhausplans. Dieser liegt im Entwurf vor und muss ebenfalls als Planungsgrundlage zur 

Mitte 2025 in Kraft treten. 

Der Gesetzentwurf beinhaltet also im Grunde genommen erst einmal rein technische Änderun-

gen, sodass die Krankenhäuser in der Lage sind, für die somatischen Leistungen ihre Leistungs-

gruppen und ihre Planfallzahlen überhaupt beantragen zu können, und zwar auf rein techni-

schem Wege, sodass dann auch die rückwirkende Prüfung durch den MDK erfolgen kann.  

Aussprache 

Abg. Eike Holsten (CDU): Die hellseherischen Fähigkeiten der Fraktionen der SPD und der Grü-

nen habe ich ja bereits in der letzten Sitzung gelobt. Das ist ja bereits dokumentiert und brauche 

ich insofern nicht zu wiederholen. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05501-06000/19-05878.pdf
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Vielen Dank für die Unterrichtung zu dem Gesetzentwurf, der in der Tat erste technische Anpas-

sungen vorsieht. Es kommen aber noch eine ganze Menge weitere Änderungen dazu, die wie-

derum voraussetzen, dass der Bund irgendwann tätig wird. Das Bundesgesundheitsministerium 

ist ja nun angehalten, diverse Rechtsverordnungen und untergesetzliche Regelungen zu schaf-

fen. Mich würde sehr interessieren, ob Sie eine Idee haben, wie es um den Zeitplan auf Bundes-

ebene bestellt ist. Denn die Frage von Leistungsgruppen, Qualitätskriterien, Kooperationen, Ver-

bünden und Abweichungen von Qualitätskriterien interessiert uns natürlich brennend. Die Min-

destplanzahlen und der Transformationsfonds sind noch nicht abschließend geregelt. Dafür ist 

eine Rechtsverordnung erforderlich. Auch geht es um die ärztliche Personalbemessung. Alles 

das steht noch in Rede und ist seitens des Bundes noch nicht geklärt. Solange das so ist, kann 

das Niedersächsische Krankenhausgesetz noch nicht angepasst werden. In den Krankenhäusern, 

die ich in diesen Tagen besuche, weiß keiner etwas. Vor diesem Hintergrund stellt sich allen 

natürlich die Frage, ob einzelne Kliniken geschlossen werden müssen und welche Leistungen sie 

erbringen können und vergütet bekommen. Die Reform ist da, aber die Rechtsverordnungen, 

die untergesetzlichen Regelungen fehlen. Gibt es einen Zeitplan? Sind Sie darüber seitens des 

Bundesgesundheitsministeriums ins Bild gesetzt geworden? 

stellv. RefL von den Benken (MS): Da ich die Unterrichtung heute vertretungsweise vornehme, 

müssen wir die Fragen zum größten Teil mitnehmen und versuchen, sie detaillierter zu beant-

worten. Wir haben Ihnen die schriftliche Information gegeben, dass die Verordnung für den 

Transformationsfonds auf jeden Fall noch kommen soll. Dazu wird am morgigen Tag ein erstes 

Gespräch mit dem BMG stattfinden. Die weitere Rechtsverordnung über die Qualitätskriterien 

soll zum 1. April 2025 im Entwurf vorliegen. Die Rechtsverordnung über die Mindestvorhalte-

zahlen soll über das Jahr 2025 mit der Fachöffentlichkeit in den Ländern entwickelt werden. - An 

dieser Stelle ist viel von „soll“ die Rede. Hoffentlich wird es auch so kommen. Mehr kann ich im 

Moment nicht dazu sagen. 

LMR Holzapfel (MS): Wir haben am Freitag eine Schalte auf Ministerebene und in der kommen-

den Woche auf der Abteilungsleiterebene. Dabei will das BMG seine Pläne zu den Rechtsverord-

nungen mitteilen. Danach können wir seriös mehr sagen. 

Abg. Claudia Schüßler (SPD): Vielen Dank für diesen kleinen Einblick in die Materie. Ich gehe 

davon aus, dass uns dieses Thema fortlaufend beschäftigen wird. Es gibt ein neues Gesetz. Die 

Verordnungen sind noch nicht fertig. Das liegt auch ein bisschen daran, dass die Beschlussfas-

sung erst vor ein paar Tagen war. Das muss man der Fairness halber sagen. Wir alle haben na-

türlich Stress mit der Umsetzung. Ich glaube aber, dass wir in Niedersachsen relativ gut gerüstet 

sind, weil das Ministerium sich sehr ausführlich mit der Thematik beschäftigt hat und auch im-

mer wieder eigene Verbesserungswünsche eingebracht hat, die auch umgesetzt wurden. Von 

daher glaube ich, dass wir ganz gut gerüstet sind. 

Auch mich würde der erwähnte Referentenentwurf für die weiteren Änderungen brennend in-

teressieren. Wir sollten uns dann auch intensiv damit befassen, welche Konsequenzen die Än-

derungen haben. Sie haben uns ja einen sehr engen Zeitplan für das Jahr 2025 mit zwei Ände-

rungen vorgestellt, die noch erforderlich sind. Ich glaube, wir sind gut beraten, wenn diese Än-

derungen nicht einen solch geringen Umfang haben wie der kleine Gesetzentwurf, der uns jetzt 

zur Beratung vorliegt.  
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Zum weiteren Verfahren wäre ich dankbar, wenn wir in einer der nächsten Sitzungen, sobald 

dies möglich ist, die rechtliche Stellungnahme des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes erhal-

ten würden.  

Abg. Dr.in Tanja Meyer (GRÜNE): Vielen Dank für die Unterrichtung. Ich habe jetzt keine tiefen 

inhaltlichen Nachfragen; denn es geht jetzt zunächst um logische Folgen des beschlossenen 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes. Alles andere wurde schon gesagt. 

Ich habe nur eine kleine Rückfrage im Hinblick auf die Aussage von Herrn Holsten, dass die Kran-

kenhäuser verunsichert sind. Vielleicht können Sie schon etwas dazu sagen oder uns das gege-

benenfalls noch nachreichen, welche Pläne das Ministerium für einen guten Kommunikations-

fluss hat, damit die Häuser in diesem Prozess auch mitgenommen werden. Ich halte das für ent-

scheidend, damit alle insgesamt weiter Vertrauen in dem Prozess haben können. 

stellv. RefL von den Benken (MS): Wir haben seitens des Ministeriums die sogenannten Regio-

nalgespräche veranlasst und durchgeführt. Morgen wird das letzte von acht Regionalgesprächen 

hier in Hannover stattfinden. Dort hat nicht nur der Minister, sondern haben auch die Beteiligten 

der Kassen, die Beteiligten der Krankenhausgesellschaft weitgehend in das KHVVG eingeführt 

und die Chancen, die Möglichkeiten, den Zeitablauf usw. vorgestellt. Es ist die bestmögliche 

Möglichkeit für alle Beteiligten, an diesen Veranstaltungen teilzunehmen. Ich war selber auf ei-

ner Veranstaltung. Selbstverständlich sind alle Kliniken und alle Player dabei. Es gibt hinterher 

auch eine Diskussion, zum Teil auch mit der Politik. Auf dieser Schiene haben wir weitestgehend 

über das KHVVG informiert. 

Abg. Delia Klages (AfD): Vielen Dank auch von mir für die Unterrichtung. Ich stelle aber fest, dass 

wir zum jetzigen Zeitpunkt noch viel zu wenig wissen und die eigentlichen Unterrichtungen, da-

mit man mit den Informationen auch politisch arbeiten kann, erst zu einem späteren Zeitpunkt 

erfolgen. Ist das richtig? 

stellv. RefL von den Benken (MS): Das ist richtig. 

Vors. Abg. Oliver Lottke (SPD): Das gilt aber nicht für den vorliegenden Gesetzentwurf, der nur 

technische Änderungen vorsieht, sondern für das, was zu einem späteren Zeitpunkt folgt. 

Weitere Wortmeldungen gibt es nicht. Vielen Dank für die Unterrichtung. 

Weiteres Verfahren 

Der Ausschuss nimmt in Aussicht, die rechtliche Stellungnahme des Gesetzgebungs- und Bera-

tungsdienstes zu dem Gesetzentwurf in der Sitzung am 9. Januar 2025 entgegenzunehmen und 

die Beratung des Gesetzentwurfs in dieser Sitzung, spätestens jedoch in der Sitzung am 16. Ja-

nuar 2025 abzuschließen, um die abschließende Beratung im Januar-Plenarsitzungsabschnitt zu 

ermöglichen. 

*** 
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Anwesend: 

Ausschussmitglieder:  

1. Abg. Oliver Lottke (SPD), Vorsitzender 

2. Abg. Karin Emken (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

3. Abg. Marten Gäde (SPD) 

4. Abg. Jan Henner Putzier (i. V. d. Abg. Andrea Prell) (SPD) 

5. Abg. Julia Retzlaff (SPD) 

6. Abg. Claudia Schüßler (SPD) 

7. Abg. Jan Bauer (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

8. Abg. Eike Holsten (CDU) 

9. Abg. Laura Hopmann (CDU) 

10. Abg. Sophie Ramdor (CDU) 

11. Abg. Thomas Uhlen (CDU) 

12. Abg. Dr.in Tanja Meyer (GRÜNE) (bis 10. 38 Uhr per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

13. Abg. Swantje Schendel (GRÜNE) 

14. Abg. Delia Klages (AfD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet, zu TOP 2 vertreten durch 

die per Videokonferenztechnik zugeschaltete Abg. Vanessa Behrendt) (AfD)  

 

Als Zuhörerin (§ 94 GO LT): 

Abg. Vanessa Behrendt (AfD) (bis 12.10 Uhr per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Parlamentsrat Dr. Oppenborn-Reccius (Mitglied), 

Richter am Verwaltungsgericht Barstein. 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrätin Kretschmer, 

Regierungsrätin Triefenbach. 

 

 

Niederschrift: 

Regierungsdirektor Pohl, Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 10.16 Uhr bis 12.17 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigt die Niederschriften über die 42., 50. und 53. Sitzung. 

*** 

  

lahmsen
Textfeld



Niedersächsischer Landtag - 19. WP 54. AfSAGuG am 09.01.2025 | öffentlich | Seite 5 

 

Tagesordnungspunkt 1: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 

direkt überwiesen am 22.11.2024 

federführend: AfSAGuG 

mitberatend: AfRuV 

zuletzt behandelt: 53. Sitzung am 05.12.2024 

Beratungsgrundlage: Vorlagen 1, 2 und 4 

 

Beratung 

ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) trägt die Formulierungsvorschläge und Anmerkungen des 

Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes zu Artikel 1 Nrn. 1, 3 und 4 und RiVG Barstein (GBD) zu 

Nr. 2 des Gesetzentwurfs vor, die weitestgehend mit dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Ge-

sundheit und Gleichstellung abgestimmt worden seien, und erläutern diese im Sinne der schrift-

lichen Anmerkungen in der Vorlage 4. Darauf wird verwiesen. 

Abg. Eike Holsten (CDU) hebt hervor, dass im Rahmen der Anhörung zu dem Gesetzentwurf der 

Niedersächsische Landkreistag (NLT) und der Niedersächsische Städte- und Gemeindebund 

(NStGB) in ihrer schriftlichen Stellungnahme (Vorlage 2) darauf hingewiesen hätten, dass die 

Einführung von Planfallzahlen gemäß § 6 a KHG in der Fassung des Krankenhausversorgungsver-

besserungsgesetzes ab dem 1. Januar 2025 in das Ermessen der Bundesländer gestellt sei. Diese 

Regelung gehe auf eine Forderung der Bundesländer zurück. Auch Minister Dr. Philippi habe ge-

genüber dem Bund immer „Beinfreiheit“ bei planerischen Entscheidungen eingefordert ebenso 

wie Krankenhausträger, die sich gegen eine Gesundheitsplanwirtschaft gewandt hätten. Nach 

dem Bundesrecht bestehe also keine gesetzliche Verpflichtung, Fallzahlen für die Krankenhäuser 

für die jeweiligen Leistungsgruppen verbindlich vorzugeben und auch die Vergütung daran zu 

knüpfen. Auch die Niedersächsische Krankenhausgesellschaft, die unaufgefordert ebenfalls eine 

Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf abgegeben habe (Vorlage 1), plädiere dafür, stattdessen 

Budgetvereinbarungen auf der Basis von Ist-Fallzahlen aus dem Vorjahr zu ermöglichen.  

Die CDU-Fraktion teile die Auffassung des NLT und NStGB, dass im Gesetz nicht eine viel zu frühe 

Festlegung auf Planfallzahlen erfolgen sollte, und gebe zu überlegen, in § 5 Abs. 5 Satz 3 oder in 

einem neuen Satz 4 eine Kannregelung aufzunehmen, nach der sinngemäß anstelle von Planfall-

zahlen Vorhaltevolumina auf Basis von Ist-Fallzahlen zugewiesen werden könnten. Sie bitte 

hierzu um eine Stellungnahme und gegebenenfalls um einen Formulierungsvorschlag des Ge-

setzgebungs- und Beratungsdienstes. 

In einem Gespräch, das er, Holsten, mit der Niedersächsischen Krankenhausgesellschaft zu dem 

Gesetzentwurf geführt habe, habe diese erklärt, dass ihre Einwendungen zu den §§ 6 a und 33 

des Gesetzentwurfs durch die Formulierungsvorschläge des Gesetzgebungs- und Beratungs-

dienstes weitestgehend ausgeräumt worden seien. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05501-06000/19-05878.pdf


Niedersächsischer Landtag - 19. WP 54. AfSAGuG am 09.01.2025 | öffentlich | Seite 6 

 

Abg. Claudia Schüßler (SPD) erkundigt sich danach, was aus der Sicht des Ministeriums für Sozi-

ales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung für die im Gesetzentwurf vorgesehene zwingende 

Festlegung von Planfallzahlen spreche. 

MR Vietze (MS) legt dar, das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz lasse zu, dass die 

Länder nicht nur die Leistungsgruppen, sondern auch Planfallzahlen zuwiesen. In dem Antrags-

verfahren, welches das Ministerium ab dem 1. März 2025 durchführen werde, würden die Kran-

kenhäuser angeben, welche Menge sie sich zutrauten und welche Leistungen sie erbringen woll-

ten, und werde das Ministerium dann die Anträge vor dem Hintergrund des Bedarfs in den Ver-

sorgungsregionen und Leistungsgruppen bewerten. Dabei handele es sich wie auch bislang bei 

den Planbetten um ein mengengesteuertes Planungsverfahren. Deswegen sei es aus der fachli-

chen Sicht des Ministeriums erforderlich, nicht nur die Leistungsgruppen zuzuweisen, sondern 

auch festzulegen, in welcher Höhe die Krankenhäuser die Leistungen erbringen sollten, um eine 

Bedarfsplanung und Mengensteuerung zu ermöglichen.  

Das Ministerium beabsichtige, die Leistungsgruppen zu planen und entsprechende Planfallzah-

len zu ermitteln und dies dann in die Abstimmung im Planungsausschuss zu geben. An den Be-

ratungen im Planungsausschuss sei dann auch die Niedersächsische Krankenhausgesellschaft 

beteiligt. Das Ministerium gehe davon aus, dass die GKV, aber auch die NKG dann dort ihre In-

teressen vertreten und die Interessen der Krankenhäuser vorbringen würden. 

Wenn keine Planfallzahlen festgelegt würden, würden die Leistungsgruppen anhand der Quali-

tätskriterien zugewiesen und würden Ende 2026 die Planfallzahlen durch die Istzahlen auf der 

Grundlage der Zahlen zwei Jahren davor, also durch die letzten statistischen Daten, ersetzt. 

Wenn keine Planfallzahlen vergeben würden, würde also nach dem KHVVG ein Stück weit das 

Ist fortgeschrieben.  

Das Ministerium versuche jetzt erst einmal, mit den Partnern gemeinsam in eine Steuerung zu 

kommen. Die Auffanglösung, wenn zeitliche oder inhaltliche Probleme entstünden oder wenn 

man im Planungsausschuss zu keinem Ergebnis kommen sollte, bestünde darin, auf das Ist zu-

rückzugehen. Das würde dann automatisch eintreten. 

Fachlich wolle das Ministerium aber an seiner Vorgehensweise festhalten und versuchen, mit 

allen Beteiligten gemeinsam in ein Planverfahren zu kommen und die Planfallzahlen auszuwei-

sen, um die Versorgungsstruktur durch das Land zu beeinflussen und zu steuern. 

ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) führt aus, der § 5 regele nur, welche Festlegungen im Kran-

kenhausplan getroffen werden müssten. Die konstitutive Entscheidung, ob Planfallzahlen ver-

geben würden und in welcher Höhe sie vergeben würden, sei gesondert zu treffen; der Kranken-

hausplan gebe das sozusagen nur wider. Wenn die Planfallzahlen nicht vergeben würden, dann 

weise der Krankenhausplan die Planfallzahl null aus. Aus der Sicht des Gesetzgebungs- und Be-

ratungsdienstes sei der § 5 aber nicht die richtige Stelle im Gesetz, um die fachlich gesondert zu 

treffende Frage zu lösen, dass möglicherweise keine Planfallzahlen vergeben würden oder nach 

welchen Kriterien diese vergeben würden, sondern die Vergabe von Planfallzahlen sei in § 6 a 

KHG geregelt, ergänzt durch das nunmehr im Niedersächsischen Krankenhausgesetz zu regelnde 

Antragsverfahren. Wenn andere Vorgaben gemacht werden sollten, käme dafür eher der § 6 

oder eine andere Stelle des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes in Betracht. Eine solche 

Regelung könnte möglicherweise noch im Rahmen der von der Landesregierung angekündigten 
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größeren Novellierung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes getroffen werden, wenn 

diese zeitnah angegangen werden sollte. Das Bundesrecht lasse jedenfalls zu, dass Planfallzahlen 

vorgegeben werden könnten. Ob das geschehen solle, müsse fachlich entschieden werden. 

Wenn hierzu nähere Regelungen im Gesetz getroffen werden sollten, würde dies eine komple-

xere rechtliche Prüfung erfordern. 

Abg. Claudia Schüßler (SPD) bittet um eine Stellungnahme des Ministeriums zu den daten-

schutzrechtlichen Bedenken des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes zu § 33 Abs. 1 Sätze 3 

und 4 unter Nr. 4 des Gesetzentwurfs und zu dessen Formulierungsvorschlag für einen neuen 

Satz 5, mit dem dem Medizinischen Dienst die Befugnis zur Übermittlung personenbezogener 

Daten an die für die Zuweisung von Leistungsgruppen zuständige Stelle eingeräumt würde. 

MR Vietze (MS) teilt mit, der Medizinische Dienst gehe nach dem aktuellen Stand von einer ano-

nymisierten Datenweitergabe aus. Das Ministerium würde insofern das Gutachten des Medizi-

nischen Dienstes über die Qualitätskriterien und die Leistungsgruppen anonymisiert erhalten, 

aber könnte dann nicht erkennen, ob ein Arzt, der maximal dreimal auf verschiedene Leistungs-

gruppen angerechnet werden könne, gleichwohl mehrfach angerechnet werde und ob das Qua-

litätskriterium erfüllt werde. Diese anonymisierte Datenübermittlung würde das Ministerium als 

Planungsbehörde bei der Bewertung des Gutachtens einschränken. 

Das Ministerium nehme jedoch den Hinweis des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes, dass 

der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz in § 275 a SGB V abschließend Gebrauch ge-

macht habe, sehr ernst und spreche sich dafür aus, zumindest die auf Seite 14 der Vorlage 4 

vorgeschlagene Regelung als Auffanglösung in das Gesetz aufzunehmen, nach der das Ministe-

rium den Medizinischen Dienst bitten könnte, ihm die entsprechenden Daten zu übermitteln. 

Der Medizinische Dienst stünde dann in der Verantwortung, rechtlich zu bewerten, welche Da-

ten er an das Ministerium übermitteln könne. In der praktischen Prüfsituation werde sich dann 

erweisen, inwieweit die datenschutzrechtlichen Regelungen ausreichten, um ein gutes Ergebnis 

zu erzielen. 

Abg. Claudia Schüßler (SPD) hält die rechtliche Begründung des Gesetzgebungs- und Beratungs-

dienstes für nachvollziehbar, dass nach § 5 Abs. 1 Satz 1 NKHG ausschließlich das für Gesundheit 

zuständige Ministerium die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde sei und 

dementsprechend in § 6 a Abs. 1 des Gesetzentwurfs die in eckige Klammern gesetzten Worte 

„und für Hochschulkliniken im Sinn des § 108 Nr. 1 SGB V bei dem für die Hochschulkliniken zu-

ständigen Ministerium“ eigentlich gestrichen werden müssten, um die Zuständigkeit für das An-

tragsverfahren ausschließlich dem MS zuzuweisen. Die Abgeordnete wirft die Frage auf, ob 

dadurch das Verfahren erleichtert und eine bessere Steuerung bewirkt würde, weil möglicher-

weise aufwendige Abstimmungen zwischen dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit 

und Gleichstellung und dem Ministerium für Wissenschaft und Kultur vermieden werden könn-

ten. 

RefL Dr. Robbers (MS) gibt zur Antwort, die Planung der Kapazitäten der beiden Hochschulklini-

ken MHH und UMG - nicht aber der Universitätsmedizin Oldenburg - werde bislang vom MWK 

vorgenommen. Das MWK sei auch mit beratender Stimme im Planungsausschuss vertreten und 

habe bislang die Veränderung von Kapazitäten dem Planungsausschuss zur Kenntnis gegeben; 

denn Hochschulkliniken seien kraft Gesetzes direkt zur Krankenhausbehandlung berechtigt und 

verpflichtet. Insofern seien bislang die Planungskompetenzen in Niedersachsen zwischen den 
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Hochschulkliniken einerseits und den Plankrankenhäusern andererseits zwischen MWK und MS 

klar getrennt. Eine Länderumfrage zu der Kompetenzverteilung in den anderen Bundesländern 

habe ergeben, dass der überwiegende Teil der Bundesländer sowohl die Plankrankenhäuser als 

auch die Hochschulkliniken in einer Einheit beplane. Es gebe zwar auch Länder, in denen die 

Zuständigkeit dafür ebenfalls zweigeteilt sei; in der Mehrheit der Länder sei die Zuständigkeit 

jedoch in einem Referat gebündelt. 

Die rechtliche Argumentation des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes, dass nach § 6 a Abs. 1 

Sätze 1 und 2 KHG und § 5 Abs. 1 Satz 1 NKHG ausschließlich das MS die für die Krankenhaus-

planung zuständige Landesbehörde sei, sei nachvollziehbar. Allerdings sollten die erheblichen 

Konsequenzen aus einer Änderung der bisher auf zwei Ministerien verteilten Zuständigkeiten 

innerhalb der Landesregierung intensiv geprüft werden, zumal das Antragsverfahren ab dem 

1. März 2025 beginnen solle und Änderungen der Zuständigkeiten für ein nicht ganz einfaches 

Planungsinstrument - die Hochschulkliniken würden insgesamt weitaus mehr als 100 Leistungs-

gruppen beantragen und zugewiesen bekommen - auch im Hinblick auf die personelle Unter-

stützung, die nicht ohne Weiteres aus dem Bestand geleistet werden könne, eine nicht unerheb-

liche Herausforderung darstellen würden. 

Die in Rede stehende Formulierung im Krankenhausfinanzierungsgesetz des Bundes „die für die 

Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde“ sei möglicherweise darauf zurückzuführen, 

dass auf Bundesebene, wie er, Dr. Robbers, bei den regelmäßigen Beratungen dort festgestellt 

habe, gar nicht genau bekannt sei, dass auf der Ebene der Bundesländer unterschiedliche Pla-

nungsbehörden für Hochschulkliniken und Plankrankenhäuser existierten. 

ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) merkt an, wenn die auf das MS und das MWK verteilten 

Zuständigkeiten im Sinne der „normativen Kraft des Faktischen“ nicht ganz mit dem Bundes-

recht kompatibel seien, dann könne und müsse dieses Risiko möglicherweise getragen werden. 

Allerdings stelle sich die Frage, wie die Entscheidungen koordiniert würden und ob zwei unter-

schiedliche Planungsbehörden die zuzuweisenden Leistungsgruppen und die vorzugebenden 

Planfallzahlen nicht unter Umständen aneinander vorbei planen würden. Eine Lösung bestünde 

aus der Sicht des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes möglicherweise darin, eine Regelung 

zu treffen, nach der das MS für die Krankenhausplanung sowie die Zuweisung von Leistungs-

gruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen einheitlich zuständig sei, die Entscheidungen für 

die Hochschulkliniken aber im Einvernehmen mit dem MWK treffe.  

RefL Dr. Robbers (MS) macht deutlich, die historisch gewachsenen getrennten Zuständigkeiten 

in Niedersachsen bedingten eine intensive Abstimmung zwischen diesen beiden Ressorts. Die 

nach dem derzeitigen Stand der Auswertung rund 55 Leistungsgruppen an der UMG und rund 

45 Leistungsgruppen an der MHH würden, was die damit verbundenen Fallvolumina angehe, 

natürlich erhebliche Auswirkungen darauf haben, wie viele Leistungsgruppen und Fallmengen 

den Krankenhäusern in Göttingen und Hannover zugewiesen würden. Insofern sei es zwingend 

erforderlich, im Vorfeld eine sehr intensive Abstimmung mit dem MWK in einem sehr geordne-

ten Verfahren vorzunehmen, zumal die Meldung der Länder an das InEK über die Art und Anzahl 

der Leistungsgruppen und der jeweiligen Fallmengen nur von einer Stelle und nicht von zwei 

Stellen erfolgen könne und das MS in dem technischen Verfahren diese Daten übermitteln 

werde. Zwingende Voraussetzung dafür sei, dass das MS inhaltlich und mengenmäßig eine Ab-

stimmung mit dem MWK durchführe. Das Verfahren werde in Anbetracht der sehr engen Fristen 
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und der rund 2 000 zu erwartenden Anträge mit Sicherheit eine gewisse Herausforderung dar-

stellen. 

Herr Dr. Robbers fährt fort, die Diskussion über Ist-Fallzahlen sei aus der Perspektive der Nie-

dersächsischen Krankenhausgesellschaft durchaus nachvollziehbar, aber aus einer anderen ganz 

anderen Perspektive verwunderlich. Denn im nächsten Jahr werde es nach dem derzeitigen 

Stand, wenn auf der Bundesebene nach den Bundestagswahlen mit den dann neuen Mehrheits-

verhältnissen die Beratungen weitergeführt und die entsprechenden Rechtsverordnungen er-

lassen würden, neben den Leistungsgruppen und Qualitätskriterien auch leistungsgruppenbe-

zogene Mindestvorhaltezahlen geben. Ziel der Krankenhausreform des Bundes sei es ja, die so-

genannte Gelegenheitsversorgung zu minimieren. Zu diesem Zweck würden Mindestvorhalte-

zahlen eingeführt und werde eine Umverteilung von den 5 % Krankenhäusern mit den gerings-

ten Fällen in einer Leistungsgruppe hin zu Krankenhäusern mit höheren Fallzahlen vorgenom-

men. Dies bedinge automatisch, dass Planfallzahlen zugrunde gelegt werden müssten. Ist-Fall-

zahlen und Mindestvorhaltezahlen schlössen sich gegenseitig aus. Wenn nur von Ist-Fallzahlen 

ausgegangen würde, dann müssten auch zukünftig die viel zu niedrigen Ist-Mengen in die Leis-

tungsgruppen zugewiesen werden. Ziel des Bundes sei es aber gerade, die Leistungsgruppen und 

Mengen neu zu planen und so dafür zu sorgen, dass je nach Leistungsgruppe und Qualitätsan-

forderungen die kritische Untermenge der letzten 5 % oder - je nach Leistungsgruppe - 10 % ab-

geschnitten und umverteilt werde, um mit mehr Menge an weniger Standorten die Qualität zu 

erhöhen, was in vielen Fällen auch bewiesen werden könne. Schon allein deshalb sei es praktisch 

unmöglich, anhand von Ist-Fallzahlen zu planen. Er, Dr. Robbers, gehe auch davon aus, dass für 

jede Leistungsgruppe Mindestvorhaltezahlen festgelegt würden. Wenn es nicht so wäre, müss-

ten künftig einem Krankenhaus beispielsweise 12 Fälle von Ösophagus-Operationen zugewiesen 

werden, wie sie dort in der Vergangenheit vorgekommen seien, während es eigentlich das Ziel 

des Bundes sei, nur noch Versorger mit 50 solcher Fälle und mehr zu haben. Wenn weiter nur 

auf die Ist-Fallzahlen abgestellt würde, müsste dieses Krankenhaus mit 12 Fällen weiterhin ge-

führt werden. Dies sei aber gerade nicht das Ziel. 

Abg. Delia Klages (AfD) greift den Hinweis auf, dass das Sozialministerium Planfallzahlen ermit-

teln werde, die zur Mengensteuerung benötigt würden, und wirft die Frage auf, in welche Rich-

tung das Ministerium steuern werde und ob es dafür schon Vorgaben gebe. - MR Vietze (MS) 

gibt zur Antwort, das Ministerium lasse derzeit, wie der Minister auch in den Dialogveranstal-

tungen angekündigt habe, eine Bedarfsanalyse erarbeiten, die ausweise, welcher Mengenbe-

darf in den neuen Leistungsgruppen in den Versorgungsregionen bestehe. In dem Antragsver-

fahren ab dem 1. März bis zum 31. Mai 2025 würden die Krankenhäuser ihre Mengen mitteilen 

und werde das Ministerium das Ganze im Planungsverfahren zueinander bringen. 

Unter Hinweis darauf, dass in der Vergangenheit immer schon die Auslastung der Krankenhäu-

ser ein Thema gewesen sei und künftig Vorhaltezahlen festgelegt werden sollten, erkundigt sich 

Abg. Delia Klages (AfD) danach, welche Belegungszahlen in Zukunft für die einzelnen Leistungs-

gruppen zu erwarten seien und welche Planungen das Ministerium diesbezüglich anstelle. - RefL 

Dr. Robbers (MS) erläutert, bislang würden im Krankenhausplan Bettenzahlen nach Fachrich-

tungen ausgewiesen und die Mengen der Bettenzahlen an eine 85-prozentige Auslastung über 

das Jahresmittel gekoppelt. In den letzten zwei bis drei Jahren habe das Ministerium jedoch we-

gen der besonderen Situation während der Corona-Pandemie, in der Bettenkapazitäten freige-
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halten worden seien, von der auslastungsorientierten Fortschreibung des Krankenhausplans ab-

gesehen, weil die Zahlen nicht repräsentativ gewesen seien. Innerhalb der nächsten zwei bis drei 

Wochen würden zum ersten Mal wieder alle Krankenhäuser angeschrieben und die Belegungs-

daten abgefragt. Zum Jahresende werde das Ministerium erstmals seit der Corona-Sondersitu-

ation wieder die Bettenplanung, die noch bis Ende 2026 betrieben werde - die Leistungsgruppen 

würden ja erst ab 2027 eingeführt -, nach dem Auslastungsgrad durchführen. Nach der Corona-

Sondersituation seien allerdings deutlich niedrigere Auslastungszahlen als davor zu erwarten. 

Insofern würden in diesem Jahr mit Sicherheit einige Bettenreduzierungen vorgenommen. 

Wenn dann im Jahr 2027 mit Ist- oder Planfallzahlen - oder einer Mischung aus beidem - Leis-

tungsgruppen beständen, gebe es für die Krankenhausplanung keine Planbetten mehr. Wie hoch 

eine Klinik ausgelastet sei, spiele dann für die Abrechnung der Leistungsgruppen und für die 

Krankenhausplanung im Prinzip keine Rolle mehr. Das Krankenhaus bekomme dann eine Ist-  

oder Planfallzahl pro Leistungsgruppe zugeordnet und erhalte dann dafür nach den Vorgaben 

des Bundes in einem Korridor von plus/minus 20 % ein Vorhaltebudget. Dabei handele es sich 

um eine entgeltrechtliche Regelung nach den Planfallzahlen, anhand deren das InEK das Vorhal-

tebudget errechne, welches in einem bestimmten Korridor einer leichten Überschreitung bzw. 

Unterschreitung der Fallmenge gleich bleibe. Eine Auslastungsprüfung und eine Abhängigkeit 

der Höhe des Vorhaltebudgets von der Auslastungsprüfung seitens des MS werde es dann nicht 

mehr geben. Dabei handele es sich um eine rein bundesrechtliche Folgeregelung, bei der sich 

das Vorhaltebudget nur noch an Planfallzahlen bemessen werde. Durch dieses Vorhaltebudget, 

bei dem das zugewiesene Fallzahlvolumen in einer gewissen Bandbreite über- oder unterschrit-

ten werden könne, werde dann von der bisherigen Mengenkomponente mit der reinen Fallpau-

schalenvergütung, die in der Vergangenheit zu Missständen in der Krankenhausversorgung ge-

führt habe, ein Stück weit abgekehrt. 

Von der Abg. Swantje Schendel (GRÜNE) zu § 6 a nach den bisher rechtlich geregelten Zustän-

digkeiten von MS und MWK befragt, teilt ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) mit, nach dem 

Krankenhausfinanzierungsgesetz des Bundes würden die Planfallzahlen und die Leistungsgrup-

pen von der für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörde vorgegeben bzw. zuge-

wiesen. Nach dem Niedersächsischen Krankenhausgesetz sei bislang ausschließlich das Ministe-

rium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung für die Krankenhausplanung zuständig. 

In der Praxis habe es jedoch, soweit die Hochschulkliniken betroffen seien, den Krankenhausplan 

unter Einbeziehung des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur aufgestellt. Dieser Abstim-

mungsprozess sei aber nicht im Gesetz angelegt. 

Der § 6 a des Gesetzentwurfs beinhalte keine Zuständigkeitsregelung, sondern regele nur, wo 

Anträge auf Zuweisung von Leistungsgruppen und Vorgabe von Planfallzahlen zu stellen seien, 

nämlich vom Krankenhausträger bei dem für Gesundheit zuständigen Ministerium und für Hoch-

schulkliniken bei dem für die Hochschulkliniken zuständigen Ministerium. Diese Systematik sei 

aus der Sicht des Gesetzgebungs- und Beratungsdienst ein bisschen schwierig mit dem Bundes-

recht zu vereinbaren. Insofern könnte eine Lösung, wie dargelegt, möglicherweise darin beste-

hen, dass das für die Krankenhausplanung zuständige MS bezüglich der Hochschulkliniken im 

Einvernehmen mit dem MWK entscheide.  

Abg. Swantje Schendel (GRÜNE) wirft die Frage auf, ob an der im Gesetzentwurf vorgesehenen 

Zuständigkeit für die Antragstellung auch beim MWK zunächst festgehalten werden sollte, damit 

das Antragsverfahren zum 1. März 2025 starten könne. - MR Vietze (MS) gibt zur Antwort, die 
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zeitnahe Beschlussfassung über den vorliegenden Gesetzentwurf sei trotz aller Unsicherheiten 

hinsichtlich der Entwicklungen auf Bundesebene notwendig, damit das Antragsverfahren mit 

dem elektronischen Antragstool am 1. März 2025 beginnen und das Planungsverfahren inner-

halb der im Krankenhausfinanzierungsgesetz festgelegten Frist bis zum 31. Oktober 2026 abge-

schlossen werden könne. Mit dem auch bislang für die Hochschulkliniken zuständigen MWK sei 

abgestimmt, dass die Anträge zwar dort eingingen, aber dass auch diese Anträge einheitlich im 

Antragstool beim MS verarbeitet würden. Aus fachlicher Sicht wäre es sehr hilfreich, wenn mit 

diesem Setting erst einmal gestartet werden könnte, um auch Klarheit für die MHH und UMG zu 

behalten, für die bislang das MWK der Ansprechpartner für das Antragstool sei. Es sei aber un-

benommen, im weiteren Verlauf noch einmal über die Zuständigkeiten für das Planungsverfah-

ren und die Bescheide nachzudenken. 

Unter Hinweis darauf, dass nach den Erläuterungen des Ministeriums im weiteren Verfahren 

durchaus eine Auffanglösung bzw. Rückfalloption vorhanden sei, wenn keine Planfallzahlen fest-

gelegt würden, und dann automatisch die Ist-Fallzahlen aus den letzten statistischen Daten zu-

grunde gelegt würden, gibt Abg. Eike Holsten (CDU) zu überlegen, eine Kannregelung in das Ge-

setz aufzunehmen, nach der anstelle von Planfallzahlen auch Vorhaltevolumina auf Basis von 

Ist-Fallzahlen zugewiesen werden könnten. - MR Vietze (MS) merkt hierzu an, dass sich das Mi-

nisterium bewusst gegen die Kannregelung und für die Festlegung von Planfallzahlen als Muss-

regelung entschieden habe. Die letzte Entscheidung obliege jedoch dem Landtag als Gesetzge-

ber. 

Abg. Eike Holsten (CDU) ist interessiert zu erfahren, wie die Fraktionen der SPD und der Grünen, 

die den vorliegenden Gesetzentwurf in den Landtag eingebracht hätten, den mehr als eindeuti-

gen Appell des Niedersächsischen Landkreistages und des Niedersächsischen Städte- und Ge-

meindebundes bewerteten, dass insbesondere auch im Hinblick auf die Komplexität der Auswir-

kungen und die massiven Eingriffe in die Eigenständigkeit und unternehmerische Freiheit der 

Krankenhäuser in einem ersten Schritt von der Einführung von Planfallzahlen „unbedingt abge-

sehen“ werden sollte.  

Abg. Claudia Schüßler (SPD) legt dar, wenn Verbände zu einem Entwurf Stellung nähmen, dann 

sei es die Aufgabe der politisch Verantwortlichen, sich inhaltlich damit zu befassen und die Stel-

lungnahmen zu bewerten. Dem diene auch die Beratung dieses Gesetzentwurfs im Ausschuss. 

Wenn sie dabei zu einer anderen Einschätzung gelangten, dann werde dies auch so kommuni-

ziert. Die Stellungnahmen eines jeden Verbandes könnten jedoch nicht eins zu eins übernom-

men werden, zumal sie manchmal auch widersprüchlich seien.  

Zu begrüßen sei, dass zwischen dem Gesetzgebungs- und Beratungsdienst und dem Ministerium 

bereits eine Auffanglösung zu Nr. 4 des Gesetzentwurfs abgestimmt worden sei, mit der dem 

Medizinischen Dienst die Befugnis zur Übermittlung personenbezogener Daten an die für die 

Zuweisung von Leistungsgruppen zuständige Stelle eingeräumt würde.  

Noch weiter nachgegangen werden sollte jedoch den Bedenken des Gesetzgebungs- und Bera-

tungsdienstes, dass die in Niedersachsen historisch gewachsene Aufteilung der Zuständigkeit für 

die Plankrankenhäuser und die Hochschulkliniken auf MS und MWK nicht mit dem Bundesrecht 

kompatibel sei, nach dem ausschließlich das für Gesundheit zuständige Ministerium die für die 

Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde sei. Es sei gut, dass die Abstimmung zwischen 
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diesen beiden Ministerien in der Vergangenheit gut funktioniert habe und auch künftig stattfin-

den solle. Ihrer, Frau Schüßlers, Auffassung nach sollte jedoch nicht erst bei der angekündigten 

späteren Novellierung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes, sondern möglichst schon 

im aktuellen Gesetzgebungsverfahren eine Formulierung gefunden werden, die mit dem Bun-

desrecht in Einklang stehe, aber klarmache, dass zumindest eine Koordinierung bzw. ein Abstim-

mungsprozess stattfinden müsse. Sie bitte daher darum, bis zu der Sitzung des Ausschusses am 

16. Januar 2025 einen entsprechenden Formulierungsvorschlag zu erarbeiten. 

RefL Dr. Robbers (MS) bekräftigt, dass er die Position des Niedersächsischen Landkreistages, des 

Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes sowie der Niedersächsischen Krankenhausge-

sellschaft zum Thema Planfallzahlen und Ist-Fallzahlen aus deren Perspektive für nachvollzieh-

bar halte. Vielleicht sei es auch möglich, sowohl das eine als auch das andere rechtlich vorzuse-

hen. In der Praxis werde es zu einer Mischung aus Ist-Fallzahlen und Planfallzahlen kommen. Für 

die Planungsbehörde wäre es wünschenswert, wenn, wie von Herrn Dr. Vietze ausgeführt, das 

Bedarfsgutachten für Leistungsgruppen und die Versorgungsregionen bestimmte Leistungsmen-

gen ausweise, für die der Bedarf dann im Krankenhausplan zu befriedigen sei, und dann die Ist-

Fallzahlen einfach addiert würden und zum Gutachten passten. Das wäre dann ein ganz schnel-

les und einfaches Verfahren. In der Praxis werde es jedoch nicht so kommen. Denn durch die 

Mindestvorhaltezahlen müssten Leistungsmengen, die darunterlägen, umverteilt werden. 

Schon an dieser Stelle werde es nicht möglich sein, die Ist-Fallzahlen zugrunde zu legen. 

Zu einer Abweichung durch das Gesetz werde es zwangsläufig auch bei Krankenhäusern kom-

men, die in sektorenübergreifende Versorgungseinrichtungen mit einem neuen sektorenüber-

greifenden Angebot umgewandelt würden. Auch dabei würden nicht Ist-Fallzahlen zugrunde ge-

legt werden können. Insofern werde es immer eine Mischung sein. Wenn beispielsweise die Ist-

Fallzahlen von MHH, Diakovere und KRH aufaddiert würden und passten, dann wäre dies über-

aus wünschenswert. Ihm, Dr. Robbers, wäre es für den Planungsausschuss am liebsten, wenn 

die Ist-Fallzahlen einfach übernommen werden könnten. Dann bestünde auch nicht die Gefahr 

von Klagen seitens der Krankenhausträger. In der Praxis würden jedoch die neuen Versorgungs-

angebote in Richtung sektorenübergreifender Versorgung und die Vorgabe des Bundes, gewisse 

Mindestvorhaltezahlen einzuführen, de facto dazu führen, dass nicht nur Ist-Fallzahlen zugrunde 

gelegt werden könnten.  

Abg. Eike Holsten (CDU) legt Wert auf die Feststellung, dass er nicht dafür eintrete, von der 

Festlegung von Planfallzahlen abzusehen. Wenn es aber, wie dargelegt, in der Praxis ohnehin zu 

einer Mischung von Planfallzahlen und Ist-Fallzahlen kommen werde, dann sollte seines Erach-

tens auch eine entsprechende Kannregelung in das Gesetz aufgenommen werden. 

RefL Dr. Robbers (MS) kündigt an, dass das Ministerium mit dem Gesetzgebungs- und Bera-

tungsdienst über eine entsprechende Regelung nachdenken werde, mit der aufgenommen 

würde, was in der Praxis seiner Einschätzung nach passieren werde, nämlich dass in Teilberei-

chen Planfallzahlen und in den Fällen, in denen dies gut möglich sei, Ist-Fallzahlen zugrunde ge-

legt würden. 

MR Vietze (MS) fügt hinzu, das Ministerium gehe nach der folgenden Systematik vor: In dem 

dargestellten Antragsverfahren beantragten die Krankenhäuser in den Leistungsgruppen die 

Planfallzahlen, die sie sich wünschten. In der Bedarfsanalyse seien die entsprechenden Bedarfe 

ausgewiesen. Darüber werde dann in dem Planungsverfahren miteinander beraten. Die GKV und 
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NKG würden dann über den Planungsausschuss beteiligt. Am Ende stehe dann die Zuweisung 

von abgestimmten Planfallzahlen. Das Ministerium plädiere dafür, diese Struktur im Gesetz fest-

zuschreiben. 

Die Rückfalloption sei eine rein formale Rückfalloption, die sich aus dem Krankenhausversor-

gungsverbesserungsgesetz ergebe. Wenn es nicht gelinge sollte, sich zu einigen, dann griffen die 

Istzahlen, die 21er-Daten aus dem Krankenhausentgeltgesetz von vor zwei Jahren laut 

KHVVG/SGB V. Dann werde durch das InEK auf Bundesebene festgelegt, dass das Land entgegen 

seinen Bestrebungen keine Planfallzahlen festgelegt habe und dass stattdessen die Istzahlen, 

die tatsächlichen Leistungsdaten eingesetzt würden.  

ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) kündigt an, dass der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 

für die Beratung in der Sitzung am 16. Januar 2025 eine bereinigte Vorlage erarbeiten werde, in 

der er das Ergebnis der heutigen Beratung darstellen werde, und, wenn dies vom Ausschuss 

gewünscht werde, möglichst zeitnah mit dem Ministerium den Versuch unternehmen werde, 

Formulierungsvorschläge zu den in Rede stehenden Punkten des Gesetzentwurfs abzustimmen.  

Abg. Eike Holsten (CDU) erklärt, dass der Gesetzentwurf aus der Sicht der CDU-Fraktion noch 

nicht abstimmungsfähig sei. Er bittet den Gesetzgebungs- und Beratungsdienst, mit dem Minis-

terium eine Formulierung für eine Kannregelung in § 5 oder § 6 a in dem beschriebenen Sinne 

zu erarbeiten. 

Weiteres Verfahren 

Der Ausschuss beauftragt den Gesetzgebungs- und Beratungsdienst, mit dem Ministerium für 

Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung die erbetenen Formulierungsvorschläge abzu-

stimmen, und stellt die abschließende Beratung des Gesetzentwurfs bis zur Sitzung am 16. Ja-

nuar 2025 zurück. 

*** 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigt die Niederschrift über die 54. Sitzung. 

*** 

  

lahmsen
Textfeld
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Tagesordnungspunkt 1: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 

direkt überwiesen am 22.11.2024 

federführend: AfSAGuG 

mitberatend: AfRuV 

zuletzt behandelt: 54. Sitzung am 09.01.2025 

Beratungsgrundlage: Vorlage 5 

 

Fortsetzung der Beratung 

ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) teilt mit, dass der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst in 

der Vorlage 5 die Formulierungsvorschläge aus der Vorlage 4, zu denen der Ausschuss in der 

54. Sitzung am 9. Januar 2025 sein Einverständnis zu erkennen gegeben habe, eingearbeitet 

habe und zu den offen gebliebenen Punkten entsprechende Formulierungsvorschläge erarbeitet 

und mit dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung abgestimmt habe. 

Der Vertreter des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes stellt im Folgenden die neuen Formu-

lierungsvorschläge vor und erläutert diese im Sinne der schriftlichen Anmerkungen in der Vor-

lage 5. Darauf wird verwiesen. 

Abg. Claudia Schüßler (SPD) begrüßt, dass es dem Gesetzgebungs- und Beratungsdienst und 

dem Ministerium nach den intensiven Beratungen in der vorangegangenen Ausschusssitzung 

kurzfristig gelungen sei, entsprechend den Vorstellungen des Ausschusses Formulierungsvor-

schläge abzustimmen, sodass der Gesetzentwurf, wie vorgesehen, im nächsten Plenarsitzungs-

abschnitt beschlossen werden könne und das Ministerium ab dem 1. März 2025 das Antragsver-

fahren durchführen könne. Die SPD-Fraktion schließe sich den Formulierungsvorschlägen des 

Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes in der Vorlage 5 an. Ihrem Eindruck nach könnten alle 

Seiten mit den vorgeschlagenen Änderungen sehr zufrieden sein. 

Abg. Eike Holsten (CDU) dankt dem Gesetzgebungs- und Beratungsdienst für die sehr kurzfris-

tige Erarbeitung der Formulierungsvorschläge und spricht sich ebenfalls dafür aus, die Formu-

lierungsvorschläge zu übernehmen, insbesondere die vorgeschlagene Regelung zu Nr. 1 

Buchst. a) des Gesetzentwurfs für die neuen Nrn. 1 und 2 a) und b), mit denen die „Beinfreiheit“, 

die der Bundesgesetzgeber den Ländern eingeräumt habe, tatsächlich genutzt werden könne, 

wie dies die CDU-Fraktion in der vorangegangenen Beratung des Gesetzentwurfs angemahnt 

habe. Sehr erfreulich sei, dass das Ministerium ausweislich der Anmerkungen in der Vorlage 5 

keine Bedenken gegen diese Regelung habe, nachdem er, Holsten, in der vorangegangenen Sit-

zung noch einen anderen Eindruck aus den Einlassungen seitens des Ministeriums gewonnen 

habe. Der Abgeordnete kündigt an, dass die CDU-Fraktion den Gesetzentwurf in der modifizier-

ten Fassung mittragen werde. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05501-06000/19-05878.pdf
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Abg. Swantje Schendel (GRÜNE) schließt sich dem Dank an den Gesetzgebungs- und Beratungs-

dienst für die Erarbeitung und Abstimmung der Formulierungsvorschläge an und bringt ihre 

Freude darüber zum Ausdruck, dass der Gesetzentwurf mit diesen Änderungen nunmehr breite 

Zustimmung finde und der Zeitplan für das Gesetzgebungsverfahren eingehalten werden könne, 

sodass das Antragsverfahren für die Krankenhäuser ab dem 1. März 2025 beginnen könne. 

Abg. Delia Klages (AfD) hebt hervor, dass noch eine große Ungewissheit darüber herrsche, wie 

sich die Krankenhauslandschaft in Niedersachsen in Zukunft darstellen werde, und wohl noch 

niemand im Ausschuss eine klare Voraussage dafür treffen könne. Der vorliegende Gesetzent-

wurf überzeuge sie nicht, auch wenn sie anerkenne, dass mit Hochdruck an der Verbesserung 

des Gesetzentwurfs gearbeitet worden sei, um den Versuch zu unternehmen, die Unwägbarkei-

ten auszuräumen. Letzteres könne jedoch ihrer Überzeugung nach in der Situation, die vom 

Bund vorgegeben worden sei, nicht gelingen. Daher werde sie sich bei der Abstimmung über 

den Gesetzentwurf der Stimme enthalten. 

Beschluss 

Der - federführende - Ausschuss empfiehlt dem Landtag, den Gesetzentwurf mit den Formulie-

rungsvorschlägen des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes in der Vorlage 5 anzunehmen. 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE  

Ablehnung: - 

Enthaltung: AfD 

Die Beschlussempfehlung ergeht unter dem Vorbehalt der Zustimmung des - mitberatenden - 

Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfragen. 

Als Berichterstatter für den schriftlichen Bericht wird der Abg. Jan Bauer (CDU) bestimmt. 

Der Ausschuss ermächtigt den Gesetzgebungs- und Beratungsdienst, noch erforderliche redak-

tionelle Änderungen ohne nochmalige Befassung des Ausschusses vorzunehmen. 

*** 
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer: 

Ausschussmitglieder:  

1. Abg. Christoph Plett (CDU), Vorsitzender 

2. Abg. Stefan Klein (in Vertretung der Abg. Antonia Hillberg) (SPD) 

3. Abg. Stefan Politze (in Vertretung des Abg. Brian Baatzsch) (SPD)  

(per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

4. Abg. Ulf Prange (SPD) 

5. Abg. Julius Schneider (SPD) 

6. Abg. Doris Schröder-Köpf (in Vertretung des Abg. Jan Schröder) (SPD) 

7. Abg. Sabine Tippelt (in Vertretung des Abg. Constantin Grosch) (SPD) 

8. Abg. Christian Calderone (CDU) 

9. Abg. Carina Hermann (CDU) 

10. Abg. Martina Machulla (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

11. Abg. Jens Nacke (CDU) 

12. Abg. Volker Bajus (GRÜNE) 

13. Abg. Evrim Camuz (GRÜNE) 

14. Abg. Thorsten Paul Moriße (AfD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Ministerialdirigent Dr. Wefelmeier (Mitglied), 

Parlamentsrätin Brüggeshemke (Mitglied), 

Parlamentsrat Dr. Oppenborn-Reccius (Mitglied), 

Oberregierungsrätin Dr. Wetz, 

Richter am Verwaltungsgericht Barstein. 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Ministerialrätin Obst. 

 

 

Niederschrift: 

Regierungsdirektor Weemeyer, Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 10:17 Uhr bis 11:07 Uhr und 11:25 Uhr bis 11:29 Uhr. 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 

direkt überwiesen am 22.11.2024 

federführend: AfSAGuG; 

mitberatend: AfRuV 

 

Mitberatung 

Beratungsgrundlage: Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses (Vorlage 6) 

Parlamentsrat Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) teilt mit, der - federführende - Ausschuss für Sozi-

ales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung habe die Beschlussempfehlung in seiner 55. Sitzung 

am 16. Januar 2025 einstimmig - bei Stimmenthaltung des Mitgliedes der AfD-Fraktion - gefasst. 

Der Gesetzentwurf sei gleichsam ein Vorbote der Änderungen, die das Land aufgrund des vom 

Bund erlassenen Gesetzes zur Verbesserung der Versorgungsqualität im Krankenhaus und zur 

Reform der Vergütungsstrukturen (Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz) vorzuneh-

men habe. Diese Reform sehe als neues Element der Krankenhausfinanzierung ein Vorhalte-

budget vor, das nach Leistungsgruppen und Planfallzahlen berechnet werde. 

In Artikel 1 Nr. 1 sehe der Gesetzentwurf Änderungen der Vorschriften über den Krankenhaus-

plan vor. Durch Artikel 1 Nr. 2 solle ein Antragsverfahren zur Zuweisung von Leistungsgruppen 

und zur Vorgabe von Planfallzahlen eingeführt und geregelt werden. 

Wortmeldungen aus den Reihen des Ausschusses ergeben sich nicht. 

 

Beschluss 

Der Ausschuss schließt sich der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses an. 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE  

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  AfD 

*** 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05501-06000/19-05878.pdf
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Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom

11/714-0103-01/08 (19/5878) 28.11.2024

Unser Zeichen

En/MR
11. 10-00

Datum:

06. 12. 2024

Entwurf zur Neufassun des Niedersächsischen Krankenhaus esetzes

Sehr geehrte Damen und hlerren,

mit der durch das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vorgegebenen
Neuausrichtung der Krankenhausplanung und -finanzierung sind für die Krankenhäuser fundamentale
Änderungen verbunden, welche in ihren Auswirkungen zum aktuellen Zeitpunkt nur im begrenzten Maß
abgeschätzt werden können. Vor diesem Hintergrund hält es die Niedersächsische
Krankenhausgesellschaft (NKG) für erforderlich, frühzeitig in den Veränderungsprozess auf Landesebene
eingebunden zu sein und gemeinsam mit dem Land Niedersachsen bzw. dem Sozialministerium diesen
bestmöglich auszugestalten. Vor diesem Hintergrund erlaubt sich die NKG eine Stellungnahme zur
beabsichtigten Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes - NKHG (Landtagsdrucksache
19/5878) abzugeben (Teil l).

Für Rückfragen sowie für einen weiteren Austausch stehen wir selbstverständlich zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

- hlelge Engelke -
Verbandsdirektor

Seite 1 von 1
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Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Änderung des
Niedersächsischen Krankenhausgesetzes (NKHG)

Stand: 06. Dezember 2024

Allgemeiner Teil

Die Niedersächsische Krankenhausgesellschaft (NKG) bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme
zum Gesetzentwurf zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes.

Mit der durch das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHWG) vorgegebenen
Neuausrichtung der Krankenhausplanung und -finanzierung sind für die Krankenhäuser fundamentale
Änderungen verbunden, welche in ihren Auswirkungen zum aktuellen Zeitpunkt nur im begrenzten Maß
abgeschätzt werden können. Vor diesem Hintergrund hält es die Niedersächsische
Krankenhausgesellschaft (NKG) für erforderlich, frühzeitig in den Veränderungsprozess auf Landesebene
eingebunden zu sein und gemeinsam mit dem Land Niedersachsen bzw. dem Sozialministerium diesen
bestmöglich auszugestalten. Vor diesem Hintergrund erlaubt sich die NKG eine Stellungnahme zur
beabsichtigten Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes - NKHG (Landtagsdrucksache
19/5878) abzugeben.

Besonderer Teil

Stellungnahme zum Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes - NKHG

Das Niedersächsische Krankenhausgesetz in der Fassung vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBI. S. 376) soll wie
folgt geändert werden:

Zu § 5 Krankenhausplan

Zu Absatz 5

All emeines

Mit dem neuen Absatz wird die durch das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz erforderliche
Änderung vorgenommen, Leistungsgruppen und Fallmengen als Grundlage für dieKrankenhausplanung
festzulegen. Ab dem 01. 01. 2027 gelten dann die zuvor zugewiesenen Leistungsgruppen und dienen zur
Berechnung der Vorhaltevergütung.

Änderun svorschla der NKG:

"Mit Wirkung ab dem 01. 01. 2027 erfolgt mit Ausnahme der Fachrichtungen Psychiatrie und Psychotherapie,
Kinder- und Jugendpsychiatrie und -Psychotherapie sowie Psychosomatische Medizin und Psychotherapie
die Festlegung gemäß Satz 1 anstelle von Fachrichtungen und Planbetten auf der Grundlage von
Leistungsgruppen. und Planfallzahlcn. Es können Planfallzahlen zu ewiesen werden. Unbeschadet
der Festlegung von Leistungsgruppen und Planfallzahlen kann zusätzlich die Ausweisung von Planbetten
erfolgen."

Begründung:

Nach § 6a Absatz 1 Satz 2 Krankenhausfinanzierunggesetz (KHG, Fassung zum 01.01.2025 - KHWG)
kann die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde für eine Leistungsgruppe auch eine
Fallzahl für diese Leistungsgruppe (Planfallzahl) vorgeben. Es handelt sich um eine "Kann-Regelung",
anderenfalls erfolgt nach § 37 KHG (Fassung zum 01.01.2025 - KHWG) eine Zuweisung von
Vorhaltevolumina auf Basis von Ist-Fallzahlen durch das Institut für das Entgeltssystem im Krankenhaus.
Da der Bundesgesetzgeber bei der Zuweisung von Planfallzahlen eine "Kann-Regelung" vorgesehen hat,
sollte dieses gesetzgeberische Vorgehen auch unbedingt in der Landesgesetzgebung, insbesondere mit
Blick auf die komplexen Wechselwirkungen zwischen (lst-/Plan-) Fallzahl, Vorhalte-Case-Mix-lndex und
der gesamten Leistungsmenge im Bundesland sowie einer bis heute fehlenden Auswirkungsanalyse der
Vorhaltevergütung, abgebildet werden. Das Land Niedersachsen hat gegenüber dem Bund immer eine
"Beinfreiheit" bei planerischen Entscheidungen eingefordert. Diese Beinfreiheit sollte sich das Land nicht
selbst durch eine Vorabfestlegung ohne konkrete Auswirkungsanalyse einschränken.



Zu § 6a Antrag auf Zuweisun von Leistungsgruppen
All emeines

Mit der Regelung wird festgelegt, dass das Niedersächsische Sozialministerium für die Beantragung der
Leistungsgruppen und Fallmengen ein elektronisches Antragstool zur Verfügung stellt, dass als Antragstool
verbindlich für die niedersächsischen Krankenhäuser genutzt werden soll. Darüber hinaus wird das
Antragsverfahren verbindlich vorgeschrieben.

Änderun svorschla zu 6a NKHG:

"(1) Anträge auf Zuweisung von Leistungsgruppen und Planfallzahlen sind für Plankrankenhäuser (§ 3 Nr.
2) vom Krankenhausträger beim für Gesundheit zuständigen Ministerium und für Hochschulkliniken im Sinn
von § 108 Nr. 1 SGB V beim für WissenschaH zuständigen Ministerium zu stellen.

(2)1DieAntragstellung und Auskunftserteilung für die Zuweisung von Leistungsgruppen und Planfallzahlen
hat auf elektronischem Weg mittels Datenfernübertragung über ein vom für Gesundheit zuständigen
Ministerium eröffnetes IT-Antragsportal zu erfolgen. 2Die antragstellenden Krankenhausträger sind
verpflichtet, die für die Durchführung des Antragsverfahrens erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 3Treten
im Verlauf des Antragsverfahrens wesentliche Änderungen auf, sind diese unverzüglich mitzuteilen. 4Die
für die Nutzung des IT-Antragsportals vom für Gesundheit zuständigen Ministerium erlassenen
Nutzungsvorgaben sind zu beachten.

(3) Der technische Zugang zum IT-Antragsportal wird den antragsberechtigten Krankenhausträgern der
Plankrankenhäuser (§ 3 Nr. 2) und Hochschulkliniken von Amts wegen ermöglicht.

(4) 1Die zuständigen Ministerien sind berechtigt, die Anträge und vom Krankenhaus erteilten Auskünfle
für den Zweck der Prüfung der Erfüllung der Qualitätskriterien an den Medizinischen Dienst weiterzuleiten.
2Der Medizinische Dienst leitet seine Prüfergebnisse den Ministerien zu. 3Die Obermittlungen nach den
Sätzen 1 und 2 erfolgen auf elektronischem Weg."
Begründung:

Die Ergänzungen dienen der Klarstellung.

§ 33 Datenverarbeitung durch das für Gesundheit zuständige Ministerium
All emeines

Mit der Ergänzung in Absatz 1 wird den Ministerien die benötigte Ermächtigung für die Antragsprüfung
erteilt, die personenbezogenen Daten, insbesondere zu den beschäftigten Fachärztinnen und Fachärzten
zu verarbeiten und zur Erstellung der Gutachten an den MD weiterzugeben.
Änderun svorschla

-30as für Gesundheit zuständige Ministerium und das für Wissenschaft zuständige Ministerium dürfen
einrichtungs- und personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben zur
Zuweisung von Leistungsgruppen erforderlich ist. 4Die Befugnis nach Satz 3 umfasst auch die Übermittlung
der entsprechenden Daten und Nachweise an den und vom Medizinischen Dienst."

Begründung:

Es wird vorgeschlagen die vorgesehenen Sätze 3 und 4 zu einem eigenständigen Absatz 2 zu fassen. Die
Regelungen in § 5 Absatz 1 Satz 1 und 2 haben einen anderen Regelungsinhalt, daher sollte der neu zu
regelnde Tatbestand in einem separaten Absatz gefasst werden.

Darüber hinaus sollte geregelt werden, dass es neben der Verarbeitung personenbezogener Daten auch
der Berücksichtigung einrichtungsbezogener Daten bedarf. Beispielhaft soll hier dfe Eri:assung der
sachlichen Ausstattung (medizinische Geräte) des Krankenhauses genannt sein.

Da es erforderlich sein kann, dass neben dem Datenaustausch zwischen Ministerium und dem
Medizinischen Dienst auch Nachweise übermittelt werden müssen, sollte dies benannt werden.
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausge-
setzes; 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – Drs. 
19/5878; 
Ihr Schreiben vom 28.11.2024 - II/714 - 0103 – 01/08 (19/5878) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Niedersächsischen Krankenhausgesetzes Stellung nehmen zu können. Mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf soll auf die Umstellung der Finanzierung der Krankenhäuser durch das 
Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) mit den zum 01.01.2025 vorgese-
henen Leistungsgruppen reagiert werden.  

Konkret ist in § 5 NKHG vorgesehen, mit Wirkung ab 01.01.2027 mit Ausnahme der Fach-
richtung Psychiatrie und Psychotherapie usw. die Festlegung im Krankenhausplan anstelle 
von Fachrichtungen und Planbetten auf der Grundlage von Leistungsgruppen und Planfall-
zahlen vorzunehmen.   

Die Einführung von Planfallzahlen ist gemäß § 6a Krankenhausfinanzierungsgesetz in der 
Fassung des KHVVG ab 1.1.2025 in das Ermessen der Bundesländer gestellt. Dies ist ein 
Punkt, der von den Bundesländern gefordert und im letzten Schritt Eingang in das KHVVG 
gefunden hat. Es besteht somit keine gesetzliche Verpflichtung, Fallzahlen für die Kranken-
häuser für die jeweiligen Leistungsgruppen verbindlich vorzugeben und auch die Vergütung 
daran zu knüpfen. In Anbetracht der Neuerungen und der noch durch Verordnung zu definie-
renden Qualitätsvorgaben und Mindestvorhaltezahlen sollte, insbesondere auch im Hinblick 
auf die Komplexität der Auswirkungen und die massiven Eingriffe in die Eigenständigkeit und 
unternehmerische Freiheit der Krankenhäuser, in einem ersten Schritt von der Einführung 
von Planfallzahlen unbedingt abgesehen werden. Die seitens des Bundes zugesicherte 
Auswirkungsanalyse der Vorhaltevergütung liegt in der benötigten Anwendungsreife weiter-
hin noch nicht vor.  
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Sofern von der zwingenden Festlegung von Planfallzahlen auf Landesebene abgesehen 
wird, erfolgt nach § 37 KHG (in der Fassung des KHVVG zum 01.01.2025) eine Zuweisung 
von Vorhaltevolumina auf Basis von Ist-Fallzahlen durch das Institut für das Entgeltsystem 
im Krankenhaus.  

Das Land Niedersachsen hat gegenüber dem Bund immer „Beinfreiheit“ bei planerischen 
Entscheidungen eingefordert. Diese Flexibilität sollte das Land nicht selbst durch eine Vorab-
festlegung - ohne konkrete Auswirkungsanalyse - einschränken. Wir bitten daher eindring-
lich, die Regelung zu den Planfallzahlen im Landesrecht auch als Kann-Vorschrift auszuge-
stalten. 

Abschließend appellieren wir, die Datenlieferung schlank und unbürokratisch zu gestalten 
und im Sinne der Verwaltungsökonomie nur notwendige Daten abzufragen. 

   Zuletzt bringen wir unsere Verwunderung zum Ausdruck, dass eine Anhörung der Nieder-
sächsischen Krankenhausgesellschaft (NKG) zu diesem Gesetzentwurf offenbar nicht 
vorgesehen war. Eine Stellungnahme durch die NKG ist gleichwohl erfolgt. Die NKG weist 
ebenfalls daraufhin, dass keine unnötige Einengung des krankenhausplanerischen Entschei-
dungsspielraumes erfolgen sollte.    

Mit freundlichen Grüßen 

 
Für den Für den 
Niedersächsischen Städte- und Niedersächsischen Landkreistag 
Gemeindebund 
In Vertretung 

  
Oliver Kamlage Prof. Dr. Hubert Meyer 
(Geschäftsführer) (Hauptgeschäftsführer)  
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes; 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – Drs. 
19/5878; 
- Ihr Schreiben vom 28.11.2024 – II/714 – 0103 – 01/08 (19/5878) - 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Niedersächsischen Krankenhausgesetzes Stellung nehmen zu können.  
 
Der vorliegende Gesetzentwurf zielt darauf ab, die im Krankenhaus-
versorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vorgesehene Reform der 
Krankenhausfinanzierung umzusetzen und die Einführung der Leistungsgruppen ab dem 1. 
Januar 2025 zu berücksichtigen. Wir begrüßen und unterstützen den vorliegenden 
Gesetzentwurf und sehen keinen Ergänzungs- bzw. Änderungsbedarf. 
 
Mit Blick auf den weiteren Umsetzungsprozess der Krankenhausreform möchten wir an dieser 
Stelle betonen, dass wir weiterhin von Land und Bund erwarten, das KHVVG nach der 
Bundestagswahl zu überarbeiten, um eine finanziell nachhaltige Lösung für die 
Konvergenzphase zu schaffen. Darüber hinaus ist nach wie vor ein finanzieller Ausgleich für 
die Unterfinanzierung der Jahre 2022 und 2023 erforderlich. Die finanziellen Lasten dürfen 
nicht länger vollständig von Bund und Land auf die Kommunen abgewälzt werden.  
 
Angesichts der äußerst angespannten finanziellen Situation der kommunalen Krankenhäuser 
und der daraus resultierenden erheblichen Belastungen für die kommunalen Haushalte haben 
unsere betroffenen Städte den Wunsch geäußert, die Krankenhausreform bereits vor dem 
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Jahr 2027 umzusetzen. Aus unserer Sicht wäre es daher wünschenswert, die Reform so zu 
gestalten, dass Vorhaltepauschalen bereits im Laufe des Jahres 2026 zur Verfügung stünden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
Dr. Jan Arning 
Hauptgeschäftsführer 
 



 

 

Niedersächsischer Landtag Hannover, den 02.01.2025 

Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 83/892/1490-83 
 
 
 
 
 
 

V o r l a g e  4  
 
 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 
 
 
Diese Vorlage enthält unsere Formulierungsvorschläge und Anmerkungen zu dem o. g. Ge-

setzentwurf. Diese sind mit dem Sozialministerium abgestimmt, soweit nichts anderes ange-

merkt ist. 

 
 Dr. Oppenborn-Reccius 
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Vorlage 4 vom 02.01.2025 zu Drs. 19/5878 
 

 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5878 

 
Formulierungsvorschläge und Anmerkungen des GBD 

 

 

 

Gesetz  Gesetz  

zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

  

Artikel 1 Artikel 1 

  

 Das Niedersächsische Krankenhausgesetz in der 

Fassung vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376) wird wie 

folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Krankenhausgesetz 
__________ vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376), ge-

ändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Dezem-

ber 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 118), wird wie folgt geän-

dert: 

  

 Anmerkung: 

Die Angabe der Fundstelle des Gesetzes ist rechtsförm-

lich zu berichtigen. Außerdem wurde das Gesetz durch 

Artikel 9 des Haushaltsbegleitgesetzes 2025 geändert. 

Auch die Fundstelle dieser Änderung ist anzugeben. 

  

Nachrichtlich (§ 5 Abs. 5 Satz 1):  

  

„1Der Krankenhausplan legt die zur Erreichung  

seiner Ziele und zur Umsetzung der Vorgaben des 

Krankenhausfinanzierungsgesetzes erforderlichen 

Allgemeinkrankenhäuser und Fachkrankenhäuser, 

gegliedert nach den Standorten, der Zahl der Plan-

betten und teilstationären Plätze und den Fachrich-

tungen, sowie die Ausbildungsstätten nach § 2 

Nr. 1a KHG fest.“ 

 

  

1. § 5 wird wie folgt geändert: 1. § 5 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

  

In Absatz 5 werden nach Satz 1 die folgenden 

Sätze 1a und 1b eingefügt: 

a) Es __________ werden __________ die fol-

genden neuen Sätze 2 und 3 eingefügt: 

  

„1aMit Wirkung ab dem 01.01.2027 erfolgt mit Aus-

nahme der Fachrichtungen Psychiatrie und Psycho-

therapie, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psy-

chotherapie sowie Psychosomatische Medizin und 

Psychotherapie die Festlegung gemäß Satz 1 an-

stelle von Fachrichtungen und Planbetten auf der 

Grundlage von Leistungsgruppen und Planfallzah-

len. 1bUnbeschadet der Festlegung von Leistungs-

gruppen und Planfallzahlen kann zusätzlich die Aus-

weisung von Planbetten erfolgen.“ 

„2Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2027 ist die 

Festlegung nach Satz 1 nach __________ 

Leistungsgruppen und Planfallzahlen anstelle 
von Fachrichtungen und Planbetten zu glie-

dern; ausgenommen davon sind die Fach-

richtungen Psychiatrie und Psychotherapie, 

Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psycho-

therapie sowie Psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie. 3__________ Neben Leis-

tungsgruppen und Planfallzahlen können  

weiterhin auch die Zahl der Planbetten und 

die Fachrichtungen ausgewiesen werden.“ 

  

 b) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden Sätze 4 

bis 7. 

  

 Anmerkung: 

Zur redaktionellen und rechtsförmlichen Ausgestaltung: 

Satzzählungszeichen in Form einer Kombination aus Zif-

fern und Buchstaben entsprechen nicht den Regeln der 

Rechtsförmlichkeit. Die im Entwurf als Sätze 1a und 1b 

vorgesehenen Sätze wären als neue Sätze „2“ und „3“ 
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einzufügen (neuer Buchstabe a). In der Folge müssten 

die bisherigen Sätze 2 bis 5 neue Sätze 4 bis 7 werden 

(neuer Buchstabe b). Außerdem müsste die Verweisung 

auf den bisherigen Satz 6 in § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d 

angepasst werden (unten neue Nummer 5). 

 

Zu Satz 2 (Satz 1a der Entwurfsfassung): 

Die Angabe des Datums ist rechtsförmlich zu berichtigen. 

 

Die vorgeschlagene Ersetzung des Wortes „gemäß“ 

durch das Wort „nach“ hat nur sprachliche Gründe. 

 

Die Umformulierung in zwei durch in Semikolon getrennte 

Halbsätze (Grundsatz in Halbsatz 1, Ausnahmen in Halb-

satz 2) soll nur der Verbesserung der Lesbarkeit der Vor-

schrift dienen. Daraus ergibt sich sprachlicher Anpas-

sungsbedarf, aber keine inhaltliche Änderung. 

 

Inhaltlich ist die Formulierung „die Festlegung [nach] 

Satz 1 [erfolgt] … auf der Grundlage von Leistungsgrup-

pen und Planfallzahlen“ etwas ungenau und möglicher-

weise auch missverständlich. Denn nach Satz 1 werden 

im Krankenhausplan die erforderlichen Krankenhäuser 

festgelegt, wobei die Darstellung nach bestimmten Krite-

rien zu gliedern ist. Hinsichtlich dieser Kriterien ist der 

Krankenhausplan aber nicht konstitutiv, sondern gibt nur 

wieder, was insoweit für die einzelnen Krankenhäuser je-

weils durch den Bescheid über die Feststellung der Auf-

nahme in den Krankenhausplan nach § 6 des Nieder-

sächsischen Krankenhausgesetzes (NKHG) geregelt ist. 

Daran ändert sich nach der Neuregelung der Kranken-

hausfinanzierung durch das Krankenhausversorgungs-

verbesserungsgesetz des Bundes (KHVVG) grundsätz-

lich nichts. Die Zuweisung von Leistungsgruppen und die 

Vorgabe von Planfallzahlen nach § 6 a des Krankenhaus-

finanzierungsgesetzes des Bundes (KHG) in der Fassung 

des KHVVG bilden zwar eine wesentliche Finanzierungs-

grundlage für die Krankenhäuser und damit auch einen 

maßgeblichen Faktor bei der Krankenhausplanung. 

Grundsätzlich muss die Krankenhausplanung jedoch die 

Grundlage für die Krankenhausfinanzierung bilden, nicht 

umgekehrt (vgl. dazu auch die Begründung des Gesetz-

entwurfs zum KHVVG hinsichtlich der Gesetzgebungs-

kompetenzen, BT-Drs. 20/11854, S. 121 f.). Durch die 

vorgeschlagene Formulierung des ersten Halbsatzes soll 

dieser verfassungsrechtlich notwendig vorgegebene Re-

gelungszusammenhang deutlicher zum Ausdruck ge-

bracht werden. 

 

Zu Satz 3 (Satz 1b der Entwurfsfassung): 

Die Formulierung kann ohne Weiteres verkürzt werden 

(„Neben“ statt „Unbeschadet der Festlegung von“). 

Dadurch werden zugleich mögliche Zweifelsfragen und 

begriffliche Ungenauigkeiten vermieden. 
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Die Regelung hat nach Auskunft des Sozialministeriums 

(MS) den Hintergrund, dass für bestimmte Formen der 

Krankenhausfinanzierung - so z. B. die Pauschalförde-

rung nach § 11 NKHG oder der Telematikzuschlag nach 

§ 377 des Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs - Ge-

setzliche Krankenversicherung - (SGB V) - die Zahl der 

Planbetten und der vorzuhaltenden Fachrichtungen zu-

mindest vorerst weiterhin maßgeblich sein werden. Auch 

im Hinblick auf die Weiterbildungsordnungen sei die An-

gabe der Fachrichtungen zunächst weiterhin wünschens-

wert. Die Planbetten und Fachrichtungen ergeben sich 

zwar nach wie vor grundlegend aus den Feststellungsbe-

scheiden nach § 6 NKHG und nicht konstitutiv aus dem 

Krankenhausplan (s. o.). Das MS hält es jedoch für sach-

dienlich, diese Aspekte weiterhin spiegelbildlich auch im 

Krankenhausplan auszuweisen. Dagegen spricht aus 

rechtlicher Sicht nichts. Nach Erklärung des MS ist sei-

tens der Landesregierung geplant, in Kürze einen weite-

ren, umfangreichen Gesetzentwurf zur Änderung des 

NKHG zu erstellen. Dabei solle dann auch geprüft und 

entschieden werden, wie mit der Festlegung von Planbet-

ten und Fachrichtungen in den Feststellungsbescheiden 

nach § 6 NKHG weiter umgegangen werden solle.  

  

2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 

  

„§ 6 a „§ 6 a 

Antrag auf Leistungsgruppen Antrag auf Zuweisung von Leistungsgruppen und 

Vorgabe von Planfallzahlen 

  

 Anmerkung: 

Die Vorschrift regelt das Antragsverfahren zu § 6 a KHG. 

Es wird daher vorgeschlagen, zur besseren Verständlich-

keit der Norm die dort verwendete Terminologie möglichst 

wortgetreu aufzugreifen. Zur besseren Übersichtlichkeit 

sollte zudem auch geregelte Vorgabe der Planfallzahlen 

in der Normüberschrift mit aufgeführt werden.  

  

 (1) Anträge auf Zuweisung von Leistungsgrup-

pen und Planfallzahlen sind für Plankrankenhäuser 

(§ 3 Nr. 2) vom Krankenhausträger beim für Ge-

sundheit zuständigen Ministerium und für Hoch-

schulkliniken im Sinn von § 108 Nr. 1 SGB V beim 

für Wissenschaft zuständigen Ministerium zu stel-

len. 

 (1) Anträge auf Zuweisung von Leistungsgrup-
pen und Vorgabe von Planfallzahlen sind [für Plan-

krankenhäuser] __________ vom Krankenhausträ-

ger bei dem für Gesundheit zuständigen Ministe-

rium [und für Hochschulkliniken im Sinn des § 108 

Nr. 1 SGB V bei dem für die Hochschulkliniken 

zuständigen Ministerium] zu stellen. 

  

 Anmerkung: 

§ 6 a Abs. 1 Satz 2 KHG spricht von der „Vorgabe von 

Planfallzahlen“. Es wird empfohlen, diese Terminologie 

an dieser Stelle zu übernehmen. 

 

Der in Klammern enthaltene Hinweis auf die Legaldefini-

tion des Begriffs „Plankrankenhaus“ in § 3 Nr. 2 ist nicht 

erforderlich. Das NKHG verwendet auch im Übrigen die 

in § 3 definierten Begriffe ohne Zitierung der jeweiligen 

Nummer in § 3. 
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Die Vorschläge, nach den Worten „im Sinne“ das Wort 

„von“ durch das Wort „des“ und jeweils das Wort „beim“ 

durch die Worte „bei dem“ zu ersetzen, haben jeweils nur 

sprachliche bzw. rechtsförmliche Gründe. 

 

Das Wort „Wissenschaft“ sollte zur Vereinheitlichung des 

gesetzlichen Sprachgebrauchs durch die Worte „die 

Hochschulkliniken“ ersetzt werden (vgl. § 34 Abs. 1 

Satz 2 NKHG). Gemeint ist mit beiden Bezeichnungen 

letztlich das Ministerium für Wissenschaft und Kultur 

(MWK); zu dessen etwaiger Zuständigkeit siehe aber 

noch im Folgenden. 

 

Im Übrigen sollen die Länder nach dem Willen des Bun-

desgesetzgebers zwar befugt sein, das Verfahren für die 

Zuweisung von Leistungsgruppen näher zu regeln und 

dabei auch zu entscheiden, ob die Zuweisung von Leis-

tungsgruppen nur auf Antrag oder von Amts wegen erfol-

gen soll (vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs zum 

KHVVG bezüglich § 6 a Abs. 2 KHG, BT-Drs. 20/11854, 

S. 182); Gleiches dürfte für die - erst später im Gesetzge-

bungsverfahren eingefügte - Vorgabe von Planfallzahlen 

gelten. Daher ist es grundsätzlich rechtlich nicht zu bean-

standen, dass der Gesetzentwurf (mittelbar) sowohl hin-

sichtlich der Zuweisung von Leistungsgruppen als auch 

für die Vorgabe von Planfallzahlen ein Antragserfordernis 

vorsieht (eine deutlichere Regelung könnte indes lauten: 

„Die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen nach § 6 a KHG bedürfen jeweils eines 

Antrages, der bei … zu stellen ist.“). 

 

Hinsichtlich der Vorgabe von Planfallzahlen weisen wir 

aber zum einen darauf hin, dass es, anders als für die 

Zuweisung von Leistungsgruppen (vgl. dazu § 6 a Abs. 1 

Satz 5 KHG), für die Vorgabe von Planfallzahlen - also 

einem Faktor, dem für die Höhe der Vergütung eines Vor-

haltebudgets (vgl. § 37 KHG und § 6 b des Kranken-

hausentgeltgesetzes - KHEntgG -) eine maßgebliche Be-

deutung zukommt und der damit zugleich ein wesentli-

ches Planungsinstrument darstellt - keine gesetzlichen 

Regelungen darüber gibt, wie zu verfahren und zu ent-

scheiden sein soll, wenn eine Auswahl zwischen mehre-

ren Krankenhäusern notwendig wird, also wenn mehrere 

Krankenhäuser die Vorgabe von Planfallzahlen beantra-

gen, die beantragte Summe der Planfallzahlen aber ins-

gesamt zu hoch ist, sodass die Anträge teilweise abge-

lehnt werden müssen. Das MS hat dazu erklärt, die Vor-

gabe von Planfallzahlen solle nach Ermessen erfolgen. 

Dazu werde man sich Ermessensrichtlinien geben, auf 

deren gleichmäßige Anwendung die Krankenhausträger 

dann aufgrund der Selbstbindung der Verwaltung einen 

Anspruch hätten. 

 

Zum anderen ist aber auch keine gesetzliche Regelung 

darüber vorgesehen, wie verfahren werden soll, wenn  
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einem Krankenhausträger eine größere Planfallzahl vor-

gegeben werden soll, als dieser beantragt hat. Wegen der 

im Gesetzentwurf vorgesehenen Bindung auch der Vor-

gabe von Planfallzahlen an einen Antrag dürfte an sich 

höchstens die beantragte Planfallzahl vorgegeben wer-

den, mangels Antrag aber keine höhere. Das MS hat dazu 

erklärt, in einem solchen - eher theoretischen - Fall werde 

man auf den betreffenden Krankenhausträger zugehen 

und darauf hinwirken, dass dieser seinen Antrag entspre-

chend ändere. 

 

Ob die vom MS vorgesehene Verfahrensweise bei der 

Vorgabe von Planfallzahlen rechtlich Bestand haben wird, 

können wir nicht sicher prognostizieren. Es handelt sich 

indes um „rechtliches Neuland“, sodass es wohl ratsam 

sein dürfte, die Anwendungspraxis und deren gerichtliche 

Beurteilung abzuwarten. 

 

Im Übrigen haben wir hinsichtlich der möglichen Zustän-

digkeit des MWK neben der des MS aber sowohl rechtli-

che als auch fachliche Zweifel. 

 

In rechtlicher Hinsicht wäre zu beachten, dass sowohl für 

die Zuweisung von Leistungsgruppen als auch für die 

Vorgabe von Planfallzahlen nach § 6 a Abs. 1 Sätze 1 

und 2 KHG „die für die Krankenhausplanung zuständige 

Landesbehörde“ zuständig ist. „Die für die Krankenhaus-

planung zuständige Landesbehörde“ dürfte die für die 

Aufstellung des Krankenhausplans zuständige Behörde 

sein, und das ist in Niedersachsen nach § 5 Abs. 1 Satz 

1 NKHG ausschließlich das MS. Die Hochschulkliniken 

sind nach § 5 Abs. 7 NKHG zwar in den Krankenhausplan 

„einzubeziehen“, soweit sie der allgemeinen Versorgung 

der Bevölkerung dienen. Eine Beteiligung des MWK ist 

jedoch insoweit nicht gesetzlich vorgesehen. Das MWK 

ist nach dem NKHG vielmehr nur insoweit beteiligt, als 

Verordnungen nach § 34 NKHG, soweit die Hochschulkli-

niken von den darin enthaltenen Regelungen betroffen 

sind, nach § 34 Abs. 1 Satz 2 NKHG vom MS im Einver-

nehmen mit dem MWK erlassen werden. Eine vergleich-

bare Regelung findet sich für die Krankenhausplanung im 

Übrigen nicht. Daher spricht nach unserer Auffassung viel 

dafür, dass für die Zuweisung von Leistungsgruppen und 

die Vorgabe von Planfallzahlen nach § 6 a KHG nur das 

MS zuständig sein kann. Denkbar wäre allenfalls, hin-

sichtlich der Hochschulkliniken (wie bei § 34 Abs. 1 Satz 2 

NKHG) das Erfordernis eines Einvernehmens mit MWK 

vorzusehen. 

 

Abgesehen von dieser Rechtsfrage stellt sich uns auch 

die Frage, ob eine eigenständige Zuständigkeit des MWK 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen fachlich sinnvoll sein kann. Denn un-

koordinierte Entscheidungen über Zuweisung von Leis-

tungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen durch 
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MS einerseits und MWK andererseits könnten dazu füh-

ren, dass zum einen eine Über- oder Unterversorgung der 

Bevölkerung entsteht und, was im vorliegenden Zusam-

menhang noch wichtiger ist, unklar wird, wer welchen An-

teil an dem Vorhaltevolumen des Landes (vgl. § 6 a 

Abs. 1 Satz 2 KHG) erhält. 

 

Das MS hat dazu erklärt, nach dortiger Auffassung stelle 

sich in Niedersachsen die Situation so dar, dass die Kran-

kenhausplanung zwischen MS (Plankrankenhäuser) und 

MWK (Hochschulkliniken) aufgeteilt sei und das MWK in 

der Folge auch für die Zuweisung von Leistungsgruppen 

und die Vorgabe von Planfallzahlen bei den Hochschul-

kliniken zuständig sein müsse. Dies sei auch die Auffas-

sung des MWK. Die sich aus dieser geteilten Zuständig-

keit ergebende Folgeproblematik im Verfahren der Zuwei-

sung von Leistungsgruppen, bei entsprechenden Aus-

wahlentscheidungen und der Vorgabe von Planfallzahlen 

werde vom MS auch gesehen, solle aber erst im Rahmen 

des geplanten weiteren Änderungsgesetzes zum NKHG 

(s. o.) als Teil der Verfahrensregelung gelöst werden. 

  

 (2) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und Plan-

fallzahlen hat auf elektronischem Weg mittels Da-

tenfernübertragung über ein vom für Gesundheit zu-

ständigen Ministerium eröffnetes IT-Antragsportal 

zu erfolgen. 2Die antragstellenden Krankenhausträ-

ger sind verpflichtet, die für die Durchführung des 

Antragsverfahrens erforderlichen Auskünfte zu er-

teilen. 3Treten im Verlauf des Antragsverfahrens we-

sentliche Änderungen auf, sind diese unverzüglich 

mitzuteilen. 4Die für die Nutzung des IT-Antragspor-

tals vom für Gesundheit zuständigen Ministerium er-

lassenen Nutzungsvorgaben sind zu beachten. 

 (2) 1__________ (jetzt in Absatz 3 Satz 1) 2Die 

____ Krankenhausträger haben der für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen zuständigen Stelle die für die 

Durchführung des Antragsverfahrens erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen. 3Treten im Verlauf des An-

tragsverfahrens wesentliche Änderungen auf, sind 
diese der in Satz 2 genannten Stelle unverzüglich 

mitzuteilen. 4__________ (jetzt in Absatz 3 Satz 3) 

  

 Anmerkung: 

Zugunsten einer stringenteren Gliederung wird empfoh-

len, die Sätze 1 und 4 in den Absatz 3 zu verschieben. 

Absatz 2 befasst sich so nur noch mit den Mitteilungs-

pflichten der Antragsteller, und Absatz 3 enthält die das 

IT-Antragsportal betreffenden Regelungen. 

 

Dass hier nur die antragstellenden Krankenhausträger im 

Sinne des Absatzes 1 gemeint sein können, ist selbstver-

ständlich, sodass das Wort „antragstellenden“ gestrichen 

und die Regelung dadurch verkürzt werden kann.  

 

Da das Verfahren im Verhältnis zwischen den Kranken-

hausträgern und dem Medizinischen Dienst (MD) aus-

führlich in § 275 a SGB V geregelt ist, liegt es nahe, dass 

die an dieser Stelle geregelten Auskunftspflichten der 

Krankenhausträger nur im Verhältnis zu der für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen und die Vorgabe von Panfall-

zahlen zuständigen Stelle (also dem MS bzw. dem MWK) 
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bestehen sollen. Dies trifft nach Erklärung des MS zu. Da-

her wird vorgeschlagen, dies durch die zu den Sätzen 2 

und 3 vorgeschlagenen Einfügungen auch im Regelungs-

text ausdrücklich klarzustellen. 

 

Der Sinn der hiesigen Regelungen soll nach Auskunft des 

MS darin bestehen, das MS in die Lage zu versetzen, be-

reits im Rahmen der Antragstellung feststellen zu können, 

ob die Voraussetzungen für die Zuweisung der beantrag-

ten Leistungsgruppe erfüllt wären, wenn die Angaben des 

Krankenhausträgers zutreffend wären. Falls das Gutach-

ten des MD verspätet eingehe, sollten die Auskünfte als 

Grundlage für eine Zuweisung der beantragten Leis-

tungsgruppe aufgrund einer begründeten Selbsteinschät-

zung des Krankenhausträgers nach § 6 a Abs. 2 Satz 4 

KHG dienen können. Eigenständige Sanktionen aufgrund 

von nicht erfolgten Angaben oder nicht erfolgten Miteilun-

gen von Änderungen im Sinne einer Ablehnung der Zu-

weisung oder einer Versagungsentscheidung seien hin-

gegen nicht gewollt. Es soll also keine eigenständige, ggf. 

gesondert durchsetzbare Mitwirkungspflicht im Sinne des 

§ 26 Abs. 2 Satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

(VwVfG) bzw. des § 21 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Buchs 

des Sozialgesetzbuchs - Sozialverwaltungsverfahren und 

Sozialdatenschutz - (SGB X) begründet werden. Vielmehr 

handelt es sich eher um eine Mitwirkungsobliegenheit des 

Krankenhauses im Sinne des § 26 Abs. 2 Sätze 1 und 2 

VwVfG bzw. des § 21 Abs. 2 Sätze 1 und 2 SGB X, deren 

Erfüllung im eigenen Interesse des Krankenhausträgers 

läge. Dies könnte dadurch etwas deutlicher zum Aus-

druck gebracht werden, indem man, wie vorgeschlagen, 

die Worte „sind verpflichtet“ durch das Wort „haben“ er-

setzt. 

  

 (3) Der technische Zugang zum IT-Antragspor-

tal wird den antragsberechtigten Krankenhausträ-

gern der Plankrankenhäuser (§ 3 Nr. 2) und Hoch-

schulkliniken von Amts wegen ermöglicht. 

 (3) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung für 

die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen hat auf elektronischem Wege 

__________ über ein von dem für Gesundheit zuständi-

gen Ministerium eröffnetes IT-Antragsportal zu erfolgen. 
²Der technische Zugang zum IT-Antragsportal wird den 

_____ Krankenhausträgern [der Plankrankenhäuser 

_____ und Hochschulkliniken] von Amts wegen eröffnet. 
3Die für die Nutzung des IT-Antragsportals von dem für 

Gesundheit zuständigen Ministerium erlassenen Nut-

zungsvorgaben sind zu beachten. 

  

 Anmerkung:  

Es wird empfohlen, die das IT-Antragsportal betreffenden 

Regelungen in diesem Absatz zu bündeln und zu diesem 

Zweck die Sätze 1 und 4 des Absatzes 2 der Entwurfsfas-

sung hierher als Sätze 1 und 3 zu verschieben (s. o.). 

 

Zu Satz 1 (Absatz 2 Satz 1 der Entwurfsfassung): 

Auch hier sollte - wie bereits zur Überschrift und zu Ab-

satz 1 vorgeschlagen - hinsichtlich der Planfallzahlen die 
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Terminologie des § 6 a Abs. 1 Satz 2 KHG („Vorgabe 

von“) übernommen werden. 

 

Das Wort „Wege“ (statt „Weg“) entspricht der bundesge-

setzlichen Terminologie (vgl. § 275 a Abs. 1 drittletzter 

Satz SGB V). 

 

Die Worte „mittels Datenfernübertragung“ haben neben 

der Anordnung einer elektronischen Übermittlung keine 

eigenständige Bedeutung und können entfallen. 

 

Die vorgeschlagene Ersetzung des Wortes „vom“ durch 

die Worte „von dem“ hat nur sprachliche Gründe. 

 

Zu Satz 2 (in der Entwurfsfassung hier einziger Satz): 

Das Wort „antragsberechtigten“ ist hier ebenso entbehr-

lich wie das Wort „antragstellenden“ in Absatz 2 Satz 2 

der Entwurfsfassung (s. o.). Es hat hier zudem keinen Re-

gelungsgehalt, weil grundsätzlich alle Krankenhausträger 

der Plankrankenhäuser und Hochschulkliniken antrags-

berechtigt sind. Es sollte aber auch deshalb entfallen, um 

nicht das Missverständnis hervorzurufen, dass die „An-

tragsberechtigung“ als eine gesonderte Voraussetzung 

für den Zugang zu erfüllen sein und daher auch gesondert 

geprüft werden müsste, was nach Auskunft des MS nicht 

der Fall sein soll. 

 

Im Übrigen sollte auch hier der Klammerzusatz mit dem 

Hinweis auf die Begriffsbestimmung in § 3 entfallen (so 

bereits der Vorschlag zu Absatz 1; s. o.). Darüber hinaus 

sollte erwogen werden, die Worte „der Plankrankenhäu-

ser … und Hochschulkliniken“ gänzlich zu streichen, weil 

im Hinblick auf Absatz 1 und § 6 a Abs. 1 Satz 1 KHG klar 

ist, dass nur solche Krankenhäuser gemeint sein können. 

 

Der Vorschlag, das Wort „ermöglicht“ durch das Wort „er-

öffnet“ zu ersetzen, soll wiederum der Angleichung an 

den bundesgesetzlichen Sprachgebrauch dienen (vgl. 

§ 3 a Abs. 1 VwVfG). 

 

Zu Satz 3 (Absatz 2 Satz 4 der Entwurfsfassung): 

Die auch hier (wie zu Satz 1) vorgeschlagene Ersetzung 

des Wortes „vom“ durch die Worte „von dem“ hat wiede-

rum nur sprachliche Gründe. 

  

 (4) 1Die zuständigen Ministerien sind berech-

tigt, die Anträge und erteilten Auskünfte für den 

Zweck der Prüfung der Erfüllung der Qualitätskrite-

rien an den Medizinischen Dienst weiterzuleiten. 
2Der Medizinische Dienst leitet seine Prüfergeb-

nisse den Ministerien zu. 3Die Übermittlungen nach 

den Sätzen 1 und 2 erfolgen auf elektronischem 

Weg.“ 

 (4) 1Die für die Zuweisung von Leistungs-

gruppen zuständige Stelle hat bei der Beauftra-

gung des Medizinischen Dienstes nach § 275 a 

Abs. 2 Satz 1 SGB V diesem die ihr vorliegenden 

Anträge und ____ Auskünfte __________ auf elekt-

ronischem Wege zu übermitteln. 2__________ 
3__________ (jetzt in Satz 1) 
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 Anmerkung: 

Dass der MD die Erfüllung der nach § 135 e Abs. 2 Satz 2 

SGB V maßgeblichen Qualitätskriterien zu prüfen hat, 

ergibt sich aus § 275 a Abs. 1 Satz 1 SGB V. Dass die für 

die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde vor 

einer Zuweisung von Leistungsgruppen nach § 6 a Abs. 1 

Satz 1 KHG den MD mit einer solchen Prüfung zu beauf-

tragen hat, ist zwingend in § 275 a Abs. 2 Satz 1 SGB V 

vorgeschrieben. Aus § 275 a Abs. 2 Satz 5 und Abs. 4 

Satz 1 Nr. 1 SGB V ergibt sich ferner, dass der MD sein 

Gutachten der für die Krankenhausplanung zuständigen 

Landesbehörde zu übermitteln hat. Auch regelt bereits 

§ 275 a Abs. 1 drittletzter Satz SGB V, dass Mitteilungen 

zu Prüfergebnissen durch den MD grundsätzlich auf 

elektronischem Wege erfolgen. Es ist weder ersichtlich, 

welchen darüberhinausgehenden Regelungsgehalt die 

hiesige Regelung haben könnte, noch, woraus sich eine 

Gesetzgebungskompetenz des Landes für derartige wie-

derholende Regelungen ergeben sollte. 

 

Allenfalls könnte man der Regelung als zusätzlichem Ge-

halt entnehmen, dass die für die Krankenhausplanung zu-

ständige Landesbehörde bei der Beauftragung des MD 

nach § 275 a Abs. 2 Satz 1 SGB V die bei ihr eingegan-

genen Anträge und Auskünfte an den MD zu übermitteln 

hat und dass dies auf elektronischem Wege geschehen 

muss. Für eine solche Regelung könnte § 275 a SGB V 

noch eine Lücke lassen. Das MS spricht sich aus fachli-

cher Sicht dafür aus, eine solche Regelung zu treffen. 

Dem soll die vorgeschlagene Fassung des Satzes 1 

Rechnung tragen. Die Sätze 2 und 3 der Entwurfsfassung 

können dann entfallen. 

  

3. § 18 wird wie folgt geändert: 3. In § 18 __________ Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe 

„Abs. 5“ durch die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

  

In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 5“ durch 

die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

 

  

 Anmerkung: 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle Berichtigung. 

  

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 

und 4 angefügt: 

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 
[und 4] angefügt: 

  

„3Das für Gesundheit zuständige Ministerium und 

das für Wissenschaft zuständige Ministerium dürfen 

personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies 

zur Erfüllung der Aufgaben zur Zuweisung von Leis-

tungsgruppen erforderlich ist. 4Die Befugnis nach 

Satz 3 umfasst auch die Übermittlung der entspre-

chenden Daten an den und vom Medizinischen 

Dienst.“ 

„3Die für die Zuweisung von Leistungsgruppen und 

die Vorgabe von Planfallzahlen zuständige Stelle 

__________ darf personenbezogene Daten von in 

einem Krankenhaus beschäftigten oder sonst tä-

tigen Personen verarbeiten, soweit dies zur Erfül-

lung dieser Aufgaben ____ erforderlich ist. 4Dies 

umfasst die Befugnis, __________ personenbezo-

gene Daten an den __________ Medizinischen 

Dienst zu übermitteln, soweit dies zur Erfüllung 

seiner Aufgaben bei der Zuweisung von Leis-

tungsgruppen erforderlich ist.“ 
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 Anmerkung: 

Zum einleitenden Änderungsbefehl: 

Siehe die Anmerkung zu Satz 4 am Ende. Sollte ein zu-

sätzlicher Satz 5 angefügt werden, müsste die hiesige 

Formulierung redaktionell angepasst werden. 

 

Zu Satz 3: 

Einer konkreten Benennung der für die Zuweisung von 

Leistungsgruppen zuständigen Stelle bedarf es hier nicht; 

es genügt diese abstrakt zu umschreiben. Dadurch kann 

die Regelung kürzer gefasst werden. 

 

Dabei sollte dann vorsorglich auch die Zuständigkeit für 

die Vorgabe von Planfallzahlen in die Benennung der zu 

erfüllenden Aufgabe(n) einbezogen werden. Zwar hat das 

MS mitgeteilt, für die Vorgabe von Planfallzahlen sei eine 

Verarbeitung personenbezogener Daten grundsätzlich 

nicht erforderlich. Jedoch ist nicht auszuschließen, dass 

für die Erfüllung beider Aufgaben auf eine einheitliche Da-

tenbasis zurückgegriffen wird und es im Einzelfall doch 

dazu kommen kann, dass auch bei der Vorgabe von Plan-

fallzahlen personenbezogene Daten verarbeitet werden. 

Die vorgeschlagene Einbeziehung dieser Aufgabe in den 

Zweck, für den personenbezogene Daten verarbeitet wer-

den dürfen, dient mithin dazu, etwaige datenschutzrecht-

liche Lücken zu vermeiden. 

 

In der Folge ergäbe sich sprachlicher Anpassungsbedarf. 

 

Ferner sollte angesichts des Kataloges in § 33 Abs. 1 

Satz 2 NKHG auch hier ausdrücklich geregelt werden, 

wessen personenbezogene Daten verarbeitet werden 

dürfen, nämlich - entsprechend § 33 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 

NKHG - die Daten von in einem Krankenhaus beschäftig-

ten oder sonst tätigen Personen. 

 

Zu Satz 4: 

Der Vorschlag, die Satzeinleitung umzuformulieren, hat 

nur sprachliche Gründe. 

 

Das Wort „entsprechenden“ sollte durch den vorgeschla-

genen neuen Halbsatz „soweit dies … erforderlich ist“ er-

setzt werden. Dadurch würde klargestellt, dass nicht alle 

personenbezogenen Daten, die nach Satz 3 von der für 

die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen zuständigen Stelle verarbeitet werden 

dürfen, auch an den MD übermittelt werden dürfen, son-

dern nur jene Daten, die der MD benötigt, um seine Auf-

gaben bei der Zuweisung von Leistungsgruppen erfüllen 

zu können (Grundsatz der „Datenminimierung“ nach Arti-

kel 5 Abs. 1 Buchst. c der Datenschutz-Grundverord-

nung). Die Regelung kann dabei auf die Aufgaben bei der 

Zuweisung von Leistungsgruppen beschränkt werden, 
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weil der MD nach Mitteilung des MS bei der Vorgabe von 

Planfallzahlen keine Aufgabe hat. 

 

Im Übrigen wird vorgeschlagen, die Worte „und vom“ in 

Satz 4 zu streichen. 

 

Denn zum einen könnte die Formulierung „und vom“ da-

rauf hindeuten, dass auch dem MD eine Befugnis einge-

räumt werden soll, personenbezogene Daten an die für 

die Zuweisung von Leistungsgruppen zuständige Stelle 

zu übermitteln. Die Befugnis nach Satz 3 steht aber nur 

der für die Zuweisung von Leistungsgruppen und der Vor-

gabe von Planfallzahlen zuständigen Stelle zu, nicht dem 

MD. Daher kann die Befugnis nach Satz 3 von vornherein 

keine Befugnis des MD „umfassen“. Wenn eine Befugnis 

des MD zur Verarbeitung personenbezogener Daten ge-

regelt werden soll, müsste dies in einem gesonderten 

Satz 5 geschehen (dazu sogleich). 

 

Zum anderen könnte mit der Formulierung „und vom“ 

aber auch nur gemeint sein, dass personenbezogene Da-

ten, die der für die Zuweisung von Leistungsgruppen zu-

ständigen Stelle vom MD übermittelt werden, (weiter-)ver-

arbeitet werden dürfen. Dies müsste aber nicht noch ein-

mal gesondert geregelt werden. Vielmehr ist diese Befug-

nis eindeutig bereits von der allgemeinen Verarbeitungs-

befugnis nach Satz 3 umfasst. 

 

Sollte die Absicht bestehen, dem MD eine Befugnis zur 

Übermittlung personenbezogener Daten an die für die Zu-

weisung von Leistungsgruppen zuständige Stelle einzu-

räumen, müsste dies, wie dargelegt, in einem gesonder-

ten Satz 5 erfolgen. Ein solcher könnte z. B. wie folgt lau-

ten: 

 

„5Der Medizinische Dienst darf personenbezo-

gene Daten an die für die Zuweisung von Leis-

tungsgruppen zuständige Stelle übermitteln, so-

weit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-

lich ist.“ 

 

Eine solche Regelung findet sich nicht in § 275 a SGB V. 

Dort ist in Absatz 1 Satz 9 nur geregelt, dass die Kranken-

häuser berechtigt und verpflichtet sind, dem MD die für 

seine Prüfung erforderlichen einrichtungs- und personen-

bezogene Daten zu übermitteln, nicht aber, dass der MD 

berechtigt oder gar verpflichtet wäre, personenbezogene 

Daten im Rahmen der Übermittlung seines Gutachtens an 

die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbe-

hörde nach § 275 a Abs. 2 Satz 6 oder Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 

SGB V zu übermitteln. Das MS hat dazu mitgeteilt, dass 

eine solche Datenübermittlung aus seiner Sicht fachlich 

erforderlich sei, um sicherzustellen, dass der MD seine 

Gutachten nebst Angaben personenbezogener Daten an 

das MS übermittele. Im Hinblick auf die Bestimmungen 
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zur Begrenzung der mehrfachen Anrechnungsmöglich-

keit von Fachärzten auf verschiedene Leistungsgruppen 

sei dies notwendig. Der MD Bund habe aber bereits habe 

erkennen lassen, dass er bei der Ausgestaltung seiner 

Richtlinie nach § 283 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB V lediglich 

die Übermittlung anonymisierter Daten durch den MD vor-

sehen wolle; die sei aus Sicht des MS unzureichend. Das 

MS spricht sich daher aus fachlicher Sicht dafür aus, die 

o. g. Regelung in das Gesetz aufzunehmen.  

 

Gegen eine Regelung der o. g. Art bestünden indes er-

hebliche verfassungsrechtliche Bedenken. Denn wie be-

reits im Gesetzgebungsverfahren zur Novellierung des 

NKHG hinsichtlich des § 33 (seinerzeit § 31 der Entwurfs-

fassung) ausgeführt, bedarf der Austausch von personen-

bezogenen Daten zwischen Behörden je einer gesonder-

ten gesetzlichen Rechtsgrundlage für den Abruf der Da-

ten einerseits und deren Übermittlung andererseits, für 

die jeweils die erforderliche Gesetzgebungskompetenz 

bestehen muss (sog. „Doppeltürmodell“ des Bundesver-

fassungsgerichts; vgl. Vorlage 36 zu Drs. 18/10578, 

S. 3 f., m. w. N.). Die Frage, ob der Bund oder das Land 

die Gesetzgebungskompetenz für eine bestimmte Rege-

lung im Zusammenhang mit der Zuweisung von Leis-

tungsgruppen hat, ist zwar grundsätzlich schwierig zu be-

antworten. Denn die Zuweisung einer Leistungsgruppe ist 

sowohl für die Leistungserbringung nach dem SGB V als 

auch für die Krankenhausfinanzierung nach dem KHG 

und dem KHEntgG wie für die Krankenhausplanung rele-

vant (zu Letzterem vgl. die Begründung des Gesetzent-

wurfs zum KHVVG hinsichtlich des § 6 a KHG,  

BT-Drs. 20/11854, S. 183: „Bei der Zuweisung einer Leis-

tungsgruppe handelt es sich um eine Planungsentschei-

dung der zuständigen Landesbehörde …“). Während der 

Bund auf den beiden zuerst genannten Gebieten nach Ar-

tikel 74 Abs. 1 Nrn. 12 und 19 a des Grundgesetzes (GG) 

die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz hat, fällt 

die Krankenhausplanung nach Artikel 70 Abs. 1 GG in die 

ausschließliche Gesetzgebungskompetenz der Länder. 

Das sich daraus auf dem Gebiet der Krankenhausfinan-

zierung ergebenden „Kompetenzverschränkungen“  

(BT-Drs. 20/11854, S. 122) sind mitunter schwer aufzulö-

sen. Jedoch lässt sich mit großer Sicherheit feststellen, 

dass der Bund das Verfahren des MD hinsichtlich der Prü-

fung der Erfüllung der nach § 135 e Abs. 2 Satz 2 SGB V 

maßgeblichen Qualitätskriterien zum einen bereits um-

fassend in § 275 a SGB V geregelt und zum anderen vor-

gesehen hat, dass zur Gewährleistung einer einheitlichen 

Verfahrensweise der MD Bund das Verfahren näher 

durch eine Richtlinie nach § 283 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB 

V regelt (vgl. auch BT-Drs. 20/11854, S. 169). Raum für 

eine landesgesetzliche Regelung, die diese bundesrecht-

lichen Vorgaben ergänzt oder gar von ihnen abweicht, 

weil die bundesrechtlichen Vorgaben für unzureichend  

oder falsch erachtet werden, besteht nicht. Wir würden 
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daher dringend von der Aufnahme einer Regelung der 

o. g. Art in das NKHG abraten. 

 

Eine Regelung, die im Hinblick auf die Gesetzgebungs-

kompetenz des Landes verfassungsrechtlich unbedenk-

lich wäre, könnte zwar z. B. (in Anlehnung an § 41 Abs. 2 

Satz 4 der Niedersächsischen Bauordnung) wie folgt lau-

ten: 

 

„5Die für die Zuweisung von Leistungsgruppen 

zuständige Stelle darf den Medizinischen Dienst 

um die Übermittlung personenbezogener Daten 

ersuchen, [und die ihr daraufhin übermittelten 

personenbezogenen Daten verarbeiten], soweit 

dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 

ist.“ 

 

Der praktische Nutzen einer solchen Regelung hinge je-

doch davon ab, ob der MD für die Übermittlung der Daten 

eine hinreichende gesetzliche Ermächtigungsgrundlage 

hätte, was bundesrechtlich zu regeln wäre. Das MS 

spricht sich für den Fall, dass die o. g. Regelung einer 

Verpflichtung des MD im Landesgesetz aus verfassungs-

rechtlichen Gründen als nicht tragfähig angesehen wer-

den sollte, zumindest die vorstehende Regelung in das 

Gesetz aufzunehmen.  

  

 5. In § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d wird die Angabe 

„Satz 6“ durch die Angabe „Satz 8“ ersetzt. 

  

 Anmerkung: 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle Folgeänderung 

wegen der redaktionellen Änderung der Satzzählung bei 

Nummer 1 des Entwurfs (§ 5 Abs. 5 NKHG). 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

  

 Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 

in Kraft. 

unverändert 

 

 



 

 

Niedersächsischer Landtag Hannover, den 13.01.2025 

Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 83/892/1493-83 
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Gesetz  Gesetz  

zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

  

Artikel 1 Artikel 1 

  

 Das Niedersächsische Krankenhausgesetz in der 

Fassung vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376) wird wie 

folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Krankenhausgesetz 
__________ vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376), ge-

ändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Dezem-

ber 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 118), wird wie folgt geän-

dert: 

  

Nachrichtlich (§ 5 Abs. 5 Satz 1):  

  

„1Der Krankenhausplan legt die zur Erreichung  

seiner Ziele und zur Umsetzung der Vorgaben des 

Krankenhausfinanzierungsgesetzes erforderlichen 

Allgemeinkrankenhäuser und Fachkrankenhäuser, 

gegliedert nach den Standorten, der Zahl der Plan-

betten und teilstationären Plätze und den Fachrich-

tungen, sowie die Ausbildungsstätten nach § 2 

Nr. 1a KHG fest.“ 

 

  

1. § 5 wird wie folgt geändert: 1. § 5 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

  

In Absatz 5 werden nach Satz 1 die folgenden 

Sätze 1a und 1b eingefügt: 

a) Es __________ werden __________ die fol-

genden neuen Sätze 2 und 3 eingefügt: 

  

„1aMit Wirkung ab dem 01.01.2027 erfolgt mit Aus-

nahme der Fachrichtungen Psychiatrie und Psycho-

therapie, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psy-

chotherapie sowie Psychosomatische Medizin und 

Psychotherapie die Festlegung gemäß Satz 1 an-

stelle von Fachrichtungen und Planbetten auf der 

Grundlage von Leistungsgruppen und Planfallzah-

len. 1bUnbeschadet der Festlegung von Leistungs-

gruppen und Planfallzahlen kann zusätzlich die Aus-

weisung von Planbetten erfolgen.“ 

„2Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2027 ist die 

Festlegung nach Satz 1 nach __________ 

Leistungsgruppen und Planfallzahlen anstelle 
von Fachrichtungen und Planbetten zu glie-

dern; ausgenommen davon sind die Fach-

richtungen Psychiatrie und Psychotherapie, 

Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psycho-

therapie sowie Psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie. 3__________ Neben Leis-

tungsgruppen und Planfallzahlen können  

weiterhin auch die Zahl der Planbetten und 

die Fachrichtungen ausgewiesen werden.“ 

  

 Anmerkung: 

Der Krankenhausplan nach § 6 des Krankenhausfinan-

zierungsgesetzes (KHG) und § 5 des Niedersächsischen 

Krankenhausgesetzes (NKHG) ist eine zunächst verwal-

tungsinterne Planungsentscheidung, die die Grundlage 

für die gegenüber dem Träger eines Krankenhauses zu 

treffende Feststellung der Aufnahme eines Krankenhau-

ses in den Krankenhausplan durch Bescheid nach § 8 

Abs. 1 Satz 3 KHG i. V. m. § 6 NKHG (Feststellungsbe-

scheid) bildet (zum Verfahren siehe etwa BVerwG, Urteil 

vom 25.09.2008 - 3 C 35.07 -, BVerwGE 132, 64, bei juris 

Rn. 17, m. w. N.). Konstitutive Außenwirkung hat dabei 

allerdings nicht der Krankenhausplan, sondern erst der 

Feststellungsbescheid; die rechtsverbindliche Kranken-

hausplanung eines Landes ergibt sich daher noch nicht 
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aus dem Krankenhausplan als solchem, sondern erst aus 

der Summe der in den Feststellungsbescheiden getroffe-

nen Planaufnahmeentscheidungen (BVerwG, Urteil vom 

14.04.2011 - 3 C 17.10 -, BVerwGE 139, 309, bei juris 

Rn. 12 ff., m. w. N.). Vor diesem Hintergrund hat die pla-

nerische Darstellung von Planfallzahlen im Krankenhaus-

plan auch noch keine unmittelbare Verbindlichkeit für die 

im Außenverhältnis gegenüber dem jeweiligen Kranken-

hausträger zu treffende Entscheidung über die Vorgabe 

von Planfallzahlen. Diese wird vielmehr ggf. gesondert 

auf Grundlage des § 6 a Abs. 1 Satz 2 KHG durch  

Bescheid gegenüber dem Krankenhausträger getroffen. 

Daher lässt sich aus der Darstellung von Planfallzahlen 

im Krankenhausplan auch noch keine verbindliche Fest-

legung dahingehend ableiten, dass dem betreffenden 

Krankenhausträger auch tatsächlich entsprechende Plan-

fallzahlen vorgegeben werden. 

 

Vor diesem Hintergrund bestünden aus unserer Sicht 

keine durchgreifenden Bedenken, die Formulierung der 

neuen Sätze 2 und 3 so zu belassen, wie wir sie in Vor-

lage 4 (S. 2) vorgeschlagen und hier noch einmal wieder-

geben haben. Denn die Vorgabe, dass im Krankenhaus-

plan Planfallzahlen darzustellen sind, bedeutet, wie dar-

gelegt, keine verbindliche Verpflichtung, auch im Außen-

verhältnis gegenüber den Krankenhausträgern tatsäch-

lich entsprechende Planfallzahlen vorzugeben. Soll im 

Außenverhältnis keine Planfallzahl vorgegeben werden, 

könnte der gesetzlichen Vorgabe im Übrigen dadurch ent-

sprochen werden, dass im Krankenhausplan als Planfall-

zahl „0“ ausgewiesen wird. 

 

Der Krankenhausplan dient indes auch der Verwirkli-

chung der Ziele bzw. der Umsetzung der Vorgaben des 

KHG (§ 6 Abs. 1 KHG, § 5 Abs. 5 Satz 1 NKHG). Daher 

könnte einiges dafür sprechen, die wesentlichen Parame-

ter der Krankenhausfinanzierung im Krankenhausplan 

transparent darzustellen. Soll sich die Vergütung eines 

Vorhaltebudgets nach § 6 b des Krankenhausentgeltsge-

setzes (KHEntgG) auf Grundlage des § 37 KHG für ein 

Krankenhaus tatsächlich nicht nach Planfallzahlen (§ 37 

Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 KHG), sondern nach bestimmten Ist-

Zahlen (§ 37 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 KHG) oder einer anderen 

nach § 37 Abs. 2 Satz 3 oder 7 KHG zu berücksichtigen-

den Anzahl der Fälle eines Krankenhausstandorts be-

rechnen, so könnte es sich daher anbieten, anstelle von 

Planfallzahlen diese Anzahl im Krankenhausplan auszu-

weisen. Eine Formulierung, die dem Rechnung trüge, 

könnte z. B. wie folgt lauten: 
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 „2Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2027 ist die 

Festlegung nach Satz 1  

 

1.  anstelle der Fachrichtungen nach Leis-

tungsgruppen und 

 

2.  anstelle der Zahl der Planbetten 

 

a)  nach Planfallzahlen oder, 

 

b)  soweit keine Planfallzahlen vor-

gegeben werden sollen, nach  

einer anderen nach § 37 Abs. 2 

Satz 3 oder 7 KHG zu berücksich-

tigenden Anzahl der Fälle des je-

weiligen Krankenhausstandorts 

 

zu gliedern; ausgenommen davon sind die 

Fachrichtungen Psychiatrie und Psychothera-

pie, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psy-

chotherapie sowie Psychosomatische Medizin 

und Psychotherapie. 3__________ Neben den 

in Satz 2 Halbsatz 1 genannten Kriterien 

können weiterhin auch die Zahl der Planbet-

ten und die Fachrichtungen ausgewiesen 

werden.“ 

  

 Das MS hätte keine Bedenken gegen eine solche Rege-

lung. 

 

Allerdings wäre dabei zu berücksichtigten, dass allein die 

Vorgabe von Planfallzahlen ein planerisches Instrument 

darstellt, das in der Hand der für die Krankenhausplanung 

zuständigen Landesbehörde liegt. Gibt sie keine Planfall-

zahlen vor oder übermittelt sie dem Institut für das Ent-

geltsystem im Krankenhaus nach § 6 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

KHG keine Planfallzahlen, so tritt bei der Berechnung der 

nach § 37 KHG zu bestimmenden Parameter automatisch 

kraft Gesetzes an die Stelle von Planfallzahlen eine an-

dere nach § 37 Abs. 2 Satz 3 oder 7 KHG zu berücksich-

tigende „Anzahl der Fälle des jeweiligen Krankenhaus-

standorts“, so möglicherweise die Ist-Zahlen nach § 37 

Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 KHG, möglicherweise aber auch nicht, 

so etwa nicht in den Fällen des § 37 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 

KHG. Die Frage, welche Anzahl der Fälle des jeweiligen 

Krankenhausstandortes zu berücksichtigen ist, ist dann 

also keine planerische Entscheidung der für die Kranken-

hausplanung zuständigen Landesbehörde mehr. Diese 

kann vielmehr nur entscheiden, ob sie Planfallzahlen vor-

gibt oder nicht. Tut sie das nicht, greift ohne Weiteres die 

im KHG angelegte gesetzliche Systematik. 
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 b) Die bisherigen Sätze 2 bis 6 werden Sätze 4 

bis 8. 

  

 Anmerkung: 

Der Änderungsbefehl in Buchstabe b ist gegenüber Vor-

lage 4 redaktionell zu berichtigen (nicht die Sätze 2 bis 5 

müssen Sätze 4 bis 7, sondern die Sätze 2 bis 6 müssen 

Sätze 4 bis 8 werden). 

  

2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 

  

„§ 6 a „§ 6 a 

Antrag auf Leistungsgruppen Antrag auf Zuweisung von Leistungsgruppen und 

Vorgabe von Planfallzahlen 

  

 (1) Anträge auf Zuweisung von Leistungsgrup-

pen und Planfallzahlen sind für Plankrankenhäuser 

(§ 3 Nr. 2) vom Krankenhausträger beim für Ge-

sundheit zuständigen Ministerium und für Hoch-

schulkliniken im Sinne von § 108 Nr. 1 SGB V beim 

für Wissenschaft zuständigen Ministerium zu stel-

len. 

 (1) Anträge auf Zuweisung von Leistungsgrup-
pen und Vorgabe von Planfallzahlen sind [für Plan-

krankenhäuser] __________ vom Krankenhausträ-

ger bei dem für Gesundheit zuständigen Ministe-

rium [und für Hochschulkliniken im Sinne des § 108 

Nr. 1 SGB V bei dem für die Hochschulkliniken 

zuständigen Ministerium] zu stellen. 

  

 Anmerkung: 

Wie in Vorlage 4 (S. 6) dargelegt, ordnet § 6 a Abs. 1 

Sätze 1 und 2 KHG bundesgesetzlich an, dass für die Zu-

weisung einer Leistungsgruppe und die Vorgabe einer 

Planfallzahl jeweils „die für die Krankenhausplanung zu-

ständige Landesbehörde“ zuständig ist. Welche Behörde 

dies ist, lässt das Bundesrecht offen. Die Zuweisung der 

Zuständigkeit für die Krankenhausplanung hat vielmehr 

durch das jeweilige Land zu erfolgen; das Bundesrecht 

ordnet aber an, dass aus der Zuständigkeit für die Kran-

kenhausplanung auch die Zuständigkeit für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen und für die Vorgabe von 

Planfallzahlen folgt. In Niedersachsen ist die Zuständig-

keit für die Krankenhausplanung in § 5 Abs. 1 Satz 1 

NKHG bisher ausschließlich dem für Gesundheit zustän-

digen Ministerium (MS) zugewiesen; eine Zuständigkeit 

oder auch nur eine verbindliche Mitwirkung des für die 

Hochschulkliniken zuständigen Ministeriums (MWK) hin-

sichtlich der Hochschulkliniken an der Krankenhauspla-

nung ist gegenwärtig gesetzlich nicht vorgesehen. Aus 

der bundesrechtlichen Vorgabe, dass die Zuständigkeit 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen der Zuständigkeit für die Kranken-

hausplanung folgt, ergibt sich mithin, dass das MWK 

mangels Zuständigkeit für die Krankenhausplanung auch 

nicht ohne Weiteres für die Zuweisung von Leistungs-

gruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen zuständig 

sein kann. 

 

Nimmt man den Wortlaut der Entwurfsregelung an dieser 

Stelle genau, soll allerdings auch nicht unmittelbar die Zu-

ständigkeit für die Entscheidung über die Zuweisung von 

Leistungsgruppen oder die Vorgabe von Planfallzahlen 
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geregelt werden, sondern nur, dass die entsprechenden 

Anträge für Hochschulkliniken beim MWK zu stellen sind 

(so auch die im Entwurf vorgesehene Überschrift des 

§ 6 a: „Antrag auf …“); dass das MWK insoweit auch für 

die Entscheidung zuständig sein soll, mag der Entwurfs-

regelung zwar mittelbar zu entnehmen sein, ausdrücklich 

geregelt würde dies jedoch nicht. Auch die Absätze 2 

bis 4 sollen nach ihrem Wortlaut nicht die Entscheidung 

über die Anträge, sondern nur das zur Entscheidung füh-

rende Verfahren regeln. 

 

Um das Problem der möglichen Unvereinbarkeit mit den 

bundesrechtlichen Vorgaben in § 6 a Abs. 1 Sätze 1 und 2 

KHG zu lösen, könnte man sich hier evtl. mit einer gesetz-

lichen Fiktion behelfen, nämlich indem man landesge-

setzlich das MWK nur für die Zuweisung von Leistungs-

gruppen und die Vorgabe von Planfallzahlen für Hoch-

schulkliniken - neben dem für die Plankrankenhäuser zu-

ständigen MS - als „für die Krankenhausplanung zustän-

dige Landesbehörde“ fingiert. Eine solche Regelung, die 

man hier als neuen Satz 2 anfügen könnte, könnte z. B. 

lauten: 

 

„2Für die Zuweisung von Leistungsgruppen und 

die Vorgabe von Planfallzahlen für Hochschulkli-

niken gilt abweichend von § 5 Abs. 1 Satz 1 das 

für die Hochschulkliniken zuständige Ministe-

rium als die für die Krankenhausplanung zustän-

dige Landesbehörde im Sinne des § 6 a KHG.“ 

 

Das MS hätte keine Bedenken gegen eine solche Rege-

lung. Würde man eine solche Regelung einfügen, könn-

ten die in unserem obigen Formulierungsvorschlag zu Ab-

satz 1 (Satz 1) in eckige Klammern gesetzten Worte je-

weils beibehalten werden. 

 

Wegen der Gefahr möglicherwiese unkoordinierter Ent-

scheidungen des MS einerseits und des MWK anderer-

seits verweisen wir darauf, dass das MS eine Lösung im 

Rahmen des noch ausstehenden weiteren Gesetzes zur 

Änderung des NKHG in Aussicht gestellt hat und bis da-

hin von einer pragmatischen Lösungsmöglichkeit aus-

geht. Falls gleichwohl bereits jetzt gesetzgeberische Vor-

kehrungen getroffen werden sollen, könnte evtl. der fol-

gende neue Satz 3 angefügt werden: 

 

„3Die Entscheidungen über die Zuweisung von 

Leistungsgruppen und die Vorgabe von Planfall-

zahlen, die das für Gesundheit zuständige Minis-

terium für die Plankrankenhäuser und das für 

die Hochschulkliniken zuständige Ministerium 

für die Hochschulkliniken treffen, sind aufeinan-

der abzustimmen.“ 

  

Das MS hätte keine Bedenken gegen eine solche Rege-

lung. 
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 (2) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und Plan-

fallzahlen hat auf elektronischem Weg mittels Da-

tenfernübertragung über ein vom für Gesundheit zu-

ständigen Ministerium eröffnetes IT-Antragsportal 

zu erfolgen. 2Die antragstellenden Krankenhausträ-

ger sind verpflichtet, die für die Durchführung des 

Antragsverfahrens erforderlichen Auskünfte zu er-

teilen. 3Treten im Verlauf des Antragsverfahrens we-

sentliche Änderungen auf, sind diese unverzüglich 

mitzuteilen. 4Die für die Nutzung des IT-Antragspor-

tals vom für Gesundheit zuständigen Ministerium er-

lassenen Nutzungsvorgaben sind zu beachten. 

 (2) 1__________ (jetzt in Absatz 3 Satz 1) 2Die 

____ Krankenhausträger haben der für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen zuständigen Stelle die für die 

Durchführung des Antragsverfahrens erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen. 3Treten im Verlauf des An-

tragsverfahrens wesentliche Änderungen auf, sind 
diese der in Satz 2 genannten Stelle unverzüglich 

mitzuteilen. 4__________ (jetzt in Absatz 3 Satz 3) 

  

 (3) Der technische Zugang zum IT-Antragspor-

tal wird den antragsberechtigten Krankenhausträ-

gern der Plankrankenhäuser (§ 3 Nr. 2) und Hoch-

schulkliniken von Amts wegen ermöglicht. 

 (3) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die 

Vorgabe von Planfallzahlen hat auf elektronischem 

Wege __________ über ein von dem für Gesund-

heit zuständigen Ministerium eröffnetes IT-Antrag-
sportal zu erfolgen. ²Der technische Zugang zum IT-

Antragsportal wird den _____ Krankenhausträgern 
__________ von Amts wegen eröffnet. 3Die für die 

Nutzung des IT-Antragsportals von dem für Ge-

sundheit zuständigen Ministerium erlassenen Nut-

zungsvorgaben sind zu beachten. 

  

 Anmerkung: 

Zu Satz 2: 

Siehe unsere Formulierungsvorschläge und die diesbe-

zügliche Anmerkung in Vorlage 4 (S. 8 f.). Wir schlagen 

nunmehr im Einvernehmen mit MS vor, die in Vorlage 4 

noch in eckige Klammern gesetzten Worte „Plankranken-

häuser … und Hochschulkliniken“ zu streichen. Diese 

sind überflüssig; ihre Streichung verkürzt die Regelung. 

  

 (4) 1Die zuständigen Ministerien sind berech-

tigt, die Anträge und erteilten Auskünfte für den 

Zweck der Prüfung der Erfüllung der Qualitätskrite-

rien an den Medizinischen Dienst weiterzuleiten. 
2Der Medizinische Dienst leitet seine Prüfergeb-

nisse den Ministerien zu. 3Die Übermittlungen nach 

den Sätzen 1 und 2 erfolgen auf elektronischem 

Weg.“ 

 (4) 1Die für die Zuweisung von Leistungs-

gruppen zuständige Stelle hat bei der Beauftra-

gung des Medizinischen Dienstes nach § 275 a 

Abs. 2 Satz 1 SGB V diesem die ihr vorliegenden 

Anträge und ____ Auskünfte __________ auf elekt-
ronischem Wege zu übermitteln. 2__________ 
3__________ (jetzt in Satz 1) 

  

3. § 18 wird wie folgt geändert: 3. In § 18 __________ Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe 

„Abs. 5“ durch die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

  

In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 5“ durch 

die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

 

  

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 

und 4 angefügt: 

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 bis 5 

angefügt: 

  

„3Das für Gesundheit zuständige Ministerium und 

das für Wissenschaft zuständige Ministerium dürfen 

personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies 

„3Die für die Zuweisung von Leistungsgruppen und 

die Vorgabe von Planfallzahlen zuständige Stelle 

__________ darf personenbezogene Daten von in 
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zur Erfüllung der Aufgaben zur Zuweisung von Leis-

tungsgruppen erforderlich ist. 4Die Befugnis nach 

Satz 3 umfasst auch die Übermittlung der entspre-

chenden Daten an den und vom Medizinischen 

Dienst.“ 

einem Krankenhaus beschäftigten oder sonst tä-

tigen Personen verarbeiten, soweit dies zur Erfül-

lung dieser Aufgaben ____ erforderlich ist. 4Dies 

umfasst die Befugnis, __________ personenbezo-

gene Daten an den __________ Medizinischen 

Dienst zu übermitteln, soweit dies zur Erfüllung 

seiner Aufgaben bei der Zuweisung von Leis-

tungsgruppen erforderlich ist. 5Die für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen zuständige Stelle 

darf den Medizinischen Dienst um die Übermitt-

lung personenbezogener Daten ersuchen, so-

weit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-

lich ist.“ 

  

 Anmerkung: 

Der vorgeschlagene Satz 5 entspricht der in Vorlage 4 auf 

S. 14 vorgeschlagenen Fassung, für die sich auch MS 

ausgesprochen hatte. Gegenüber jener Formulierung 

sollten aber die dort noch in eckige Klammern gesetzten 

Worte „und die ihr daraufhin übermittelten personenbezo-

genen Daten verarbeiten“ entfallen. Dass die für die Zu-

weisung von Leistungsgruppen zuständige Stelle die ihr 

vom Medizinischen Dienst übermittelten Daten ggf. auch 

(weiter-)verarbeiten darf, ergibt sich eindeutig aus der all-

gemeinen Verarbeitungsbefugnis nach Satz 3. Eine noch-

malige Regelung an dieser Stelle wäre überflüssig; die 

Regelung kann so zudem kürzer gefasst werden. 

  

 5. In § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d wird die Angabe 

„Satz 6“ durch die Angabe „Satz 8“ ersetzt. 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

  

 Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 

in Kraft. 

unverändert 

 

 



 

 

Niedersächsischer Landtag Hannover, den 16.01.2025 

Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 83/892/1496-83 
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Gesetz  Gesetz  

zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

zur Änderung des Niedersächsischen  

Krankenhausgesetzes 

  

Artikel 1 Artikel 1 

  

 Das Niedersächsische Krankenhausgesetz in der 

Fassung vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376) wird wie 

folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Krankenhausgesetz 
__________ vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 376), ge-

ändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Dezem-

ber 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 118), wird wie folgt geän-

dert: 

  

1. § 5 wird wie folgt geändert: 1. § 5 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

  

In Absatz 5 werden nach Satz 1 die folgenden 

Sätze 1a und 1b eingefügt: 

a) Es __________ werden __________ die fol-

genden neuen Sätze 2 und 3 eingefügt: 

  

„1aMit Wirkung ab dem 01.01.2027 erfolgt mit Aus-

nahme der Fachrichtungen Psychiatrie und Psycho-

therapie, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psy-

chotherapie sowie Psychosomatische Medizin und 

Psychotherapie die Festlegung gemäß Satz 1 an-

stelle von Fachrichtungen und Planbetten auf der 

Grundlage von Leistungsgruppen und Planfallzah-

len. 1bUnbeschadet der Festlegung von Leistungs-

gruppen und Planfallzahlen kann zusätzlich die Aus-

weisung von Planbetten erfolgen.“ 

„2Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2027 ist die 

Festlegung nach Satz 1  

 
1.  anstelle der Fachrichtungen nach Leis-

tungsgruppen und 

 
2.  anstelle der Zahl der Planbetten 

 
a)  nach Planfallzahlen oder, 

 

b)  soweit keine Planfallzahlen vor-

gegeben werden sollen, nach  

einer anderen nach § 37 Abs. 2 

Satz 3 oder 7 KHG zu berücksich-

tigenden Anzahl der Fälle des je-

weiligen Krankenhausstandorts 

 

zu gliedern; ausgenommen davon sind die 

Fachrichtungen Psychiatrie und Psychothera-

pie, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psy-

chotherapie sowie Psychosomatische Medizin 
und Psychotherapie. 3__________ Neben den 

in Satz 2 Halbsatz 1 genannten Kriterien 

können weiterhin auch die Zahl der Planbet-

ten und die Fachrichtungen ausgewiesen 

werden.“ 

  

 b) Die bisherigen Sätze 2 bis 6 werden Sätze 4 

bis 8. 

  

2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 2. Nach § 6 wird der folgende § 6 a eingefügt: 

  

„§ 6 a „§ 6 a 

Antrag auf Leistungsgruppen Antrag auf Zuweisung von Leistungsgruppen und 

Vorgabe von Planfallzahlen 

  

 (1) Anträge auf Zuweisung von Leistungsgrup-

pen und Planfallzahlen sind für Plankrankenhäuser 

 (1) 1Anträge auf Zuweisung von Leistungs-

gruppen und Vorgabe von Planfallzahlen sind für 
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(§ 3 Nr. 2) vom Krankenhausträger beim für Ge-

sundheit zuständigen Ministerium und für Hoch-

schulkliniken im Sinne von § 108 Nr. 1 SGB V beim 

für Wissenschaft zuständigen Ministerium zu stel-

len. 

Plankrankenhäuser __________ vom Kranken-
hausträger bei dem für Gesundheit zuständigen Mi-

nisterium und für Hochschulkliniken im Sinne des 

§ 108 Nr. 1 SGB V bei dem für die Hochschulkli-

niken zuständigen Ministerium zu stellen. 2Für die 

Zuweisung von Leistungsgruppen und die Vor-

gabe von Planfallzahlen für Hochschulkliniken 

gilt abweichend von § 5 Abs. 1 Satz 1 das für die 

Hochschulkliniken zuständige Ministerium als 

die für die Krankenhausplanung zuständige Lan-

desbehörde im Sinne des § 6 a KHG. 3Die Ent-

scheidungen über die Zuweisung von Leis-

tungsgruppen und die Vorgabe von Planfallzah-

len, die das für Gesundheit zuständige Ministe-

rium für die Plankrankenhäuser und das für die 

Hochschulkliniken zuständige Ministerium für 

die Hochschulkliniken treffen, sind aufeinander 

abzustimmen. 

  

 (2) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und Plan-

fallzahlen hat auf elektronischem Weg mittels Da-

tenfernübertragung über ein vom für Gesundheit zu-

ständigen Ministerium eröffnetes IT-Antragsportal 

zu erfolgen. 2Die antragstellenden Krankenhausträ-

ger sind verpflichtet, die für die Durchführung des 

Antragsverfahrens erforderlichen Auskünfte zu er-

teilen. 3Treten im Verlauf des Antragsverfahrens we-

sentliche Änderungen auf, sind diese unverzüglich 

mitzuteilen. 4Die für die Nutzung des IT-Antragspor-

tals vom für Gesundheit zuständigen Ministerium er-

lassenen Nutzungsvorgaben sind zu beachten. 

 (2) 1__________ (jetzt in Absatz 3 Satz 1) 2Die 

____ Krankenhausträger haben der für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen und die Vorgabe 

von Planfallzahlen zuständigen Stelle die für die 

Durchführung des Antragsverfahrens erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen. 3Treten im Verlauf des An-

tragsverfahrens wesentliche Änderungen auf, sind 
diese der in Satz 2 genannten Stelle unverzüglich 

mitzuteilen. 4__________ (jetzt in Absatz 3 Satz 3) 

  

 (3) Der technische Zugang zum IT-Antragspor-

tal wird den antragsberechtigten Krankenhausträ-

gern der Plankrankenhäuser (§ 3 Nr. 2) und Hoch-

schulkliniken von Amts wegen ermöglicht. 

 (3) 1Die Antragstellung und Auskunftserteilung 

für die Zuweisung von Leistungsgruppen und die 

Vorgabe von Planfallzahlen hat auf elektronischem 

Wege __________ über ein von dem für Gesund-

heit zuständigen Ministerium eröffnetes IT-Antrag-
sportal zu erfolgen. ²Der technische Zugang zum IT-

Antragsportal wird den _____ Krankenhausträgern 
__________ von Amts wegen eröffnet. 3Die für die 

Nutzung des IT-Antragsportals von dem für Ge-

sundheit zuständigen Ministerium erlassenen Nut-

zungsvorgaben sind zu beachten. 

  

 (4) 1Die zuständigen Ministerien sind berech-

tigt, die Anträge und erteilten Auskünfte für den 

Zweck der Prüfung der Erfüllung der Qualitätskrite-

rien an den Medizinischen Dienst weiterzuleiten. 
2Der Medizinische Dienst leitet seine Prüfergeb-

nisse den Ministerien zu. 3Die Übermittlungen nach 

den Sätzen 1 und 2 erfolgen auf elektronischem 

Weg.“ 

 (4) 1Die für die Zuweisung von Leistungs-

gruppen zuständige Stelle hat bei der Beauftra-

gung des Medizinischen Dienstes nach § 275 a 

Abs. 2 Satz 1 SGB V diesem die ihr vorliegenden 

Anträge und ____ Auskünfte __________ auf elekt-
ronischem Wege zu übermitteln. 2__________ 
3__________ (jetzt in Satz 1) 
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3. § 18 wird wie folgt geändert: 3. In § 18 __________ Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe 

„Abs. 5“ durch die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

  

In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 5“ durch 

die Angabe „Abs. 6“ ersetzt. 

 

  

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 

und 4 angefügt: 

4. Dem § 33 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 bis 5 

angefügt: 

  

„3Das für Gesundheit zuständige Ministerium und 

das für Wissenschaft zuständige Ministerium dürfen 

personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies 

zur Erfüllung der Aufgaben zur Zuweisung von Leis-

tungsgruppen erforderlich ist. 4Die Befugnis nach 

Satz 3 umfasst auch die Übermittlung der entspre-

chenden Daten an den und vom Medizinischen 

Dienst.“ 

„3Die für die Zuweisung von Leistungsgruppen und 

die Vorgabe von Planfallzahlen zuständige Stelle 

__________ darf personenbezogene Daten von in 

einem Krankenhaus beschäftigten oder sonst tä-

tigen Personen verarbeiten, soweit dies zur Erfül-

lung dieser Aufgaben ____ erforderlich ist. 4Dies 

umfasst die Befugnis, __________ personenbezo-

gene Daten an den __________ Medizinischen 

Dienst zu übermitteln, soweit dies zur Erfüllung 

seiner Aufgaben bei der Zuweisung von Leis-

tungsgruppen erforderlich ist. 5Die für die Zuwei-

sung von Leistungsgruppen zuständige Stelle 

darf den Medizinischen Dienst um die Übermitt-

lung personenbezogener Daten ersuchen, so-

weit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-

lich ist.“ 

  

 5. In § 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d wird die Angabe 

„Satz 6“ durch die Angabe „Satz 8“ ersetzt. 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

  

 Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 

in Kraft. 

unverändert 
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